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Vorbemerkung

Die Erwartungen an Familien mit Migrations hin-
tergrund sind enorm. Sie sollen den Inte gra-
tionsprozess aller Familienmitglieder in die Gesell-
schaft unterstützen, den Kindern und Heran-
wachsenden deutsche Sprachkenntnisse ver-
mitteln, ihren Bildungsweg konstruktiv begleiten 
und Werte und Lebenshaltungen vermitteln, die 
ein angepasstes Leben ermöglichen. Haben Kin-
der Probleme in der Schule, werden häufi g die 
Eltern hierfür verantwortlich gemacht.

Übersehen wird, dass auch die Familien von 
Menschen mit Migrationshintergrund vom ge-
sellschaftlichen Wandel betroffen sind und in 
 zunehmendem Maße auf gesellschaftliche Hilfen 
bei der Bewältigung ihrer Aufgaben angewiesen 
sind. Bei Migrationsfamilien kommt hinzu, dass 
sie überproportional von Arbeitslosigkeit und 
 Armut betroffen sind. Die Probleme kumulieren 
in wirtschaftlich und sozial benachteiligten 
 Stadtteilen.

Dieses Gutachten von Ursula Boos-Nünning 
analysiert differenziert die Lebenssituation und 
die Familienstrukturen von Migrationsfamilien. 
Insbesondere die Benachteiligungen von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund im 
Bildungssystem werden beschrieben. Besonderes 
Augenmerk richtet sie auf die in den Familien 
wirksamen Werte und Erziehungsziele. 

Sie fordert eine interkulturelle Öffnung der 
für Erziehung und Bildung relevanten Institutio-
nen der Einwanderungsgesellschaft, angefangen  
vom Kindergarten über die Schule bis  hin zur 
 Familien- und Jugendhilfe. Hierbei müssen die 
Potenziale und Ressourcen der Migrationsfami-
lien adäquat in den Integrationskonzepten be-
rücksichtigt werden. 

Günther Schultze
Leiter des Gesprächskreises Migration und 

Integration der Friedrich-Ebert-Stiftung 



5

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Zusammenfassung

In Hinblick auf die Erziehung und Bildung der 
nachwachsenden Generation werden hohe An-
forderungen an die Familien insgesamt und ins-
besondere an die Migrationsfamilien gestellt. 
 Deren Erfüllung wird umso bedeutsamer je stär-
ker sich die Gesellschaft in Deutschland verän-
dert. In der multiethnischen (westdeutschen) 
Stadtgesellschaft wachsen schon heute überwie-
gend Kinder auf, die einen Migrationshinter-
grund haben. 

1. Differenzierungen berücksichtigen

Migrationsfamilien differenzieren sich nach dem 
Einwanderungsgrund, der nationalen oder ethni-
schen Herkunft, der Religion, dem Bildungsstand 
und der berufl ichen Qualifi kation aber auch nach 
ihren Orientierungen. Auch der sozio-ökonomi-
sche Status der Familien sowie der Bildungsgrad 
haben sich ausdifferenziert; es gibt eine steigende 
Zahl an Personen mit akademischem Abschluss 
und (seltener) mit entsprechender Position, an 
Selbstständigen und Betriebsinhabern. Aber Ar-
mut und das Leben in sozial benachteiligenden 
Stadtteilen prägen Migrationsfamilien überdurch-
schnittlich häufi g und die Rahmenbedingungen 
wirken sich im besonderen Maße auf Erziehung 
und Bildung aus. Sie begrenzen die Ressourcen 
der Familien im Umgang mit ihren Kindern. Al-
lerdings wirken  Migrationsfamilien in den Stadt-
teilen – anders als es häufi g vermittelt wird – als 
stabilisierendes Element.

2. Migrationsfamilien sind manchmal anders

In diesen Familien gibt es weniger Trennungen 
und Scheidungen, altersmäßig frühere Eheschlie-
ßungen und eine größere Kinderzahl. Wegen der 
nicht unerheblichen Zahl der transnationalen 
Ehen sind die Voraussetzungen der Ehepartnerin-

nen und Ehepartner häufi g unterschiedlich. Bei-
de Elternteile können ihre Sozialisation in einem 
anderen Land erlebt haben, häufi ger ist ein Ehe-
partner in Deutschland, einer in einem anderen 
Land aufgewachsen (transnationale Ehen) oder 
beide Partner haben in Deutschland ihre Erzie-
hung und Bildung erfahren. Dadurch sind unter-
schiedliche Voraussetzungen für Erziehung und 
Bildung gegeben. Relativ selten sind bi-ethnische 
Ehen.

Die Geschlechterrollen als innerfamiliäre Auf-
gabenverteilung und die Ausbalancierung von 
Berufs- und Familienrolle sind bei den jungen 
Menschen sehr ähnlich, gleich ob sie einheimisch 
deutsche sind oder einen Migrationshintergrund 
besitzen. In allen Gruppen gibt es bei der jetzigen 
Elterngeneration häufi ger egalitäre Muster als bei 
deren Eltern. Bei beiden Gruppen verliert das ega-
litäre Muster zu Lasten der Frau bei der Geburt 
des ersten Kindes an Bedeutung.

3. Traditionelle aber im Vergleich zur 
 Elterngeneration veränderte Werte

Zentral für das Aufwachsen von Kindern sind die 
Werte, die Eltern vermitteln wollen. Migrations-
familien vertreten häufi g als traditionell bezeich-
nete Werte wie Familialismus, Religiosität, Res-
pekt und eine traditionelle Sexualmoral. Aller-
dings unterliegen diese Werte in der jetzigen El-
terngeneration einem Wandel. Dieser bedeutet 
aber nicht die Anpassung an die Vorstellungen 
der einheimisch deutschen Familien, sondern 
schafft spezifi sche Werthaltungen. Weitere Werte 
sind der Wunsch nach Bildung und nach Zwei- 
(mehr)sprachigkeit der Kinder. Die Werte sind so-
wohl in ihrer Bedeutung für die Familien selbst 
als auch für die Bildungseinrichtungen und die 
Gesellschaft Ressourcen, über die die Migrations-
familien verfügen. Eine Auseinandersetzung mit 
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den Werten wie auch mit den Erziehungsstilen 
fordert zum Nachdenken und zur Auseinander-
setzung mit stereotypisierenden Vorstellungen in 
der (einheimisch)deutschen Gesellschaft auf. 

4. Das Scheitern an der Schule trotz hoher   
 Bildungsansprüche 

Migrationsfamilien können ihre Vorstellungen 
von einer gehobenen Bildung ihrer Kinder (mög-
lichst ein Studienabschluss) in vielen Fällen nicht 
in Bildungserfolge umsetzen. Die durchgehende 
schlechtere Bildungsbilanz bei allerdings einer 
langsam ansteigenden Zahl von Erfolgreichen, 
lässt neben den Ursachen in der Familie nach Be-
dingungen im Bildungssystem (von Kindertages-
stätte bis zum Gymnasium) fragen. Diese Frage 
muss umso nachdrücklicher gestellt werden, weil 
in Deutschland Benachteiligungen, die aus der 
familiären Sozialisation entstanden sind, im Bil-
dungssystem deutlich seltener als in vielen an-
deren Ländern kompensiert werden. Die Verlage-
rung von Bildungsaufgaben in die Familie und 
das Maß an Unterstützung, das gefordert wird – 
gleich ob es leistbar ist oder nicht – wie auch 
 Kooperationsversäumnisse und -hindernisse stel-
len wesentliche Gründe dafür da.

5. Keine Hilfen bei familiären Krisen

Migrationsfamilien geraten – wie einheimisch 
deutsche Familien auch – in Krisen, wenn die Be-
ziehung der Eltern zerbricht und es zur Trennung 
oder Scheidung kommt, oder wenn in der Familie 
Gewalt ausgeübt wird – sei es gegen den Ehepart-
ner oder gegenüber den Kindern. Aber auch Fak-
toren, die das Kind betreffen wie eine Behinde-
rung oder – auf einer ganz anderen Ebene – Delin-

quenz oder Sucht kann die Erziehungskraft der 
Familie in höchstem Maße fordern. Dieses gilt 
vor allem dann, wenn das Hilfesystem, das für 
diese Fälle vorgesehen ist, die Migrationsfamilien 
nicht erreicht. 

6. Inanspruchnahmebarrieren und/oder 
 fehlende Teilhabe und Anerkennung

Die fehlende Unterstützung bei der Realisierung 
von Bildungsansprüchen und die fehlende Hilfe 
in Krisen- und Notsituationen führt zur Beschäf-
tigung mit den Gründen für die seit Jahrzehnten 
vorhandene und im politischen wie im fachli-
chen Kontext vorgetragene und reklamierte Un-
terversorgung der Migrationsfamilien. Für den 
Anschluss und die Distanz zu den Bildungs- und 
Hilfeeinrichtungen für Kinder, Jugendliche und 
Familien lassen sich die Bilder der – meist ein-
heimisch deutschen – Fachkräfte sowie fehlende 
Teilhabe und Anerkennung auf Seiten der Ein-
richtungen wie auch Inanspruchnahmebarrieren 
auf Seiten der Migrationsfamilien thematisieren.

7. Veränderungsnotwendigkeiten

Die Zusammenarbeit mit Migrationsfamilien –  
so lauten die Konsequenzen aus den Situations-
beschreibungen – muss auf eine neue Basis ge-
stellt werden, die Teilhabe und Anerkennung 
 sichert. Erforderlich ist eine Veränderung in den 
Bildungs- und Beratungseinrichtungen, aber auch 
eine Stärkung der Eltern, damit sie den ihnen zu-
gewiesenen Part an Erziehungs- und Bildungsar-
beit leisten können. Dazu brauchen Migrations-
familien ihre eigenen Netzwerke, die sie unter 
Einbeziehung der Migrantenorganisationen fi n-
den können.
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Einleitung

Das Thema Erziehung und Bildung in Migra-
tionsfamilien erfährt aus zwei Gründen heute 
 erhöhte Aufmerksamkeit. Der erste Grund liegt in 
einer seit etwa zehn Jahren deutlich veränderten 
Wahrnehmung von Einwanderung und den ein-
gewanderten Gruppen in der Öffentlichkeit. Da-
für verantwortlich gemacht werden kann, dass 
seit der Veröffentlichung der Zahlen des Mikro-
zensus 2005 deutlich wurde, dass zwar seit vielen 
Jahren die Zahl der Ausländer und Ausländerin-
nen an der Wohnbevölkerung in Deutschland 
konstant 9,5 Prozent ausmacht, dass aber die 
Zahl der Menschen mit Migrationshintergrund 
19,5 Prozent beträgt. Bei den Geburten sind es 
schon ein Drittel, die keinen nur deutschen Hin-
tergrund haben; der Anteil der jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund an den Jugendlichen 
in den Großstädten Westdeutschlands beträgt 
ca. 40 Prozent, die Zahl der Schulanfänger aus 
Migrationsfamilien in diesen Städten nähert sich 
der 50-Prozent-, in manchen Städten der 70-Pro-
zent-Grenze. Die Einwanderung begann vor nun-
mehr über 50 Jahren als Arbeitskräftewanderung 
und war von allen Beteiligten als vorübergehen-
der Aufenthalt lediger Personen verstanden wor-
den. Das Nachholen von Ehepartnern und Kin-
dern verlief ungeplant, gleiches gilt für die fol-
genden Einwanderungsbewegungen, die der 
Flüchtlinge und die der Aussiedler und Aussiedle-
rinnen. Politik und Gesellschaft gingen  davon 
aus, dass die Migrationsfamilien, die in Deutsch-
land blieben, sich spätestens in der zweiten oder 
dritten Generation integriert hätten, wobei unter 
Integration eine Anpassung an eine unveränderte 
deutsche Kultur und Gesellschaft verstanden 
wurde. Heute wird gesehen, dass sich ein erheb-
licher Teil nicht in dem obigen Sinne integriert 
hat und dass sich die eingewanderten Gruppen 

nicht an eine deutsche „Leitkultur“ anpassen, 
sondern – teilweise – subkulturelle Lebensformen 
und Orientierungen ausbilden. 

Von Beginn der Einwanderung an wurden 
Fragen der Migrationsbevölkerung und des Zu-
sammenlebens in der Öffentlichkeit an Krisen-
symptomen festgemacht: Fehlende Schul- und 
Berufserfolge der jungen Menschen mit Migra-
tionshintergrund, psychische Störungen der jun-
gen Frauen, Gewalt von jungen Männern, von 
letzteren auch abweichendes Verhalten und Kri-
minalität, Ehrenmorde und Zwangsheiraten, reli-
giöse Radikalisierungen werden in der Diskussion 
als migrationsspezifi sche Erscheinungen präsen-
tiert und von der einheimischen deutschen Be-
völkerung als solche wahrgenommen. Häufi g 
werden solche unerwünschten Vorkommnisse 
und Erscheinungen mit bestimmten Einwande-
rergruppen verbunden und zwar bevorzugt mit 
Jugendlichen muslimischer Religion und solchen 
aus Spätaussiedlerfamilien aus Russland. Viele 
einheimische Deutsche haben diese defi zitäre 
Sicht auf junge Menschen mit Migrationshin-
tergrund teilweise übernommen. Bei Diskussion 
der Defi zite wird stets auf die Erziehung und Bil-
dung in den Familien verwiesen. Die Bedeutung 
der Migrationsfamilien im Prozess der Erziehung 
und Bildung der Kinder wird gleichzeitig über- 
und unterschätzt. Überschätzt wird sie, wenn im 
öffentlichen Diskurs Bildungsdefi zite der Kinder 
allein oder überwiegend auf die Sozialisation und 
Erziehung im Elternhaus zurückgeführt und der 
Anteil der Umwelt und der Umfeldfaktoren und 
insbesondere der Bildungsinstitutionen ignoriert 
wird. Unterschätzt wird sie, wenn die Vorstellung 
vertreten wird, ohne oder sogar gegen die Eltern 
Erziehung leisten und Bildungserfolge erreichen 
zu können. 
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Diese Überlegungen führen zu dem zweiten 
Grund für die Konzentration pädagogischer Über-
legungen auf die Migrationsfamilien. Der Familie 
allgemein, sowohl einheimisch deutschen als 
auch Migrationsfamilien, wird entscheidender 
Einfl uss auf die Erziehungs- und Bildungspro -
zesse der Kinder zugewiesen. Insbesondere die 
Migrationsfamilien leisten dabei nicht, was sie 
nach Auffassung vieler politisch und pädagogisch 
Tätigen leisten sollen. Sie stellt – so wird behaup-
tet –  den Kindern nicht das kulturelle und soziale 

Kapital zur Verfügung, das ihnen erfolgreiche 
 Erziehungsprozesse und Bildungslaufbahnen er-
möglicht.

Die folgenden Ausführungen sollen zeigen, 
was die Migrationsfamilien für das Aufziehen der 
Kinder leisten, welche Optionen und Ressourcen 
genutzt werden können und welche Restrik-
tionen überwunden werden müssen, damit Er-
ziehung und Bildung nach den Vorstellungen 
der Familien selbst aber auch zum Wohle der ge-
meinsamen deutschen Gesellschaft gelingt.
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1.1 Heterogenität nach Kultur, Religion   
 und sozio-ökonomischem Status

Mit der Aussage „die Zukunft Deutschlands ist 
multiethnisch“ – so schon 1999 in einer Stellung-
nahme des Bundesjugendkuratoriums formuliert – 
wird der Blick nicht nur auf die stetig zunehmen-
de Zahl der Personen mit Migrationshintergrund 
gerichtet, sondern auch auf die Zunahme der 
Zahl der Migrationsfamilien. Lange Zeit wurde 
ihr Anteil an der Wohnbevölkerung unterschätzt, 
weil die Statistiken das Merkmal Ausländer und 
Ausländerinnen und nicht Migrationshinter-
grund zugrunde legten. Die Eltern oder Groß-
eltern der in Deutschland lebenden Familien – 
seltener die Familien selbst – sind als Spätaus-
siedler (Personen heute: 3,3 Millionen) aus den 
GUS, Polen oder Rumänien eingewandert oder 
im Rahmen der Arbeitsmigration aus der Tür-
kei (3,0 Millionen), aus dem Ex-Jugoslawien      
(1,5 Millionen), Italien (830.000), Griechenland 
(ca. 400.000) bzw. Spanien oder Portugal (jeweils 
170.000) (SBA 2010) als Arbeitskräfte angewor-
ben worden oder sind als Familienangehörige 
nachgekommen. Eine dritte Gruppe verfügt über 
einen Flüchtlingsstatus.

Ein erheblicher Teil der Personen mit Migra-
tionshintergrund lebt in Nordrhein-Westfalen 
(4,2 Millionen), Baden-Württemberg (2,7 Millio-
nen) und Bayern (2,4 Millionen). Über 20 Prozent 
der Wohnbevölkerung machen sie darüber hin-
aus in Hamburg, Bremen, Berlin und Hessen aus. 
Kaum vertreten (4,8 Prozent) sind sie in Ost-
deutschland. Der Mikrozensus von 2005 erlaubt 
Aussagen über einzelne Städte (Rühl 2009: 29). 
Stuttgart und Frankfurt haben einen Anteil an 
Migrationsbevölkerung von ca. 40 Prozent; Augs-
burg, Düsseldorf, Köln, München, Nürnberg und 
Wuppertal 30 Prozent. Personen mit Migrations-

hintergrund sind deutlich jünger als die einhei-
mische Bevölkerung. Der Anteil der Migrations-
familie macht nach Mikrozensus 2009 28 Pro-
zent (2,3 Millionen von 8,2 Millionen Familien 
in Deutschland) aus (Prognos AG 2010: 10). Diese 
Erhebung unterschätzt die Zahl der Migrations-
familien, weil die zugrunde gelegte Defi nition 
verlangt, dass mindestens ein Familienmitglied 
außerhalb Deutschlands geboren ist oder eine 
ausländische Staatsangehörigkeit besitzt. Die 
 steigende Zahl an Familien, in denen beide Eltern 
in Deutschland geboren sind und die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, wird nicht berück-
sichtigt. Untersuchungen belegen, dass auch die-
se Familien durch die kulturellen oder religiösen 
Werte der ethnischen Gemeinschaften  (mit)ge-
prägt sein können. 

Familien mit Wurzeln aus der Türkei bilden 
mit 21 Prozent die größte bestimmbare Einzel-
gruppe, gefolgt von Familien aus der ehemaligen 
Sowjetunion (12,8 Prozent) und Polen (9,6 Pro-
zent). Familien aus Südeuropa werden – syste-
matisch wenig tragfähig – zusammengefasst (9,6 
Prozent). Die große Zahl der „sonstigen“ Fami-
lien  weist auf die zunehmende Heterogenität nach 
nationaler Herkunft hin. Allerdings sind weitere 
Differenzierungen zu berücksichtigen. Die Ein-
wanderer aus der Türkei, um diese als erste zu 
nennen, sind nach der ethnischen Herkunft 
 differenziert. Neben türkischen Familien gibt es 
in größerer Zahl kurdische und in geringerer Zahl 
armenische und assyrische Familien, die in allen 
drei Gruppen nicht allein aus der Türkei stam-
men, sondern auch aus dem Irak, Iran, dem Liba-
non und anderen Ländern. Sie unterscheiden 
sich teilweise durch die in der Familie gesproche-
ne Muttersprache aber auch durch ihre ethnische 
Selbstzuordnung. Auch die Religionszugehörig-
keit ist differenziert zu sehen. Neben den zah-

1. Die Lebenssituation von Migrationsfamilien als Rahmenbedingung  
 für Erziehung und Bildung
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lenmäßig kleinen Gruppen der armenischen und 
assyrischen Christen handelt es sich zwar über-
wiegend um Muslime, aber nach der Studie des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(Haug et al. 2009: 95 ff.) gehören von den 2,4 
Millionen Einwanderern aus der Türkei 81 Pro-
zent der muslimischen Religion an; 15 Prozent 
ordnen sich keiner Religion zu. Sie sind wahr-
scheinlich überwiegend dem nichtreligiösen Be-
völkerungsteil zuzurechnen. Von den ca. 2 Mil-
lionen Muslimen sind ca. 500 000 der aleviti-
schen Religionsgruppe und ca. 1,5 Millionen der 
sunnitischen zuzuordnen. 

Auch andere Einwanderernationalitäten sind 
nicht so homogen, wie sie nach der Zuordnung 
zum Auswanderungsland gemacht werden: Die 
italienische Gemeinschaft ist nach ihrer eigenen 
Zuordnung in regionale Gruppierungen (aus Sar-
dinien, Sizilien, Kalabrien u. a.) unterteilt mit je-
weils eigenen Regionalsprachen, die sich von der 
italienischen Umgangssprache deutlich unter-
scheiden und keinesfalls alle als Dialekte einge-
ordnet werden können. Unter den Familien mit 
italienischem Migrationshintergrund gibt es ne-
ben der katholischen Mehrheit eine Minderheit, 
die den Zeugen Jehovas angehört. Die Religions-
gruppe bietet Zusammenkünfte auch in italieni-
scher Sprache an. Die Aussiedler und Aussied-
lerinnen lassen sich nicht nur nach ihren Aus-
wanderungsländern (ehemalige Sowjetunion, 
Polen und Rumänien) differenzieren, sondern 
sind auch im Hinblick auf ihre religiöse Zugehö-
rigkeit als heterogen anzusehen: Der größte Teil 
ist evangelisch (2005 Eingereiste: 44 Prozent), die 
zweitgrößte Gruppe machen mit 22 Prozent die 
russisch-orthodoxen Christen aus, gefolgt von 
den Katholiken mit 15 Prozent, ohne Bekenntnis 
ordnen sich 12 Prozent ein (Vogelsang 2008: 
124f.). Die Aussiedler und Aussiedlerinnen evan-
gelischen Glaubens gehören teilweise einer frei-
kirchlichen Gemeinde an. Hinzu kommen die 
Kontingentfl üchtlinge, die in die jüdischen Ge-
meinden eingebunden sind.

Auch in Bezug auf die sozio-ökonomische 
Stellung differenzieren sich die Familien aus. 
Zum Zeitpunkt der Einwanderung stellte sich die 
wirtschaftliche Situation der Migrationsfamilien 
sehr ähnlich dar. Der überwiegende Teil kam 

ohne Vermögen und war als Arbeiter oder Ar-
beiterin in dem unteren Lohnsegment tätig. Die 
Arbeitsmigranten und Arbeitsmigrantinnen ver-
fügten eher über eine – gemessen am Durch-
schnitt der Bevölkerung in Deutschland – kürze-
re und wenig qualifi zierte Schul- und Berufsbil-
dung. Die Aussiedler und Aussiedlerinnen wie 
auch die Flüchtlinge brachten schon bei Einreise 
sowohl in Bezug auf die Bildung als auch in  Bezug 
auf die Berufsqualifi kation sehr unterschiedliche 
Voraussetzungen mit. Unter ihnen gab es – nach 
Herkunftsland differenziert – Personen mit aka-
demischer wie auch solche mit minimaler Schul-
bildung. Allerdings wurden und werden bis heute 
die Studienabschlüsse sowie die berufl ichen Qua-
lifi kationen und Erfahrungen zum großen Teil 
nicht anerkannt und sicherten nicht den Einstieg 
in gehobene berufl iche Tätigkeiten in Deutsch-
land.

Wenn heute Migrationsfamilien und deren 
Erziehungs- und Bildungskompetenzen in den 
Blick der Öffentlichkeit und der Medien aber 
auch der Fachdiskussion geraten, so wird häufi g 
die Gruppe der sozial Benachteiligten in den 
 Mittelpunkt gestellt. Es wird auf die etwas mehr 
als doppelt so hohen Erwerbslosenquoten und 
auf die Tätigkeiten in ungelernten Berufen und 
im unteren Lohnsegment verwiesen. Zum erste-
ren ist zu vermerken, dass die Erwerbslosenquo-
ten der Männer mit und ohne Migrationshinter-
grund nicht weit auseinander liegen. Bei der 
männlichen Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund im Alter von 25 bis 65 Jahren wird 73 Pro-
zent der ersten und 77 Prozent der zweiten Ge-
neration (einheimisch deutsch: 80 Prozent) der 
Lebensunterhalt überwiegend durch eigene Er-
werbstätigkeit bestritten. Von der Restgruppe er-
halten aber deutlich mehr eine Unterstützung 
durch staatliche Stellen. Deutlicher sind die Un-
terschiede bei den Frauen. Hier fi nanzieren weni-
ger Frauen mit Migrationshintergrund (46 Pro-
zent der ersten und 55 Prozent der zweiten Gene-
ration) als einheimisch deutsche Frauen (63 Pro-
zent) ihren Lebensunterhalt durch eigene 
Erwerbstätigkeit. Bei einem erheblichen Teil der 
Restgruppe wird der Unterhalt durch Angehöri- 
ge (meistens sicherlich der Ehepartner) geleistet 
(alles nach Sachverständigenrat 2010: 176).
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Die Zahlen der Hochqualifi zierten (Studie-
rende an den Universitäten, Männer und Frauen 
mit einem Hochschulabschluss) steigen. Dane-
ben leben ca. 300.000 Akademikerinnen und 
Akademiker mit einem nicht anerkannten Stu-
dienabschluss in Deutschland. Hochqualifi zierte 
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer  
sind häufi ger arbeitslos (15 Prozent, einheimisch 
Deutsche: drei Prozent) und arbeiten nach Schät-
zungen zu etwa einem Fünftel in einem Beruf,
für den sie überqualifi ziert sind (Nohl et al. 
2010: 68f.). Aber auch Akademiker und Akade-
mikerinnen, die in Deutschland die Schule be-
sucht und ein Studium abgeschlossen haben, be-
sitzen keineswegs gleiche Zugangschancen wie 
einheimisch Deutsche. Dennoch: In allen Ein-
wanderungsgruppen gibt es eine beachtliche 
Minderheit an hochqualifi zierten Bildungsinha-
berinnen und Bildungsinhabern. Die ethnischen 
Gemeinschaften haben ihre Professionseliten 
hervorgebracht. Falls die Auswanderung in das 
Herkunftsland der Eltern und Großeltern nicht 
weiter zunimmt und es zu einer neuen Einwan-
derung qualifi zierter Arbeitskräfte kommt, wird 
die Migrationsbevölkerung sich der Bildungs- 
und Berufsstruktur der einheimischen Bevölke-
rung immer mehr annähern. Zu erwähnen ist 
auch die steigende Zahl an Selbstständigen und 
Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhabern mit 
Migrationshintergrund. Schon heute kann nicht 
mehr – wie zu Beginn der Einwanderung – das 
Bild einer Unterschichtung aufrechterhalten wer-
den. Die „Milieu-Studien“ tragen dem Rechnung, 
in dem sie die Ausdifferenzierung auch in in-
terkulturelle und multikulturelle neben religiös-
verwurzelten und traditionellen Milieus beschrei-
ben (Wippermann/Flaig 2009: 8). Sie werden der 
Vielfalt immer noch nicht gerecht, wenn sie ver-
kennen, dass z. B. auch das religiöse Milieu seine 
Bildungs- und Professionseliten hervorbringt. 

1.2. Einschränkungen in der Erziehung   
 und Bildung  durch Armut

Einschränkungen in den Erziehungsleistungen 
erfahren Familien, wenn sie unter Armutsbedin-
gungen leben. Dieses gilt für Migrationsfamilien 

ebenso wie für einheimisch deutsche Familien. 
Allerdings sind erstere anteilmäßig häufi ger be-
troffen. Die Zahl der einkommensschwachen 
Haushalte liegt bei ausländischen Familien nach 
den Daten des Sozio-ökonomischen Panels seit 
1984 mit ca. 25 Prozent mindestens doppelt so 
hoch wie bei einheimisch deutschen Familien. 
Nach dem dritten Armuts- und Reichtumsbericht, 
basierend auf den Zahlen des Mikrozensus 2005, 
steigen die Armutsrisikoquoten bei Personen mit 
Migrationshintergrund auf 28 Prozent an (zum 
Vergleich ohne Migrationshintergrund zwölf Pro-
zent). Nach der Migrationsbiographie sind alle 
Gruppen betroffen, Aussiedler und Aussiedlerin-
nen, Arbeitsmigranten und -migrantinnen und 
insbesondere Flüchtlinge. Wird als Maß für Ar-
mut das Äquivalenzeinkommen zugrundegelegt, 
sind 21 Prozent der Personen mit Migrationshin-
tergrund einkommensarm. Die Äquivalenzein-
kommen der Haushalte sind besonders niedrig 
bei türkischen Migrationsfamilien sowie denen, 
die selbst oder ihre Eltern aus dem mittleren Os-
ten, der ehemaligen Sowjetunion und aus Afrika 
eingewandert sind (hier nach Mikrozensus 2005, 
BMFSFJ 2009: 172). Die statistische Analyse (lo-
gistische Regression) zeigt, dass Einwanderer und 
Einwanderinnen der ersten Generation, also mit 
eigener Migrationserfahrung, auch unter Kon-
trolle der Variablen Geschlecht, Alter, Schul- und 
Berufsbildung über geringere Einkommen verfü-
gen als einheimische Personen in vergleichbarer 
berufl icher Position. Bei in Deutschland gebore-
nen Personen mit Migrationshintergrund sind 
solche Zusammenhänge nicht gegeben (alle Da-
ten nach ISG/WZB 2009: 60f., 136f.). Die Anzahl 
der von Armut betroffenen oder bedrohten Kin-
der liegt bei Migrationsangehörigen deutlich über 
der Zahl ihrer einheimisch deutschen Alters-
genossen. Bei Kindern und Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund beträgt die Armutsrisiko-
quote 2005 32,6 Prozent, bei einheimisch deut-
schen Kindern und Jugendlichen hingegen nur 
13,7 Prozent (Deutscher Bundestag 2008: 104). 

Arbeitslosigkeit ist bei Migrationsfamilien 
ebenso wie bei einheimisch deutschen der häu-
fi gste Grund für Armut. Personen mit Migrations-
hintergrund sind auch unter Kontrolle der Variab-
len Alter, Geschlecht, Schul- und Berufsabschluss 
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sowie Familienstand häufi ger erwerbslos als ein-
heimisch deutsche Personen (so ISG/WZB 2009: 
66f.). Arbeitslosigkeit lässt sich daher nur teilweise 
mit fehlenden Schul- und berufsqualifi zierenden 
Abschlüssen begründen. Es darf nicht übersehen 
werden, dass gerade in Deutschland diskriminie-
rende Elemente die Aufnahme einer Tätigkeit  be- 
oder verhindern. 

Eine zweite Rahmenbedingung, die mit Ar-
mut zusammenhängt, ist die Familiengröße und 
damit die Zahl der Kinder.

Nur in der Gruppe der Alleinerziehenden, 
sind Personen (meist Frauen) mit Migrationshin-
tergrund geringfügig seltener von Armut betrof-
fen als einheimisch deutsche Haushalte. In allen 
anderen Gruppen sind Migrationshaushalte dop-
pelt bis dreifach so häufi g in der Kategorie der ar-
men Haushalte vertreten. Türkische Migrations-
familien leben deutlich häufi ger (61 Prozent) in 
einem Haushalt mit drei und mehr Personen 

(Friedrich 2008: 25; alle übrigen Einwanderer-
gruppen zwischen 35 Prozent und 49 Prozent) 
und die durchschnittliche Zahl der Personen ist 
in diesen Haushalten mit 3,5 deutlich am höchs-
ten (mit Migrationshintergrund insgesamt 2,7 
ohne Migrationshintergrund 2,0). 

Armutsverhältnisse (untersucht bei SGB II 
Unterstützung) wirken sich auf alle Bereiche des 
Lebens von Kindern  aus1 (s. dazu Lietzmann et 
al. 2011: 7f.). Für Kinder in Armutsverhältnissen 
ist zwar die elementare Grundversorgung ge-
währleistet, aber auf eine warme Mahlzeit pro 
Tag, Heizung, Bad, Toilette, Gefrierschrank müs-
sen weniger als drei Prozent der Kinder in SGB-II-
Haushalten aus fi nanziellen Gründen verzichten. 
In relevanten Bereichen ist jedoch eine deutlich 
schlechtere Versorgung als von Kindern in gesi-
cherten Einkommensverhältnissen nachgewie-
sen. Die Wohnverhältnisse sind deutlich schlech-
ter. Sie wohnen häufi ger (sechs Prozent) in Woh-

Tabelle 1:

Einkommensarmut (2007 in % )

Alle Haushalte Mit Migrations-
hintergrund

Ohne Migrations-
hintergrund

Insgesamt 13,4 20,8 11,2

Einpersonenhaushalt 18,2 33,6 16,8

Paar ohne Kinder 7,1 13,8 5,3

Alleinerziehend 37,6 34,3 38,2

Paar mit einem Kind 8,8 17,4 5,5

Paar mit zwei 
Kindern 9,3 16,4 6,6

Paar mit drei und 
mehr Kindern 18,8 30,3 10,4

Sonstige 20,3 29,4 12,2

Einkommensarm sind Personen mit einem bedarfsgewichteten Pro-Kopf-Einkommen (Äquivalenzeinkommen, 
Skala nach Citro/Michael) von weniger als 60 % des Medians (Wert in der Mitte der Einkommensrangliste). 
Sonstige: Mehrgenerationenhaushalte und andere Ursprungsdaten: DIW 

http://www.iwkoeln.de/DesktopModules/RSM/Enterprise/PrintView.aspx?ContentID=30059&UserID=-1... 15.8.2011

1 Da in der PASS-Erhebung auf Haushalte abgestellt wird, können konkret zu der Unterversorgung der in den Haushalten lebenden Kinder 
keine Angaben gemacht werden. Es könnte sein, dass die Eltern für die Ausstattung der Kinder ihre eigenen Bedürfnisse zurückstellen.

http://www.iwkoeln.de/
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nungen mit feuchten Wänden oder Fußboden, 
die Wohnung verfügt häufi ger (bei sieben Pro-
zent) nicht über einen Garten oder einen Balkon. 
Besonders häufi g (22 Prozent) stehen, gemessen 
an der Personenzahl, keine ausreichende Zahl an 
Zimmern zur Verfügung, so dass nicht für jedes 
Kind ein eigenes Zimmer vorhanden ist. Die 
durchschnittliche Wohnfl äche ist in Migrations-
haushalten auch heute noch geringer als bei 
 einheimisch deutschen Familien. Personen mit 
Migrationshintergrund stehen mit 44,5 m² pro 
Person knapp 9 m² Wohnraum weniger zur Ver-
fügung.  Gleichzeitig sind ihre Mietkosten pro m² 
höher (ISG/WZB 2009: 85f.).

Die Wohnraumversorgung der Migrations-
familien hat sich – gemessen an Zeiten zu Beginn 
der Einwanderung – deutlich verbessert. Die 
Wohnlage hat sich darüber hinaus ausdifferen-
ziert. Der Blick auf Familien, die unter deprivier-
ten Bedingungen leben, darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass es auch eine nicht unerheb-
liche  Zahl von Familien gibt, die in normalen, ja 
guten Wohnverhältnissen lebt. So verfügen ca. 
22 Prozent der Migrationsfamilien über Wohn-
eigentum (einheimische Familien: 44 Prozent; 
ISG/WZB 2009: 86). Ferner muss gesehen werden, 
dass die drei ersten Aspekte (Wohnungsgröße und 
-ausstattung) sowie das Wohnen im ‚sozialen 
Brennpunkt‘ auch Rahmenbedingungen der Le-
benssituation mancher deutscher Kinder aus 
 benachteiligten Familien darstellen. Kinder aus 
Einwandererfamilien sind aber besonders häufi g 
betroffen.

Auch in anderen Lebensbereichen von Kin-
dern wirkt sich Armut aus. Was die Versorgung 
mit Kleidung anbetrifft, fehlt es an Winterklei-
dung (Lietzmann et al. 2011: 8) und an der 
 Möglichkeit, ab und zu neue Kleidung zu kaufen 
(33 Prozent). Den Haushalten fehlt es häufi ger an 
einem Auto (47 Prozent) und – was für Kinder 
 bedeutsam ist – an einem Computer mit Inter-
netanschluss (21 Prozent). Urlaubsreisen sind 
kaum möglich (78 Prozent), Freunde zum Essen 
einladen (46 Prozent) und Restaurantbesuche   
(73 Prozent; gefragt wird jeweils nach einmal im 

Monat) entfallen, aber auch Kino-, Theater- und 
Konzertbesuche (56 Prozent). Kinder in einkom-
mensarmen Haushalten werden früh mit fi nan-
ziell knappen Lebensbedingungen konfrontiert, 
wobei das Fehlen einiger Güter, vor allem des 
Computers und des Internetanschlusses und der 
Möglichkeiten zur sozialen Teilhabe, sich unmit-
telbar auf ihre Entwicklungschancen auswirken. 

Unterversorgungslagen nehmen Einfl uss auf 
den objektiven Gesundheitszustand und das sub-
jektive Wohlbefi nden der betroffenen Erwachse-
nen, Kinder und Jugendlichen. Nach den Ergeb-
nissen des Kinder und Jugendgesundheitssurveys 
(Robert-Koch-Institut 2008) gibt es gesundheit-
liche Beeinträchtigungen von Kindern und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund (s. die 
Aufl istung bei ISG/WZB 2009: 91ff.).

Migrationsfamilien sind demnach einem 
doppelten Armutsrisiko ausgesetzt: Die Eltern sind 
erstens häufi ger arbeitslos oder von Arbeitslosig-
keit bedroht und die Haushalte sind zahlenmäßig 
größer. Drei und mehr Kinder wirken armutsför-
dernd, unabhängig vom Migrationshintergrund. 
Die Zahl der Kinder wirkt sich aber in Migrations-
familien deutlich stärker auf die materielle Le-
benssituation aus als in einheimischen Familien.

1.3  Leben in sozial benachteiligenden   
 Stadtteilen

Weitaus mehr Migrationsfamilien, die von per-
sönlicher Armut betroffen sind, leben in benach-
teiligten und benachteiligenden Stadtteilen. Kin-
der aus der sozialen Unterschicht, Kinder aus Ein-
elternhaushalten und Kinder aus Migrations fa-
milien wachsen dort in größerer Zahl auf. Mate-
rielle Armut verbindet sich hier mit fehlender 
Teilhabe und Teilnahme an qualitativ guten Frei-
zeitmöglichkeiten und Bildungseinrichtungen. 
Die Einkommensungleichheit zwischen den Be-
wohnern verschiedener Stadtteile ist groß. Im 
Zeitverlauf nimmt die soziale Segregation in den 
Großstädten zu.2

2 S. z. B. die Beispiele in Friedrichs/Triemer 2009; Häußermann 2009; Schönwälder/Söhn/Schmid 2007; Strohmeier/Alic 2006).
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In der öffentlichen Thematisierung wird 
deutlich seltener die „Folge“ des Lebens in Ar-
mutsquartieren für das Aufwachsen von Kindern 
thematisiert als vielmehr die Probleme, die sich 
aus der Konzentration einer ethnischen Gruppe 
im Stadtteil ergeben. Die ethnische Segregation 
in bestimmten Vierteln der Großstädte wird häu-
fi g als Hindernis für eine Integration dargestellt 
und negativ bewertet. Auf ethnisch homogene 
Wohnviertel wird zurückgeführt, dass Parallel-
gesellschaften entstanden sind. Besonders nega-
tiv werden Stadtteile bewertet, in denen die tür-
kische Bevölkerung stark repräsentiert ist. Konse-
quenterweise werden dann sozial und ethnisch 
entmischte Gebiete gefordert (s. Häußermann 
2009: 90; Farwick 2009: 305).

Dabei ist festzuhalten, dass es in Deutsch-
land kaum Stadtteile gibt, in denen eine ethnisch 
homogene Gruppe überwiegt – wenn auch der 
Eindruck der Stadtbewohner anders sein mag; 
nur selten erreicht eine ethnische Gruppe (das 
Augenmerk gilt hier überwiegend der türkischen) 
mehr als 30 Prozent an der  Bewohnerschaft. In 
Berlin liegen die höchsten Anteile der größten 
Minderheit, der Türken, in Kreuzberg oder in 
Wedding bei 25 Prozent, aber bereits in Neukölln 
beträgt er lediglich 17 Prozent. Nicht nur für 
deutsche, sondern für europäische Städte insge-
samt ist es typisch, dass die Viertel, in denen viele 
Migranten leben, multiethnische Viertel sind 
(Häußermann 2009: 93f.). Zudem ist seit den 
1980er Jahren nachgewiesen, dass sich die Nach-
barschaft (auch die mit einheimisch Deutschen) 
nicht auf die Häufi gkeit interethnischer Kontakte 
auswirkt. Weder müssen Familien mit gleichem 
Migrationshintergrund, die in bestimmten Stadt-
teilen zusammenleben, persönliche Kontakte 
pfl egen, noch bedeutet eine deutsche Nachbar-
schaft notwendigerweise interethnische  Kontak-
te. Räumliche Nähe – so Häußermann – erzeugt 
keine soziale Nähe. Untersuchungen belegen dar-
über hinaus, dass ethnisch homogene Nachbar-
schaften die subkulturellen Traditionen nicht 
nachhaltig stärken (Drever 2004 nach Häußer-
mann 2009: 94).

Zudem kann die These, dass sich die Migra-
tionsfamilien in ethnisch geprägte Räume zu-

rückziehen und keine Kontakte zu einheimisch 
deutschen Mitbewohnern und Mitbewohnerin-
nen wünschen, als widerlegt gelten. Eine Unter-
suchung in Bremen weist nach, dass die schon 
länger ansässigen einheimisch deutschen Bewoh-
ner in Quartieren mit hoher Sozialhilfedichte 
 besonders ausgeprägte Distanzierungen gegen-
über Ausländern und Ausländerinnen äußern. 
Diese werden mit Gefühlen der Benachteiligung 
der eigenen Gruppe erklärt (Farwick 2009: 165). 
Auch eine neuere Untersuchung in Duisburg 
kommt zu dem Ergebnis, dass zwischen einhei-
misch Deutschen und Menschen mit Migrations-
hintergrund eine ausgeprägte Distanz besteht, 
was die Kontakte und den Wunsch danach, die 
Partnerschaften, die Teilnahme an den Veran-
staltungen der „anderen“ anbetrifft. Distanzie-
rungen werden aber von der einheimisch deut-
schen Bevölkerung stärker formuliert als von den 
Eingewanderten (Stadt Duisburg 2009: 124). Die-
ses gilt auch für die Bereitschaft, Kontakte auf-
zunehmen: Die eingewanderten Duisburger und 
ihre Kinder sind nicht nur kontaktbereiter im 
Hinblick auf ihre Verwandten und ihre eigene 
ethnische Gruppe, sondern deutlich mehr von 
ihnen sind auch bereiter auf die deutschen Nach-
barn und Mitbewohnerinnen und Mitbewohner 
zuzugehen als umgekehrt einheimisch Deutsche 
eine solche Bereitschaft gegenüber den eingewan-
derten Gruppen zeigen. Die Autoren der Studie 
folgern aus den Ergebnissen, dass die Beziehun-
gen zwischen Einwanderern und Mehrheits-
bevölkerung weitgehend von der „Distanz eines 
Nebeneinanderlebens“ gekennzeichnet sind 
(ebd.: 126f.). Eine Verbesserung des Zusammen-
lebens müsste in erster Linie von der einheimisch 
deutschen Bevölkerung ausgehen, deren tenden-
ziell negatives Bild von den zahlenmäßigen be-
deutsamsten in Duisburg lebenden Einwanderer-
gruppen und deren Distanz vor allem gegenüber 
den „Iraker“, „Türken“ und „Russen“, verbunden 
mit der stark ausgeprägten Forderung nach An-
passung an den Lebensstil der einheimisch Deut-
schen, eine Annäherung erschweren, wenn nicht 
verhindern.

Durch eine weitere Untersuchung wird be-
legt, dass soziale Deprivation und das Leben in 
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sozial problematischen Stadtteilen sich stärker 
auf das Leben einheimischer Familien als auf das 
von Migrationsfamilien auswirken. „Die deut-
schen Haushalte unterscheiden sich deutlich da-
nach, ob sie Transferleistungen erhalten oder 
nicht: Die Wohnungen der Deutschen, die keine 
staatliche Unterstützung erhalten, wurden als 
 signifi kant sauberer und gepfl egter wahrgenom-
men als die derjenigen, die auf eine Unterstüt-
zung angewiesen sind. Wenn arme Haushalte 
demnach ihre Wohnung vernachlässigen, so 
kann das an einer subjektiven Hilfl osigkeit oder 
Perspektivlosigkeit liegen, also einer geringen 
Selbstkontrolle. Bei den türkischen Haushalten 
gibt es nur einen marginalen Unterschied im 
 Zustand der Wohnung, sie sind ähnlich gepfl egt, 
ob sie Transferleistungen erhalten oder nicht. 
Diese Ergebnisse sind noch deutlicher, wenn wir 
die Ernährung und das Einnehmen gemeinsamer 
Mahlzeiten betrachten. Während die deutschen 
Transferleistungsbeziehenden sich signifi kant 
schlechter ernähren und seltener gemeinsame 
Mahlzeiten einnehmen, als Deutsche ohne staat-
liche Leistungsbezüge, gibt es auch hier bei den 
türkischen Befragten nahezu keine Unterschiede 
zwischen diesen Gruppen. Schließlich zeigen die 
Befunde, dass die Bewältigung des Alltags für tür-
kische Befragte und insbesondere für Bezieherin-
nen und Bezieher von Transferleistungen keines-
wegs schwieriger ist als für deutsche Befragte“ 
(Blasius et al. 2008: 145f.; s. auch 79f.). Hier wird 
deutlich, dass Migrationsfamilien über spezifi -
sche Ressourcen verfügen. Eine solche bilden die 
Netzwerke, die stark von verwandtschaftlichen 
Beziehungen dominiert werden.

Dennoch stellt das Leben der Migrationsfa-
milien in sozial benachteiligten Stadtteilen eine 
Beeinträchtigung für das Aufwachsen der Kinder 
und Jugendlichen dar. Nur der Grund liegt nicht 

in der räumlich-ethnischen Konzentration der 
Bewohner und Bewohnerinnen, sondern in den 
benachteiligenden Lebensbedingungen und dem 
völlig unzureichenden sozialen Raum, den diese 
Stadtteile bieten. Benachteiligend wirken sich 
verwahrloste Gebäude und Spielplätze ebenso aus 
wie schlecht ausgestaltete Bildungsräume. Noch 
bedeutsamer ist der  Einfl uss auf die Bildungs-
einrichtungen selbst: auf die Qualität der Kinder-
tagesstätten und der Schulen sowie die der Kin-
der- und Jugendeinrichtungen. Stets sind die 
 benachteiligten Gruppen unter sich. Die multi-
kulturelle Stadtgesellschaft mobilisiert sicherlich 
auch Kräfte und ihre Bewohner und Bewohnerin-
nen bringen Stärken und Kompetenzen ein, aber 
sie bedarf zur Entfaltung ihrer Möglichkeiten 
 besonderer und zusätzlicher Ressourcen im Bil-
dungsbereich und in den Einrichtungen der 
 Kinder- und Jugendhilfe. Ohne diese führt das  
Aufwachsen in benachteiligten Quartieren zu Bil-
dungsbenachteiligung und darüber zu lebens-
langer berufl icher Ausgrenzung und zur Armut. 
„Bildung im geteilten Raum“ (so Schroeder 2002), 
d. h. das Aufwachsen in segregierten Bildungs-
räumen, stellt das eigentliche Problem des Auf-
wachsens von Kindern aus sozialen Unterschich-
ten und mit Migrationshintergrund dar. In Schu-
len, die in diesen Stadtteilen liegen, ist das Lern-
tempo und die Bildungsqualität geringer, und 
damit sinken die Chancen auf eine Kompensa-
tion familiärer Benachteiligung. Vielmehr tragen 
die Bildungseinrichtungen zu einer Verstärkung 
der sozialen Ungleichheit bei.

Armut und das Leben in sozial benachteili-
genden Stadtteilen wirken sich im besonderen 
Maße auf Erziehung und Bildung aus. Sie stellen 
die äußeren Rahmenbedingungen dar, die die zu 
beschreibenden Ressourcen der Migrationsfamili-
en in dem Umgang mit ihren Kindern begrenzen. 
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2.1 Die Migrationsfamilie – eine Familie   
 wie jede andere?

Aus den Daten folgt, dass Eltern mit Migrations-
hintergrund einen erheblichen Teil der Familien 
in Deutschland und schon in naher Zukunft die 
Mehrheit in manchen Großstädten Westdeutsch-
lands ausmachen. Dabei steht keineswegs einer 
einheitlichen Gruppe von einheimisch deutschen 
Familien eine einheitliche Gruppe von Migra-
tionsfamilien gegenüber. Familien in einer plu-
ralistischen Gesellschaft sind vielfältig in ihren 
Lebensbedingungen und in ihren Orientierungen 
und es gibt – wie die Milieustudien belegen – in 
beiden Gruppen unterschiedliche Milieus. Den-
noch lassen es die Daten des Mikrozensus zu, ins-
besondere spezifi sche Faktoren der Migrationsfa-
milien im Vergleich zu einheimischen Familien 
zu beschreiben:
– Migrationsfamilien haben häufi ger als einhei-

mische Familien traditionelle Familienbedin-
gungen: 84 Prozent der Kinder leben bei einem 
Elternpaar (allerdings auch 75 Prozent der ein-
heimischen Kinder); 13 Prozent der Kinder mit 
Migrationshintergrund wachsen in einer Ein-
Eltern-Familie auf (einheimische Kinder: 19 
Prozent) und nur eine Minderheit von drei 
Prozent (sechs Prozent) in einer nicht eheli-
chen Lebensgemeinschaft. Die Familienstruk-
turen der Migrationspopulation mit türki-
schem Hintergrund sind tendenziell traditio-
neller: 88 Prozent wachsen bei einem Ehepaar 
auf (Familien aus dem mittleren Osten 87 Pro-
zent; aus der ehemaligen Sowjetunion 82 Pro-
zent und mit italienischem Hintergrund 
84 Prozent) (alles nach Mikrozensus 2005, 
BMFSFJ 2009).

– Eheschließungen erfolgen in Migrationskon-
text tendenziell häufi ger, vor allem bei Perso-
nen mit türkischem Migrationshintergrund, 
und altersmäßig früher.

– Migrationshaushalte sind häufi ger Haushalte 
mit Kindern (bei dem einheimischen Bevölke-
rungsteil 47 Prozent; in Migrationshaushalte 
ca. 65 Prozent; in Familien mit türkischem 
 Migrationshintergrund und aus dem Nahen 
Osten ca. dreiviertel).

– In Migrationshaushalten leben mehr Kinder 
als in einheimischen; Familien mit drei oder 
vier Kindern (bei einheimischen Familien in 
neun Prozent bzw. zwei Prozent) kommen 
deutlich häufi ger vor (ca. 13 Prozent bzw. fünf 
Prozent). Türkische Migrationshaushalte und 
Familien aus dem mittleren Osten leben häu-
fi ger als andere Einwanderungsgruppen mit 
drei (21 Prozent vs.18 Prozent) und vier Kin-
dern (neun Prozent vs.16 Prozent) im Famili-
enhaushalt (BMFSFJ 2009: 61ff.). Ein Teil des 
Effekts ist allerdings auf das geringere Alter der 
Personen mit Migrationshintergrund zurück-
zuführen. Längsschnittstudien belegen die 
 Verringerung der Kinderzahl im Zeitverlauf 
(Prognos AG 2010: 20).

– Ehescheidungen sind seltener, die Zahlen neh-
men aber zu und auch die Zahl der Alleinerzie-
henden (14 Prozent) steigt, hat aber das Zahlen-
niveau der einheimischen Familien (21 Prozent) 
noch nicht erreicht (Prognos AG 2010: 20ff.).

– Mütter mit Migrationshintergrund sind bei der 
Geburt des ersten Kindes jünger (Durch-
schnittsalter 26 Jahre; türkischer Hintergrund 
24 Jahre) als einheimische Mütter (28 Jahre).

– Väter mit Migrationshintergrund leben insge-
samt häufi ger in jüngerem Alter in einer Fami-
lie mit Kindern als einheimische Väter.

Besonderes Interesse fi ndet die Frage, in welchem 
Kontext junge Menschen mit Migrationshinter-
grund ihren Ehepartner oder ihre Ehepartnerin 
fi nden. Im Einwanderungskontext stehen den 
Nachkommen von Zuwanderern mehrere Hei-
ratsoptionen offen. Sie können ethnisch oder 
 interethnisch heiraten, wobei beide Optionen 

2. Familienstrukturen und familiäre Rollen
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differenziert betrachtet werden müssen. Eine in-
nerethnische Ehe kann entweder mit einem oder 
einer im Einwanderungsland oder mit einem 
oder einer im Herkunftsland der Eltern oder 
Großeltern lebenden Partner oder Partnerin ge-
schlossen werden. Im Fall der zuletzt angespro-
chenen Variante wird von einer transnationalen 
Eheschließung gesprochen. Eine interethnische 
Ehe kann mit einem oder einer deutschen Partner 
oder Partnerin oder mit einem oder einer Person 
mit anderem Migrationshintergrund geschlossen 
werden. De facto ist die Partnerwahl jedoch Ein-
schränkungen unterworfen (so Straßburger 2011: 
218): Es kann nur aus der Personengruppe ge-
wählt werden, zu der Kontakte bestehen oder auf-
genommen werden können.3

Eheschließungen fi nden überwiegend im 
monoethnischen Kontext statt, wobei die Frauen 
noch weniger exogam heiraten als die Männer: 
95 Prozent Frauen mit türkischem Migrations-
hintergrund und 84 Prozent aus dem mittleren 
Osten aber nur jeweils ca. 74 Prozent mit italie-
nischem Hintergrund oder aus der ehemaligen 
Sowjetunion heiraten monoethnisch. Von den 
Männern sind es 87 Prozent mit türkischem Hin-
tergrund, 72 Prozent aus dem mittleren Osten, 
50 Prozent mit italienischem Hintergrund und 
86 Prozent aus der ehemaligen Sowjetunion, die 
eine monoethnische Ehe bevorzugen (Mikrozen-
sus 2005; BMFSFJ 2009: 82ff.).4 Ehen zwischen 
Migrationsangehörigen mit einem einheimischen 
deutschen Partner oder einer einheimischen 
deutschen Partnerin sind so auch deutlich häu-
fi ger bei Männern als bei Frauen gegeben. Ehen 
zwischen Migrationsangehörigen verschiedener 
Nationalitäten kommen kaum vor. Je höher das 
Bildungsniveau, desto häufi ger kommt es zu bi-
ethnischen Ehen mit einem oder einer einhei-
misch Deutschen (Schrödter 2006: 51). Straßbur-
ger (2011: 220) weist auf ihre mit qualitativen 
Verfahren erhobenen Untersuchungen hin, in 

denen selbst bei grundsätzlicher Offenheit ge-
genüber bi-ethnischen Ehen die Risiken einer sol-
chen Beziehung wegen abweichender Vorstellun-
gen zu Aspekten des Familienlebens und wegen 
Differenzen mit den Eltern und anderen Ver-
wandten betont werden. Zu den geltend gemach-
ten divergierenden Werthaltungen gehören un-
terschiedliche Erziehungsziele und -stile und ab-
weichende sexuelle Normen vor und in der Ehe.

Wie verbreitet transnationale Ehen sind, 
lässt sich nicht verlässlich ermitteln. Straßburger 
(2011: 224f.) schätzt, dass von den Ehen in der 
türkischen Gemeinschaft mehr als ein Viertel 
 einem transnationalen Muster folgt. Ob der Rück-
gang an erteilten Visa (so Kreienbrink/Rühl 2007: 
44ff.) mit einem Rückgang transnationaler Ehen 
zusammenhängt ist unklar. Neben der Türkei, 
von woher 2006 ca. 5.900 Frauen und ca. 4.300 
Männer zum Zwecke der Heirat eingewandert sind, 
sind weitere quantitativ bedeutsame Herkunftslän-
der für Heiratsmigranten und Heirats migrantin-
nen die GUS-Staaten, Serbien, Monte negro sowie 
Thailand (überwiegend Frauen zu deutschen Ehe-
männern) (Kreienbrink/Rühl 2007: 42 ff.).

Für die Migrationsfamilien in Deutschland 
bedeutet dieses, dass ein nicht unerheblicher Teil 
der Kinder einen Elternteil hat, der im Rahmen 
der Heiratsmigration nach Deutschland einge-
wandert ist. Von 1996 bis 2006 sind es nahezu 
570.000 Personen. 2007 wurde mit ca. 32.500 er-
teilten Visa der bisherige Tiefstand erreicht (ISG/
WZB 2009: 33f.). Die größte Einzelgruppe kommt 
zwar aus der Türkei, aber der hohe Anteil an 
„Sonstigen“ weist auf ein sehr großes Spektrum 
an Herkunftsstaaten hin. Neben möglichen Un-
terschieden im ethnischen sowie bildungs- und 
berufl ichen Hintergrund, besitzen die Eltern da-
her einen unterschiedlichen Sozialisationshinter-
grund. So lassen sich nach der Sozialisation bzw. 
Migrationsgeschichte folgende Familienzusam-
mensetzungen unterscheiden:

3 Auf die Möglichkeit einer Kontaktaufnahme per Internet soll nur hingewiesen werden, s. die Partnerbörsen Muslimlife, Greek-Date, 
Randevu 24, My Polonia.

4 Die niedrigere Exogamierate des Bevölkerungsteils mit türkischem Migrationshintergrund muss, so wird von Schrödter (2006: 56) belegt, 
nicht notwendigerweise auf Eigenschaften dieser Gruppe zurückgeführt werden. Die Daten können auch so gelesen werden, dass es die 
Mehrheitsgesellschaft ist, die ihnen die interethnische Heirat verwehrt.



Friedrich-Ebert-Stiftung

18

WISO
Diskurs

– beide Eltern haben ihre Sozialisation im Aus-
land erfahren; sie sind als Arbeitsmigranten, 
im Rahmen von Aussiedlung oder als Flücht-
linge eingewandert;

– beide Eltern sind als Kinder ausländischer Ar-
beitskräfte von Flüchtlingen oder Aussiedlern/
Aussiedlerinnen in Deutschland aufgewachsen;

– entweder der Vater oder die Mutter ist in 
Deutschland, das andere Elternteil im Auswan-
derungsland der Eltern des anderen Partners 
aufgewachsen und im Rahmen der Heirat nach 
Deutschland eingewandert.

Bei einem Teil der bi-nationalen Ehen handelt es 
sich um monoethnische Paare. Aussagen über die 
Zahl der bi-nationalen und gleichzeitig monoeth-
nischen Ehen sind nicht möglich. Im Falle einer 
Scheidung in den ersten zwei Ehejahren drohen 
bei bi-nationalen Ehen rechtliche Folgen für den 
nicht-deutschen Teil, und Trennungsüberlegun-
gen können von der Angst begleitet sein, die Auf-
enthaltsgenehmigung zu verlieren. Auch andere 
Rahmenbedingungen, wie arbeitsrechtliche Ein-
schränkungen, fehlende Anerkennung mitge-
brachter Abschlüsse und Qualifi kationen, unzu-
reichende deutsche Sprachkenntnisse und feh-
lende Netzwerke, belasten den neu eingereisten 
Teil des Ehepaares und führen zu einer Asymme-
trie auf der Beziehungsebene. Belastet wird eine 
transnationale Ehe zusätzlich durch überhöhte 
oder falsche Erwartungen des neu eingewan-
derten Ehepartners oder der Ehepartnerin, aber 
manches Mal auch des in Deutschland lebenden 
Teils. Berichten – nicht Untersuchungen – ist zu 
entnehmen, dass die im Rahmen der Heirats-
migration eingereiste Ehefrau aus der Türkei so 
gar nicht den Vorstellungen des Ehemannes und 
seiner Familie von der braven Ehefrau entspricht, 
die Respekt und Gehorsam zeigt.

Weder eine Ehe mit einem einheimisch deut-
schen noch die mit einem Partner (nicht unter-
sucht eventuell mit einer Partnerin) aus dem Her-
kunftsland der Eltern und Großeltern entspricht 
nach der Untersuchung von Boos-Nünning und 
Karakaşoğlu (2006: 248ff.) den Vorstellungen der 
überwiegenden Zahl der jungen Frauen vor der 
Eheschließung.  Die Gruppe der jungen Frauen 
mit italienischem Hintergrund weist die größte 
Bereitschaft auf, einen einheimischen Deutschen 

zu heiraten, gefolgt von den Aussiedlerinnen und 
Befragten mit jugoslawischem Migrationshinter-
grund. Die jungen Frauen mit türkischem (47 
Prozent) und griechischem (40 Prozent) Hinter-
grund dagegen lehnen diese Option im herkunfts-
spezifi schen Vergleich am häufi gsten in konse-
quenter Form ab. Die Ergebnisse der vorgestellten 
Studie bilden damit die gleichen Tendenzen und 
herkunftsspezifi schen Unterschiede ab, die sich 
auch in Ergebnissen anderer Untersuchungen 
zeigen, weisen aber höhere Anteile von jungen 
Frauen auf, die sich „auf keinen Fall“ oder „wahr-
scheinlich nicht“ eine Heirat mit einem deut-
schen Mann vorstellen können. Dies sind etwa 
drei Viertel der jungen Frauen mit türkischem, 
zwei Drittel mit griechischem und etwa die Hälfte 
mit jugoslawischem und Aussiedlerhintergrund. 
Die zweite Option, die Wahl eines Ehepartners 
aus dem Herkunftsland, ist für weit über 50 Pro-
zent der Aussiedlerinnen sowie jungen Frauen 
mit türkischem Hintergrund nicht akzeptabel, 
wohl aber ist sie für jeweils 82 Prozent der Be-
fragten mit griechischem und italienischem Hin-
tergrund durchaus vorstellbar. 

In Tabelle 2 sind die Heiratsabsichten der 
jungen Frauen mit türkischem Migrationshinter-
grund aufgeführt.

Knapp die Hälfte (46 Prozent) der jungen 
Frauen mit türkischem Migrationshintergrund 
(hingegen 82 Prozent mit italienischem und grie-
chischem, 64 Prozent mit (ex)jugoslawischem 
und 42 Prozent mit Aussiedlerhintergrund) zieht 
auf jeden Fall oder möglicherweise in Betracht, 
einen Partner aus dem Herkunftsland der Eltern 
zu heiraten, allerdings mit der Vorstellung, dass 
der Ehepartner nach Deutschland einwandert 
und über eine gute Ausbildung verfügt. Die Un-
tersuchungsergebnisse sprechen dafür, dass eine 
Ehe mit einem Partner oder einer Partnerin der 
gleichen Ethnie, der oder die gleichfalls in 
Deutschland aufgewachsen ist, die erste und eine 
Ehe mit einer Person aus dem Herkunftsland die 
zweite Wahl darstellt. Da aber der nationalitä-
tenspezifi sche Heiratsmarkt quantitativ mangels 
Männern mit guter Bildung und/oder berufl icher 
Position angespannt ist (so Straßburger 2011: 
223f.) wird auf eine transnationale monoethni-
sche Ehe ausgewichen. 
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Nach der Sinus Studie gibt ein erheblicher Teil der 
verheirateten Migrationspersonen an, dass ihre 
Heiratsentscheidung ohne Einfl uss der Familie 
gefallen sei (türkischer Migrationshintergrund 
über 40 Prozent). Allerdings spielt bei einer eben-
falls erheblichen Gruppe die Familie eine Rolle, 
sei es, dass sich die Eheleute durch die Vermitt-
lung der Familie kennengelernt haben (türkisch: 
20 Prozent), sei es, dass die Entscheidung gemein-
sam mit der Familie gefällt wurde (türkisch: 20 
Prozent); (s. Straßburger 2011: 225). Acht Prozent 
der befragten Frauen und sieben Prozent der 
 befragten Männer gaben an, dass über ihre Ehe 
„durch die Familie entschieden wurde.“ Diese 
Ehen können nicht den arrangierten zugerechnet 
werden. Vielmehr sind sie, je nachdem, wie die 
Umstände sich konkret gestaltet haben, als 
Zwangsehen oder als Ehen im Graubereich zu 
Zwangsehen zu bezeichnen. Dies gilt zumindest 
in den Fällen, in denen die familiäre Entschei-
dung dem eigenen Willen widersprach oder ver-
hinderte, dass die betroffenen Frauen oder Män-
ner überhaupt einen eigenen Willen entwickeln 
konnten (Straßburger 2007: 82f.). Wie bereits an-
gemerkt, handelt es sich aber bei den Befragten 
nur zum Teil um Angehörige der zweiten Gene-
ration. Ein Großteil der hier Befragten dürfte in 

der Türkei aufgewachsen sein und vielfach auch 
dort geheiratet haben (Straßburger 2011: 225f.).

Eine Untersuchung bei jungen überwiegend 
in Deutschland aufgewachsenen Frauen vor der 
Ehe zeigt, dass arrangierte Ehen keine hohe Zu-
stimmung fi nden. 87 Prozent lehnt eine solche 
Form der Partnersuche bzw. Partnerwahl ab. Le-
diglich ein kleiner Teil von vier Prozent fi ndet es 
„sehr gut“ oder „gut“, wenn Eltern mit ihrer 
Tochter gemeinsam einen Ehemann aussuchen. 
Allerdings gibt es bedeutsame Unterschiede nach 
Herkunftsgruppen, die darauf schließen lassen, 
dass es sich bei dieser Form der Partnerfi ndung 
 tatsächlich um eine nur auf bestimmte Gruppen 
begrenzte Praxis handelt. Am ehesten Zustim-
mung, wenn auch nur bei einer Minderheit von 
10 Prozent, erhält die Mitwirkung der Eltern bei der 
Partnersuche von jungen Frauen mit tür kischem 
Hintergrund. Sie äußern sich auch – im Vergleich 
zu den anderen Gruppen – am wenigsten ableh-
nend (Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 262).

Den Ehemustern muss so viel Aufmerksam-
keit gewidmet werden, da sie auf die zukünftigen 
Elterngenerationen verweisen. Die Heiratsmi-
grationen und die zu erwartende Neueinwande-
rung sprechen für eine langfristige Ausdifferen-
zierung der Familien.

Tabelle 2:

Gewünschter Ehepartner der jungen Frauen mit türkischem Migrationshintergrund  

Deutscher Ehepartner Ehepartner aus der Türkei

Ja, auf jeden Fall 2 14

Ja, möglicherweise 20 32

Nein, wahrscheinlich nicht 29 20

Nein, auf gar keinen Fall 47 32

Nein, ich möchte überhaupt 
nicht heiraten

2 2

Quelle: Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 248 und 252.

 in %; n = 213
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2.2 Geschlechterrollen

Fragen zu der Geschlechterrolle geben über die 
perzipierte Rolle der Frau in der Balance zwischen 
Anforderungen der zu gründenden Familie und 
dem Berufsleben und die darin enthaltenen Wer-
torientierungen über das Verhältnis zwischen 
Mann und Frau Auskunft und nicht zuletzt über 
das Verständnis von der gesellschaftlichen Plat-
zierung der Frau. Auch im Bereich der innerfami-
liären Rollenstruktur sowie der Geschlechterrol-
len weichen öffentliche Wahrnehmung und die 
Ergebnisse empirischer Untersuchungen deutlich 
voneinander ab. Den Frauen mit Migrationshin-
tergrund wird ein traditionelleres Rollenver-
ständnis unterstellt als es bei einheimisch deut-
schen Frauen wahrgenommen wird. Bilder von 
traditionellen Rollenmustern in der Ehe treffen 
vor allem Familien mit türkischem Migrations-
hintergrund, während die italienischen Ehen von 
vorneherein als moderner und das heißt gleich-
berechtigter eingeordnet werden.5

Untersuchungen belegen seit langem, dass 
die – häufi ger als Männer untersuchten – Frauen 
keineswegs traditionelle Rollenbilder vertreten 
(so bei Gümen et al. 1994: 63ff.; Nauck 1985: 
450ff.). Ein Teil der Mütter oder Großmütter der 
jungen Mütter mit Migrationshintergrund sind 
vergleichsweise selbstständig nach Deutschland 
eingewandert.6 Der Mitte der 1990er Jahre 
 durchgeführten Untersuchung bei Aussiedlerin-
nen und Arbeitsmigrantinnen (Herwartz-Emden 
1995) lässt sich entnehmen, dass die Frauen die 
Mutterschaft positiv bewerten und Kinder und 
Familie selbstverständlich in ihr Selbstkonzept 
integrierten. Gleichzeitig stand die Mutterschaft 
und die Annahme der Familienrolle nicht im 
 Gegensatz zur Berufstätigkeit der Frau. Die Ent-
weder-oder-Problematik von Beruf und Familie, 

wie sie bis heute einheimisch deutsche Frauen 
trifft, war eher unbekannt und irrelevant (West-
phal 2011: 236). Traditionelle, patriarchalisch ge-
prägte Ehepartnerbeziehungen und Familienmo-
delle lassen sich nicht nachweisen, wohl aber ein 
familialistisches Muster, auf das später eingegan-
gen werden soll.

Nach der Untersuchung „Viele Welten le-
ben“, in der allerdings junge Frauen vor der Ehe 
und Mutterschaft nach ihren Geschlechterrollen 
gefragt werden, zeigen sich ähnliche Einstellun-
gen in allen fünf Herkunftsgruppen (s. Boos-Nün-
ning/Karakaşoğlu 2006: 264ff.). Die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und die wirtschaftliche 
Selbstständigkeit der Frau werden bejaht. Gren-
zen werden gesehen, wenn eine Rangordnung 
verlangt wird (Item: Haushalt und Kinder sind für 
Frauen wichtiger als Beruf) oder wenn Kinder im 
Vorschulalter betroffen sind (Item: Vorschulkind 
leidet unter berufstätiger Mutter). Unter dieser 
allgemeinen Tendenz kommen Unterschiede 
nach nationaler Herkunft zum Tragen. Junge 
Frauen mit jugoslawischem Hintergrund sind 
deutlich mehr als die übrigen auf die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf ausgerichtet, auch da-
hingehend, dass sie der Vorstellung einer Rol-
lenänderung (einem Rollenwechsel) von Mann 
und Frau folgen. Die jungen Frauen aus Aussied-
lerfamilien sind tendenziell bewahrender im Hin-
blick auf die traditionelle Frauenrolle. Junge Frau-
en mit türkischem und italienischem Hinter-
grund sehen in der Berufstätigkeit stärker als an-
dere Gruppen einen Nachteil für das Vorschulkind. 
Auch fällt bei ihnen die Zustimmung zu einem 
Wechsel von (traditionell) männlicher und weib-
licher Rolle weniger stark aus als bei den anderen 
Herkunftsgruppen. Junge Frauen mit türkischem 
Hintergrund reihen sich zwar in das Gesamtbild 
als Vertreterinnen einer eher egalitären Ge-

5 Immer noch werden die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse, wie sie bei Ausreise der Arbeitskräfte z. B. im Osten der Türkei 
bestanden, als Erklärung für heutige Familienstrukturen, familiäre Orientierungen wie auch Erziehungsziele und -stile herangezogen, so 
z. B. von Pfaller-Rott 2010: 52ff.

6 Arbeitsmigration nach Deutschland war von Beginn an zu einem beträchtlichen Teil auch weiblich: 1972 waren 29 Prozent der auslän-
dischen Arbeitskräfte insgesamt und 23 Prozent derer aus der Türkei Frauen. Rund drei Viertel der männlichen und zwei Drittel der 
weiblichen ausländischen Arbeitskräfte waren verheiratet ohne ihren Ehemann in Deutschland. Die Anzahl der weiblichen Arbeitskräf-
te aus der Türkei nahm Anfang der siebziger Jahre zu, da die Industrie verstärkt ausländische Frauen als billige Arbeitskräfte suchte. 
Ähnliche Zahlen gelten für die anderen Anwerbestaaten. Frauen waren demnach auch, aber nicht nur, als Familienangehörige direkt von 
den Folgen der Migration betroffen. Sie haben sich auch selbstständig zur Wanderung entschlossen. 
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schlechterrolle ein, stimmen aber dem Item, dass 
eine berufstätige Mutter ein ebenso gutes Verhält-
nis zu ihren Kindern haben kann wie eine nicht-
berufstätige, weniger deutlich zu als die übrigen 
Gruppen.7 Nach dem Wert auf der Skala „Ge-
schlechterrolle im Hinblick auf Beruf und Fami-
lie“, vertritt etwas mehr als ein Drittel der jungen 
Frauen aller nationalen Herkünfte egalitäre Ge-
schlechterrollen, die türkisch-muslimischen Mäd-
chen nicht deutlich seltener als die italienischen 
und die Aussiedlerinnen.

Die wenigen Untersuchungen, die Ge-
schlechterrollen von Männern einbeziehen, er-
mitteln – erhoben überwiegend bei Männern mit 
türkischem Migrationshintergrund – bei einem 
Teil ein an Gleichstellung orientiertes Bild mit 
 einer Bereitschaft, den Kindern Zeit zu widmen, 
die allerdings aufgrund von Arbeitsbelastung nur 
selten realisiert wird (Westphal 2002: 202). Eine 
neuere Studie mit qualitativen Methoden bei der 
jungen Elterngeneration bei insgesamt 70 Befrag-
ten (einheimisch Deutsch, mit türkischem und 
GUS-Migrationshintergrund sowie Tandems aus 
Mütter-Töchter und Väter-Söhne) ermittelte so-
wohl konservative als auch egalitäre Geschlech-
terarrangements. Da von den jüngeren Befragten 
keine Person Kinder hatte, konnten nur die Nor-
men verglichen werden. Nur etwas weniger als 
ein Drittel beschreibt ein erwünschtes egalitäres 
Geschlechterarrangement, überwiegend Frauen 
und kaum Männer und mehr einheimisch deut-
sche Frauen als Frauen mit Migrationshinter-
grund. Allerdings lassen sich die Aussagen auf-
grund der geringen Fallzahl und der Stichpro-
benkonstruktion nicht verallgemeinern. Es sollte 
erwähnt werden, dass in dieser Untersuchung die 
Einschätzung von Integration nicht in direkter 
Form mit den Vorstellungen der Geschlechter-
arrangements verbunden ist. Junge Männer mit 

Migrationshintergrund vertraten egalitäre Ge-
schlechterkonzepte und fühlten sich wenig inte-
griert; andere betonten den Sinn einer ge-
schlechtsspezifi schen Arbeitsteilung im Haushalt 
und erklärten sich aufgrund ihrer Erfolge in Bil-
dung und Beruf integriert (siehe Farrokhzad u. a. 
2011: 220).

Eine qualitative Studie bei Familien mit tür-
kischem Migrationshintergrund und bei Aus-
siedlerfamilien aus der ehemaligen Sowjetunion 
mit Vergleichen zu einheimisch deutschen Fami-
lien (Befragungen Dezember 2008 und März 
2009) bei Müttern und Töchtern (im Alter von 
20 bis 28 Jahren) und Vätern und Söhnen (18 bis 
26 Jahre) brachten dieselben Ergebnisse wie die 
früheren Untersuchungen auch: Über ethnische 
Unterschiede hinaus „weisen die befragten Frau-
en und Männer in ihrem Rollenverständnis und 
den gelebten Familienmodellen mehr Gemein-
samkeiten als Unterschiede auf. Die Befragten der 
älteren Generation bevorzugen eine traditionelle 
Rollenaufteilung zwischen Männern und Frauen 
in der Familie. Demgegenüber favorisiert die jün-
gere Generation gleichberechtigte oder zumin-
dest eingeschränkt gleichberechtigte Modelle. 
Die Studie zeigt, dass es die jeweiligen aktuellen 
sozialen Rahmenbedingungen sind, die das ge-
schlechtsspezifi sche Rollenverständnis von Frau-
en und Männer prägen. Kulturelle Einfl üsse und 
Traditionen der Herkunftsländer spielen eine 
 untergeordnete Rolle für die Gestaltung des eige-
nen Familienlebens.“ (MGEPA/BMFSFJ 2010: 8). 
Junge Frauen und junge Männer haben, was die 
Aufgabenverteilung im Haushalt und die Berufs-
tätigkeit anbetrifft, häufi ger egalitäre Muster als 
ihre Eltern – gleich ob sie einen Migrationshin-
tergrund besitzen oder nicht. Nach der Geburt 
des ersten Kindes folgen sie in der alltäglichen Le-
bensführung häufi g dem Modell der (gelegent-

7 Dabei darf nicht übersehen werden, dass auch einheimische deutsche junge Frauen zwar grundsätzlich Beruf und Familie wollen oder 
wie es heißt „die Vereinbarkeit von Beruf und Familie“. Sie antizipieren die Schwierigkeiten und reagieren durch Verlagerung der Fami-
liengründungsphase in ein höheres Alter. „Die Familienverantwortung wird als Rahmenbedingung der weiblichen Berufsbiographie 
sowohl von betrieblicher Seite als auch von den Frauen selbst antizipiert“ (Geissler 1998: 146). Beim Aufwachsen eines Kleinkindes wird 
die Berufstätigkeit den Familienaufgaben untergeordnet. So verfügen nach einer 1997 durchgeführten Untersuchung knapp über 40 
Prozent der jungen Frauen über eine nicht traditionelle Geschlechterorientierung. Dem Einzelstatement „Wenn Kinder da sind, soll der 
Mann arbeiten gehen und die Frau zu Hause bleiben und die Kinder versorgen“ stimmt knapp ein Drittel der jungen deutschen Frauen 
zu (Gille 2000: 183; s. auch Knothe 2002: 120).
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lichen) männlichen Mithilfe bei der Haus- und 
Familienarbeit und keinem gleichberechtigten 
Modell. Junge Frauen sehen den Widerspruch 
zwischen dem Ideal der gleichberechtigten Rol-
len und der geänderten Rollenpraxis – anders als 
die jungen Männer – kritisch. Gleichberechtigung 
in der Aufgabenverteilung im Haushalt, das bele-
gen Einzelbeispiele, lässt sich aufrechterhalten, 
wenn beide Eheleute berufstätig sind und ge-
meinsam das Familieneinkommen erwirtschaf-
ten. Ansonsten kommt es zu der gewohnten Auf-
gabenverteilung: die Frau ist für den Haushalt, 
eventuell darüber hinaus für die Finanzen zustän-
dig, der Mann hilft mit. Reparaturen sind aller-
dings Männersache. Weitaus bedeutsamer als ein 
Migrationshintergrund ist daher für die inner-
familiale Rollenverteilung die konkrete Familien-
situation nach der Ehe und insbesondere nach 
der Geburt des ersten Kindes. 

Nach den wenigen Erhebungen, die den Zu-
sammenhang zwischen religiöser Bindung und 
Geschlechterrollen berücksichtigen, erweisen 
sich stark religiöse muslimische Jugendliche in 
ihren Einstellungen zu Geschlechterrollen als 
 traditioneller (Worbs/Heckmann 2003: 135), nei-
gen aber auch allgemein eher zu konservativeren 
Einstellungen. Die Stärke der religiösen Orien-
tierung weist mit allen Indikatoren, die sich auf 
Geschlechterrollen und Ehemuster beziehen, 
 einen signifi kanten Zusammenhang auf. Junge 
Frauen mit starker religiöser Bindung verfügen 
(nach Boos-Nünning 2007: 126) über eine tradi-
tionelle Geschlechterrolle, was Beruf und Familie 
anbetrifft, sie sind seltener bereit, einen deut-
schen Mann zu heiraten, und akzeptieren die 
 Virginitätsnorm häufi ger. Werden ausschließlich 
die jungen Frauen mit türkischem Migrations-
hintergrund berücksichtigt, so verstärkt sich der 
Zusammenhang zwischen Religiosität in beiden 
Dimensionen und der Zustimmung zu einer tra-
ditionellen Geschlechterrolle, der  Ablehnung der 
Heirat eines (einheimisch) deutschen Ehepart-
ners sowie der Bereitschaft, den Ehemann mittels 
Arrangement zu erhalten. Das bedeutet, dass bei 
der Gruppe der jungen Frauen mit türkischem 
Migrationshintergrund traditionelle Werthaltun-

gen stärker an religiöse Einstellungen gebunden 
sind als in der Gruppe der jungen Frauen insge-
samt. Junge Frauen, die ein Kopftuch tragen, sind 
nochmals wertegebundener und traditioneller 
orientiert.

Aber auch die jungen Frauen mit türkischem 
Migrationshintergrund und starker Religiosität 
haben überwiegend ein Bild von Frauen, für die 
der Beruf ein Mittel zur Unabhängigkeit ist, und 
von einer Ehe, in der beide, Mann und Frau, zum 
Familieneinkommen beitragen und sich gemein-
sam um das Familieneinkommen und um Haus 
und Familie kümmern. Erst wenn es um die Ver-
sorgung der Kinder, und hier insbesondere der 
Kinder im Vorschulalter geht, folgen junge Frau-
en mit türkischem Hintergrund und insbeson-
dere solche mit starker Religiosität stärker kon-
ventionellen Frauenrollen, wie ein erheblicher 
Teil der übrigen Herkunftsgruppen und wie 
(wahrscheinlich) ein Teil der einheimisch deut-
schen jungen Frauen und insbesondere solche 
mit religiöser Bindung auch. Weitaus mehr junge 
Frauen als aufgrund der in der Literatur beschriebe-
nen Szenarien vermutet werden könnte, haben 
„moderne“ Auffassungen von einer geschlechts-
spezifi schen Rollenverteilung hinsichtlich der 
aushäusigen Berufstätigkeit und Kinderbetreu-
ung. Ein erheblicher Teil der jungen Frauen ent-
spricht dem Bild der modernen Frau, die einen 
Beruf und Familie haben möchte, die die Vorstel-
lung vertritt, selbst Geld verdienen zu wollen und 
die die Möglichkeit sieht, ein solches Frauenbild 
mit ihrer Religion zu vereinbaren. Mit diesen Er-
gebnissen steht die Untersuchung in Einklang 
mit vielen neuen Erhebungen, die die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie als weibliches Lebens-
konzept von Frauen mit Migrationshintergrund 
beschreiben und egalitäre Strukturen auch in Mi-
grationsfamilien ermitteln. Dieses gilt vielfach 
geprüft und bestätigt bereits für die Müttergene-
ration der jungen Frauen (siehe dazu Gümen et.
al. 1994: 63ff; Kohlmann 2000: 299). Dieses ist 
auch durch Erhebungen mittels quantitativer 
(s. Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: Kap. 7) und 
qualitativer Verfahren (s. Riegel 2007: 247ff.) für 
die Töchter belegt.
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Wenn es um Fragen der Bildung der Kinder und 
Jugendlichen geht, wird auf die Erziehungsziele 
in Migrationsfamilien verwiesen. Während ein 
Teil der Untersuchungen von einer wert- und tra-
ditionsgebundeneren Erziehung ausgeht, belegen 
andere Untersuchungen, dass in den Familien, 
unabhängig von Migrationshintergrund, Ge-
schlecht und Bildungsniveau, ein ähnliches Spek-
trum an Erziehungsvorstellungen vorhanden ist. 
Auch was die Erziehungsstile anbetrifft, sind in 
Bezug auf Migrationsfamilien kontroverse Vor-
stellungen zu vernehmen. Unstrittig ist, dass die 
in der Familie vertretenen und vermittelten Wer-
te eine hohe Bedeutung für die Erziehung und 
Bildung besitzen.

3.1 Werte und Werteerziehung

Verbleibt die Analyse in einer eher oberfl ächli-
chen Ebene, werden von Vätern wie von Müttern 
aller Gruppen persönliches Glück, eine gute Bil-
dung und eine solide Berufsausbildung für die 
Kinder gewünscht, auch Selbstständigkeit fi ndet 
allgemein Akzeptanz. Genannt werden von allen 
Elterngruppen die Erziehungsziele Selbstständig-
keit, Selbstbewusstsein/Durchsetzungsfähigkeit, 
soziale Kompetenzen, Hilfsbereitschaft, Respekt 
vor anderen Menschen, Ehrlichkeit, Offenheit, 
Verantwortungsbewusstsein und Fähigkeit zur 
Selbstkritik (z. B. in den Untersuchungen von Far-
rokhzad u.a. 2011: 156). Wird aber genauer ge-
fragt, so lassen sich in den Erziehungszielen oder 
in den Werten, die Eltern ihren Kindern vermit-
teln wollen, Unterschiede zwischen Migrations-
eltern und einheimischen Eltern feststellen. Auch 
hier handelt es sich nicht um grundsätzlich ande-
re Muster, sondern um Unterschiede in der Zahl 
der Väter oder Mütter, die die diskutierten Wert-

haltungen für wichtig erachten, oder sie als weni-
ger wichtig einstufen.

Werden  Migrationsfamilien mit einheimi-
schen Familien in Bezug auf die vertretenen Wer-
te und Orientierungen verglichen, so werden in 
folgenden Bereichen Unterschiede herausgestellt:
– Migrationsfamilien sind häufi ger familialis-

tisch orientiert und sie wollen ihre Kinder 
ebenso erzogen wissen;

– Eltern mit Migrationshintergrund sind häufi -
ger an der Bildung und am berufl ichen Aufstieg 
ihrer Kinder interessiert als einheimische El-
tern;

– Personen mit Migrationshintergrund sind häu-
fi ger religiös und die religiöse Erziehung der 
Kinder ist ihnen wichtig;

– Frauen wie Männer mit Migrationshintergrund 
vertreten häufi ger eine – nach dem Wertesys-
tem der Mehrheitsgesellschaft – konventionel-
le Sexualmoral und wollen sie an ihre Kinder 
vermitteln. Ein Teil der Familien – allerdings 
eher eine Minderheit – orientiert sich an einer 
konsequenten Geschlechtertrennung;

– Zwei(Mehr)sprachigkeit ist Eltern mit Migra-
tionshintergrund ein wichtiges Erziehungs-
ziel;

– Respekt und Achtung aber auch Disziplin sind 
Eltern mit Migrationshintergrund wichtiger als 
einheimischen Eltern.

Bei diesen sowohl für das familiäre Leben als auch 
für die Erziehung der Kinder äußerst wichtigen 
Bereiche variieren allerdings die Vorstellungen 
zwischen den Migrationsfamilien stark. Zudem 
gibt es ein methodisches Problem: Längst nicht 
für alle Wertbereiche stehen Untersuchungen bei 
Eltern zur Verfügung. Es muss daher auch auf die 
Vorstellungen junger Männer und Frauen oder 
auf die erlebten Erziehungswerte zurückgegriffen 
werden.

3. Aufwachsen in Migrationsfamilien: Erziehungsziele und 
 Erziehungsstile
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3.1.1 Erziehungsziel: Familialismus 

Alle Untersuchungen von Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund ermitteln, dass sehr viele 
von ihnen eine enge Bindung an ihre Familie auf-
weisen. Diese Bindung weist eine andere Qualität 
auf als sie selbst bei familienorientierten einhei-
mischen Jugendlichen vorzufi nden ist. Die Eltern 
wollen den Kindern vermitteln, dass sie in der 
 Familie verwurzelt sind, dort Unterstützung und 
Hilfe erfahren, aber auch, dass sie die familiären 
 Interessen bei ihren (individuellen) Entscheidun-
gen berücksichtigen sollen. Kinder sollen sich 
von Geburt an in eine Wir-Gruppe eingebunden 
fühlen, die sie lebenslang stützt und schützt, der 
gegenüber sie sich aber zur Loyalität verpfl ichtet 
fühlen sollen und müssen. Alle Untersuchungen 
sprechen dafür, dass auch die neue Elterngene-
ration ihre Kinder im familialistischen Sinn er-
ziehen will. Es gibt zwar auch Familien, in denen 
zwischen Eltern und (vor allem) heranwachsen-
den Kindern Konfl ikte bestehen und Jugendliche 
fehlende Freiräume einklagen, aber in einer Viel-
zahl von Erhebungen (so z. B. Titzmann et al. 
2005: 98f.; Herwartz-Emden 2000: 19; Baros 2001: 
140f.; Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 104ff.) 
wird belegt, dass der enge familiäre Zusammen-
halt die Mitglieder der Migrationsfamilie prägt.

Immer wieder betonen Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund ihre Zufriedenheit mit der 
familialen Erziehung und der Behandlung in der 
Familie und bestätigen damit die Ergebnisse frü-
herer Untersuchungen zum Erziehungsverhalten 
in Migrationsfamilien von Nauck (2000: 387f.), 
der zu dem Schluss kommt, dass in diesen Fami-
lien eine so hohe Integration und Interaktions-
dichte bestehe, dass segregative intergenerative 
Beziehungen zwischen Eltern und Kindern aus-
geschlossen seien. Die hohe gemeinsame Orien-
tierung zwischen den Generationen, so schluss-
folgert er, vermöge Sozialisationsleistungen, die 
sonst von einem kulturell homogeneren Milieu 
(mit) übernommen werden, zu substituieren. Aus 
dieser Perspektive stellt die Familie eine wichtige 
Ressource für die Sozialisation der jungen Men-
schen dar. Das als „Familialismus“ beschriebene 
Orientierungsmuster lässt sich bei allen zugewan-
derten Gruppen ausmachen (s. Nauck 1997: 342; 

Goudiras 1997: 189; Apitzsch 1990: 211). Im Fa-
milialismus der Einwanderungsfamilien liegt ein 
entscheidender Unterschied zu bei Deutschen 
vorherrschenden Orientierungen.

Der Familialismus wird nicht einfach aus 
dem Herkunftsland mitgebracht, sondern er wird 
in Deutschland unter Migrationsbedingungen 
aktiviert und gestärkt. In einer tendenziell indi-
vidualistischen Gesellschaft wie Deutschland be-
ruhen die von einem Teil der Zugewanderten ge-
pfl egten kollektivistischen bzw. familialistischen 
Orientierungen nicht darauf, dass hier ein un-
hinterfragtes Relikt einer vormodernen Kultur ge-
pfl egt wird, sondern eng verbunden sind mit Er-
fahrungen der Verunsicherung, Marginalisierung 
und Diskriminierung in der Migrationssituation 
(so z. B. Nauck 1997: 342). Mit familialistischen 
Orientierungen kann ein junger Mann mit Mi-
grationshintergrund einen Beruf ergreifen, den 
seine Eltern wollen, weil es auch sein eigener 
Wunsch ist. Und auf dem Hintergrund kollekti-
vistischer Gedanken kann verstanden werden, 
dass immerhin elf Prozent der von uns befragten 
Mädchen mit türkischem Migrationshintergrund 
eine arrangierte Ehe als mögliches Muster für 
sich selbst, aber auch generell akzeptieren (Boos-
Nünning/Karakaşoğlu 2006: 254ff.).

3.1.2 Erziehungsziel: Bildung

Frühere und neuere empirische Untersuchungen 
belegen die hohen Bildungsvorstellungen und 
die hohen berufl ichen Erwartungen sowohl der 
Eltern als auch der Kinder und Jugendlichen 
selbst. Dieses gilt für alle Arbeitsmigrationsfami-
lien. Leistungserwartungen spielen in der Erzie-
hung von Migrationsfamilien eine erhebliche 
Rolle und diese sind auf schulische Erfolge und 
das Erreichen einer guten berufl ichen Tätigkeit 
ausgerichtet. In seinen soziologischen Untersu-
chungen hat Nauck seit Mitte der 1980er Jahre 
wiederholt festgestellt, dass Eltern mit Migra-
tionshintergrund, insbesondere türkischer und 
vietnamesischer Herkunft (weniger Eltern grie-
chischer und italienischer Herkunft), besonders 
hohe Bildungsansprüche gegenüber ihren Kin-
dern ausdrücken. Kennzeichnend für den am 
weitesten verbreiteten Erziehungsstil in türki-
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schen Familien ist die enge emotionale Bindung 
zwischen den Generationen verbunden mit ho-
hen Leistungserwartungen an die Kinder. Diese 
richten sich insbesondere auf deren Schulerfolg 
(Nauck 2000: 381). Dabei sind keine signifi kan-
ten Unterschiede zwischen Jungen und Mädchen 
mit Migrationshintergrund festzustellen. Eltern 
wünschen sich auch für ihre Töchter  eine gute 
Schul- und Berufsausbildung (Boos-Nünning/
Karakaşoğlu 2006: 199). Vor allem Mütter vermit-
teln ihren Töchtern die Bedeutung von Bildung 
und Berufstätigkeit zur Wahrung ihrer Autono-
mie. Auch neuere Untersuchungen, die Eltern, 
insbesondere mit türkischem Migrationshinter-
grund befragen, kommen zu dem Ergebnis, dass 
Leistungs- und Aufstiegsorientierungen als für 
die Erziehung der Kinder äußerst bedeutsam an-
gesehen werden (so z. B. Dollmann 2010: 129ff.; 
Farrokhzad u. a. 2011: 157; PASS 2007/2008 nach 
Prognos 2010: 32). Allerdings werden die Kosten 
für die Schule und Ausbildung von einem erheb-
lichen Teil der Eltern (mit und ohne Migrations-
hintergrund zwischen 62 Prozent und 73 Prozent) 
als starke Belastung angesehen (Prognos 2010: 
33).

Der größte Teil des Wissens um die Bildungs-
erwartungen in Migrationsfamilien wurde nicht 
durch Befragungen der Eltern über deren Ansprü-
che an die Bildung ihrer Kinder, sondern durch 
 Befragungen von Jugendlichen über die Bildungs-
vorstellungen in ihrer Familie ermittelt. Das Er-
ziehungsziel „Erbringung von Leistung“ wird in 
allen themenbezogenen Untersuchungen ge-
nannt; dieses gilt für frühere Erhebungen (so z. B. 
Heitmeyer et al. 1997: 94ff.) ebenso wie für aktu-
elle (so z. B. Boos-Nünning 2010: 43ff.; Leyende-
cker 2011: 277ff.) und wird von Jungen in glei-
cher Weise gefordert wie von Mädchen (so z. B.  
Beiträge in King/Flake 2005; Boos-Nünning/
Karakaşoğlu 2006: 107ff.). Über Lernen und Leis-
tungsstreben sollen die Kinder einen höheren Bil-
dungsstand und darüber wiederum berufl iche 
Karrierechancen erlangen (Toprak 2004: 79).  Die 
Migrationseltern sind mit der Hoffnung, ihre 
 Lebensbedingungen und die ihrer Kinder zu ver-
bessern, in die westlichen Industrieregionen ein-
gewandert. Sie haben nicht nur ihre familialis-
tischen Haltungen mitgebracht, sondern auch 

den Wunsch nach Bildung und wirtschaftlichem 
Erfolg ihrer Kinder. Auch in der nächsten und 
übernächsten Elterngeneration bleibt diese Ori-
entierung erhalten.  Bildungsziele, die auf Erfolge 
im deutschen Schul- und Berufssystem ausgerich-
tet sind, werden dann im Zusammenhang mit 
familialistischen Werten gesehen, wie mit Res-
pekt, Gehorsam und die Beachtung von Hierar-
chie (vgl. Leyendecker 2003: 404ff.). Diese Vor-
stellungen sind geprägt durch „ein tiefes Gefühl 
von Loyalität, Reziprozität und Solidarität gegen-
über  den anderen Familienmitgliedern als auch 
durch das Bewusstsein, dass die Familie eine 
 Erweiterung des Selbst darstellt“ (Leyendecker 
2003: 406). Das Anspruchsniveau für Bildung 
und Beruf – wie schon Heitmeyer et al. (1997: 
158, 160) darstellten – variiert daher nicht nach 
traditioneller Orientierung. Auch Jugendliche, 
die letztere vertreten, insbesondere Jugendliche, 
die ein hohes Maß an religiösen Überzeugungen 
äußern, sind, wie sich an der Untersuchung in 
den Wohnheimen des Verbandes der Islamischen 
Kulturzentren belegen lässt, am Lernen und an 
Bildung interessiert (Boos-Nünning 2010: 33ff.). 
Allerdings weisen qualitative Studien darauf hin, 
dass es auch Jugendliche mit Migrationshinter-
grund gibt, die Bildung als Rechtfertigung für die 
Ablösung von der Familie nennen (so Sauter 
2000: 290ff.). 

Leyendecker (2011: 277) bezeichnet den ho-
hen Stellenwert, den viele Eltern mit Migrations-
hintergrund der Bildung zumessen sowie die 
hohe Lern- und Anstrengungsbereitschaft der 
Kinder als Potenzial eingewanderter Familien. In 
Interviews mit Eltern der ersten und zweiten tür-
kischen Einwanderergenerationen auf der einen 
und einheimisch deutschen Eltern auf der ande-
ren Seite stellt sie fest, dass Eltern mit türkischem 
Migrationshintergrund deutlicher als einhei-
misch deutsche Eltern den Wert von Bildung be-
tonen. Bildung stellt aus ihrer Sicht eine wichtige 
Voraussetzung für das Erlernen eines Berufes dar, 
der ökonomische Sicherheit wie auch einen her-
vorgehobenen Platz in der gesellschaftlichen 
 Hierarchie sichert. „So überrascht es nicht, dass 
bekannte und respektierte Berufsgruppen wie 
Ärztin/Arzt sowie Rechtsanwältin/Rechtsanwalt 
mit Abstand die am meisten genannten Wunsch-
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berufe für die Kinder sind. Die berufl iche Position 
wird aber bei den zugewanderten Familien häufi g 
nicht mit Unabhängigkeit assoziiert, sondern im 
Kontext von Familie gesehen – der zukünftige 
Arzt soll sich nicht durch seine Bildung von den 
Eltern und ihren kulturellen Wurzeln entfernen, 
sondern vielmehr ein Leben lang mit ihnen ver-
bunden bleiben.“ (Leyendecker 2011: 278) Ein-
heimisch deutsche Eltern mit mittlerem oder 
 höherem Bildungsabschluss wollen zwar auch 
Bildungserfolge für ihre Kinder, betonen aber die 
Bedeutung von Bildung für individuelle Zufrie-
denheit. Während Bildung von Migrationseltern 
in Bezug auf die Stellung der Familie in der Ge-
sellschaft gesehen wird, gewinnt sie bei einhei-
misch deutschen Eltern Bedeutung im Hinblick 
auf die Förderung individueller Kompetenzen 
(Leyendecker 2011: 279). In indi vidualistischen 
Gesellschaften investieren Eltern in die Bildung 
ihrer Kinder, damit diese ihren individuellen Le-
bensentwurf verwirklichen und die Voraussetzun-
gen für das Ergreifen eines Berufs geschaffen wer-
den, der den persönlichen Ambi tionen des Sohnes 
oder der Tochter entspricht. Anders ist die Sicht-
weise eines Teils der Migra tionsfamilien, die mit 
der Bildung des Sohnes oder der Tochter die Vor-
stellung von einem Aufstieg der Familie verbinden. 
Für die Kinder verbindet sich Bildung und beru-
fl icher Erfolg mit der Solidarität zu ihren Eltern. 

3.1.3  Erziehungsziel: Religiosität

Alle Untersuchungen – gleich wie religiöse Orien-
tierung erfasst wird – ermitteln eine stärkere reli-
giöse Bin dung der Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund im Vergleich zu einheimisch deut-
schen Jugendlichen. Wird nach Geschlecht diffe-
renziert, weisen weibliche Jugendliche in nahezu 
allen Bereichen der Religiosität höhere Anteile an 
religiös Orientierten auf als männliche. Im Ver-
gleich zwischen den Jugendlichen mit unter-
schiedlichem Migrationshintergrund sind dieje-
nigen mit tür kisch-muslimischem Hintergrund 
häufi ger stark religiös als die übrigen. 

Aus der zahlenmäßig größeren Gruppe reli-
giöser muslimischer junger Menschen darf aller-
dings nicht geschlossen werden, dass für die an-
deren ethnischen oder religiösen Gruppen die 

religiöse Überzeugung unwichtig ist. Sehr stark 
religiös sind in der Untersuchung „Viele Welten 
 leben“ 22 Prozent der muslimischen jungen Frau-
en, zwölf Prozent der evangelischen und ortho-
doxen und neun Prozent der katholischen sowie 
23 Prozent derer, die sich einer anderen Reli-
gionsgemeinschaft zuordnen (Boos-Nünning/
Karakaşoğlu 2006: 422). Auch andere Untersu-
chungen machen deutlich, dass es in jeder Reli-
gionsgruppe und in jeder ethnischen Gruppe (ge-
messen am Nationalitätenhintergrund) sehr stark 
und stark religiöse aber auch wenig oder gar nicht 
religiöse Personen gibt. Von den Aussiedlern und 
Aussiedlerinnen gehören eine Minderheit mit 
nicht erfasster Zahl einer mennonitischen oder 
baptistischen Freikirche an. Nach Strobl/Kühnel 
(2000: 98) bewegen sich in Nordrhein-Westfalen 
ca. ein Viertel der Jugendlichen aus den GUS-
Staaten im freikirchlichen evangelikalen Milieu. 
Allerdings kann die Zahl (so Schäfer 2010: 12f.) 
nicht auf Deutschland insgesamt übertragen wer-
den, da ein Großteil der evangelikalen Gemein-
den in diesem Bundesland angesiedelt sind. Eine 
nicht bekannte Zahl von Familien mit italie-
nischem Hintergrund fühlt sich den Zeugen           
Jehovas zuge hörig und ein Teil der Familien mit 
grie chischem Migrationshintergrund sind in den 
griechisch-orthodoxen Gemeinden religiös und 
auch politisch verankert. 

Der Einfl uss der Eltern auf die religiöse Prä-
gung der Kinder ist aus vielen Untersuchungen 
für viele Religionen belegt. Auch in der Studie 
„Viele Welten leben“ hängt die religiöse Orientie-
rung junger Frauen am engsten mit der Stärke der 
religiösen Erziehung in der Familie zusammen, 
ein Ergebnis, dass sich mit Aussagen der Betroffe-
nen in qualitativen Erhebungen deckt und durch 
andere quantitative (s. die Zusammenfassung im 
Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: Kap. 10) Unter-
suchungen bestätigt wird. Auch betonen junge 
Menschen mit Migrationshintergrund, die selbst 
religiös gebunden sind, den Wunsch, ihre eige-
nen Kinder wiederum religiös zu erziehen. Die 
Erziehung nach religiösen Grundsätzen wird in 
Migrationsfamilien als deutlich wichtiger einge-
stuft als in einheimisch deutschen Familien und 
enthält eine höhere Position im Vergleich zu an-
deren Werten. In der zusammenfassenden Studie 
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über religiöse Werteerziehung in islamischen Fa-
milien verweist Uslucan (2008: 16) auf eine Un-
tersuchung von Scherberger aus dem Jahre 1999, 
in der festgestellt wird, dass für türkische Eltern 
bei ca. der Hälfte die religiöse Pfl ichterfüllung als 
Erziehungsziel im Vergleich zu vier anderen Zie-
len (Selbstständigkeit, Lernen, Rücksichtnahme 
u.a.) einen hohen Rang einnimmt, bei etwa eben-
so vielen aber unwichtig ist. Die einheimisch 
deutschen Eltern stuften hingegen das Ziel „Er-
ziehung zum christlichen Glauben“ zum über-
wiegenden Teil als unwichtig ein. Bei einer in 
späteren Jahren durchgeführten Befragung wurde 
Spiritualität – Religiosität oder Glauben wurde 
nicht erhoben – von Menschen mit türkischem 
Migrationshintergrund als bedeutsamer einge-
stuft als von einheimisch Deutschen. Allerdings 
werden viele andere Werte wie familiäre Sicher-
heit, Freiheit und Freundschaft für beide Grup-
pen deutlich stärker betont (Uslucan 2008: 23). 
In einer Rangreihe der Werte nimmt Spiritualität 
vor Reichtum, anregendes Leben und Autorität nur 
den siebten Rang ein; bei den einheimisch Deut-
schen allerdings den letzten (Uslucan 2008: 25). 

Die Erziehung im und zum Glauben ist nach 
der islamischen Lehre Pfl icht muslimischer Eltern 
gegenüber Gott und dem Kinde (s. dazu Kara-
kaşoğlu/Öztürk 2007: 159ff.). Gleichzeitig soll die 
heranwachsende Person ein ökonomisch selbst-
ständiges, mündiges und nützliches Mitglied der 
Gemeinschaft werden. Die religiöse Erziehung in 
der Vorschulzeit wird durch die Vorbildfunktion 
der Eltern geleistet. Mit dem siebten Lebensjahr 
wird das Kind in die Religionslehre und in die 
Praxis (rituelles Gebet, Fasten) eingeführt. Die 
Einhaltung der religiösen rituellen Pfl ichten dient 
der Stärkung der spirituellen Beziehung zu Gott 
und der Unterstützung beim Aufbau der geisti-
gen und moralischen Werteorientierung, in der 
Disziplin, Geduld, Aufrichtigkeit, Mitgefühl und 
Solidarität zentrale Bedeutung besitzen. Mit dem 
Beginn der Geschlechtsreife tragen die Jugend-
lichen vor Gott die Verantwortung für ihr Han-
deln und sind zur Einhaltung der religiösen Re-
geln verpfl ichtet.

Die religiöse Erziehung nimmt einen bedeut-
samen Stellenwert in den Erziehungsvorstellun-
gen eines Teils der muslimischen Familien ein 

(s. dazu Karakaşoğlu-Aydın 2000:  77-97). Karaka-
şoğlu/Öztürk (2007: 166) führen auf Grundlage 
empirischer Erhebungen aus, dass religiös orien-
tierte türkisch-muslimische Eltern vor allem 
möchten „dass ihre Kinder den Koran auf Ara-
bisch rezitieren, bestimmte religiöse und kul-
turelle Normen und Werte kennen lernen (wie 
Gebete, rituelle Waschung, Feiertage, Respekt vor 
Älteren). Zugleich sehen sie in einer Vermittlung 
religiöser Grundkenntnisse und -fertigkeiten 
auch einen Schutz ihrer Kinder vor Jugend-
delinquenz. Bei der Vermittlung der Grundfertig-
keiten für die religiöse Praxis wird insbesondere 
Rückgriff genommen auf die entsprechenden An-
gebote an Korankursen durch die verschiedenen 
Moscheevereine. Hintergrund ist die Tatsache, 
dass viele Eltern ihr eigenes Wissen über die Re-
ligion sowie ihre religiöse Praxis nicht als ausrei-
chend betrachten, um ihren Kindern das vom 
 Islam geforderte Vorbild zu sein und hier die ent-
sprechende Beraterfunktion zu übernehmen.“

Auch von Öztürk 2007 befragte junge Musli-
me und Musliminnen bewerten teilweise ihre reli-
giöse Erziehung in der Familie als unzureichend 
insbesondere bei der nicht selten verlangten Re-
chenschaft von Seiten des nicht-islamischen Um-
feldes (so Karakaşoğlu/Öztürk 2007: 166). „Die 
islamische Erziehung im Elternhaus wird daher 
als eher intuitiv und fl oskelhaft beschrieben (vgl. 
Karakaşoğlu/Öztürk 2007: 224). Vermisst wird ein 
konsistentes, kindgerechtes Erziehungskonzept 
nach religiösen Grundsätzen. So übertragen eini-
ge der befragten jungen Muslime ihren Eltern die 
Verantwortung dafür, dass sie derzeit einigen  is-
lamischen Regeln (rituelle Gebete, Drogen- und 
Alkoholverbot etc.) nicht regelmäßig nachkom-
men. Diese hätten sich eben nicht frühzeitig ge-
nug um eine adäquate religiöse Kindererziehung 
bemüht (vgl. Karakaşoğlu/Öztürk 2007: 226). In 
diesem Zusammenhang bemängeln die befragten 
jungen Muslime die Inhalte und Ziele der von 
 ihren Eltern vermittelten religiösen Erziehung 
und Bildung, die nicht transparent gewesen sei-
en. Die Eltern seien nicht fähig gewesen, ihnen 
den Ursprung und die Bedeutung religiöser Vor-
schriften so zu erklären, dass dies für sie als Kin-
der nachvollziehbar und ihnen einsichtig ge-
wesen wäre.“ (Karakaşoğlu/Öztürk 2007: 167). 
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Auch in Mennonitengemeinden wird die re-
ligiöse Erziehung als biblisch begründeter Auftrag 
angesehen, in den GUS-Staaten um die Kinder 
und Jugendlichen vor dem kommunistischen Zu-
griff und der Einfl ussnahme im Sinne eines athe-
istischen Weltbildes zu entziehen (Schäfer 2010: 
40), nach der Ausreise nach Deutschland als 
Schutz gegen die negativen Auswirkungen mo-
derner Gesellschaften. Schäfer (2010: 248) führt 
anhand dreier ethnografi sch orientierter Biogra-
phien aus, dass sich die Lebenswege der nach-
wachsenden Generation nur begrenzt standardi-
sieren und kontrollieren lassen. Die evangelikale 
„Normalbiographie“ entstrukturiert sich in der 
Jugendphase. Sie bleibt zwar als normatives Leit-
bild bestehen, aber dieses kann von vielen Ju-
gendlichen nicht mehr eingelöst werden oder es 
wird von vorneherein nicht mehr angestrebt. 
„Unter den Bedingungen moderner Gesellschaf-
ten kann das evangelikale Jugendmoratorium we-
der konsequent verhindern, dass Jugendliche in 
der Welt leben wollen oder müssen, noch dass 
Chaos in die Gemeinschaft einbricht und ihre 
etablierte Ordnung durcheinanderbringt. Ob dies 
langfristig zu der Aufl ösung der Gemeinschaften 
führen wird, ist nur schwer einzuschätzen. Mit-
telfristig jedenfalls werden die evangelikalen 
Aussiedler gemeinden die Religionslandschaft in 
Deutschland weiterhin prägen. Denn in der ge-
genwärtigen Situation bedeuten die Kontrollver-
luste des Jugendmoratoriums nicht, dass diese 
Institution die Jugendlichen grundsätzlich nicht 
mehr erreichen könnte. Noch immer partizipie-
ren viele Jugendliche an den pädagogischen An-
geboten, sind engagierte Mitglieder und haben 
eine starke emotionale Bindung zu ihrer Gemein-
de entwickelt.“

Die jungen Muslime und Musliminnen eben-
so wie evangelikale Jugendliche wollen aber die 
religiösen Überzeugungen der Eltern nicht un-
verändert und unrefl ektiert übernehmen. Vieles  
spricht dafür, dass ein moderner Islam oder ein 
aufgeklärtes christliches Muster die angestrebte 
Haltung ist. Die Jugendlichen fordern Freiräume 
und Selbstständigkeit, wozu auch zählt, dass sie 
ihren eigenen Weg und ihre persönliche Lebens-
form in Bezug auf die Religion fi nden und wäh-
len dürfen. Diese Grundhaltung wird diese Ge-

neration in die Erziehung ihrer Kinder einbrin-
gen. Auch die jungen evangelikalen Christen und 
die jungen Muslime und Musliminnen werden 
ihre Kinder nicht in derselben Form religiös er-
ziehen, wie sie erzogen wurden. In der Erziehung 
und Bildung wirken sich nicht allein die religiö-
sen Orientierungen und Wünsche nach religiöser 
Erziehung der Migrationsfamilien aus, sondern es 
kommen zwei wichtige Einfl ussfaktoren hinzu. 
Auf die religiösen Gemeinden wurde schon hin-
gewiesen. Ebenso wichtig ist das (einheimisch) 
deutsche Umfeld. Migrationsfamilien ziehen ihre 
Kinder in der religiösen Diaspora auf, wie es nicht 
nur von Muslimen und Musliminnen und evan-
gelikalen Christen sondern auch von griechisch-
orthodoxen und italienischen Eltern formuliert 
wird. Religiös bedingte Lebens- und Verhaltens-
weisen, insbesondere in der Kleidung und in dem 
Umgang mit dem anderen Geschlecht, führen zu 
Diskrepanzen, nicht selten zu Konfl ikten vor al-
lem in den Bildungseinrichtungen.

3.1.4 Erziehungsziel: Sexualmoral und 
 Geschlechtertrennung

Aus den Reaktionen eines Teils der Migrations-
eltern und von Jugendlichen selbst im Hinblick 
auf die Körperlichkeit und im Hinblick auf die 
 Sexualerziehung in der Schule sowie aus Befra-
gungen der Jugendlichen sowie Berichten aus Be-
ratungsstellen kann auf die sexuelle Erziehung 
geschlossen werden.

Alle Daten verweisen auf Unterschiede in der 
Sexualerziehung in einem Teil der Migrationsfa-
milien im Vergleich zu einheimisch deutschen 
hin. Die Erziehung wirkt sich dahingehend aus, 
dass Mädchen mit Migrationshintergrund nach 
einer aktuellen Studie der Bundeszentrale für 
 gesundheitliche Aufklärung (2010: 8), die Daten 
von 14- bis 17Jährigen und ihren Eltern sowohl 
von Mädchen und Jungen als auch von einhei-
misch deutschen und Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund erhebt, sexuell insgesamt sehr 
viel zurückhaltender sind als Mädchen deutscher 
Staatsangehörigkeit. Die größten Unter schiede 
werden bei den Mädchen im Alter von  16 Jahren 
sichtbar (Anteil sexuell Erfahrener unter deut-
schen Mädchen: 50 Prozent, unter Mädchen mit 
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Migrationshintergrund: 27 Prozent), aber auch 
im Alter von 17 ist von den Mädchen mit Migra-
tionshintergrund gerade einmal die Hälfte sexu-
ell aktiv, während es ansonsten zwei Drittel und 
mehr sind. Es sind in erster Linie die jungen 
 Frauen muslimischen Glaubens generell, parallel 
dazu auch diejenigen mit türkischer Staatsan-
gehörigkeit, die nur in äußerst geringem Umfang 
in jugendlichem Alter sexuelle Aktivitäten ent-
wickeln, und wenn, dann in späterem Alter. Als 
Gründe für die sexuelle Zurückhaltung werden 
von Mädchen muslimischen Glauben (unter an-
derem) die moralischen Normen genannt, die 
 einen engen Kontakt zum anderen Geschlecht 
vor der Ehe nicht erlauben (59 Prozent; einhei-
misch deutsche Mädchen: sieben Prozent). Jun-
gen mit Migrationshintergrund nennen diesen 
Grund mit elf Prozent seltener (einheimisch deut-
sche Jungen: vier Prozent) (BZgA 2010: 107). Aber 
auch ein Viertel der männlichen muslimischen 
Jungen (genau 23 Prozent) bezieht sich auf diese 
allgemeine Wertbasis, dass sexuelle Beziehungen 
vor der Ehe nicht richtig seien (zum Vergleich 
 katholisch: null Prozent).

Normen in Bezug auf die Sexualität sind von 
den eingewanderten Eltern einem erheblichen 
Teil der jungen muslimischen Frauen aber auch 
einer nicht geringen Zahl der jungen muslimi-
schen Männer vermittelt worden und werden als 
Erziehungsvorstellungen in den jungen Familien 
wirksam. Auch für die baptistischen und menno-
nitischen freikirchlichen Gruppen ist die Ehe die 
Legitimation für sexuelle Kontakte. Dieses galt in 
der ehemaligen Sowjetunion, und daran wird 
nach der Einwanderung festgehalten (Schäfer 
2010: 121).

Zu den sexuellen Normen und der Erzie-
hungspraxis von Eltern gibt es eine Untersuchung 
zu Familien mit türkischem Hintergrund (im Ver-
gleich zu solchen in der Türkei) und kaum Infor-
mationen über Familien mit anderen Migrations-
hintergründen. In der Untersuchung von Çağlıyan 
(2006) wird die positive Bedeutung von Sexuali-
tät im sunnitischen Islam ebenso zum Ausgangs-
punkt genommen wie die Restriktionen in Bezug 
auf die sexuellen Kontakte (sexuelle Beziehungen 
nur in der Ehe), denen gläubige Muslime und 
Musliminnen verpfl ichtet sind. Sowohl der sexu-

elle Akt, die Regelung des Sexualverkehrs als auch 
die Befriedigung der Frau, Verhütung und Abtrei-
bung, das Verbot der gleichgeschlechtlichen Be-
ziehung lassen sich auf der Grundlage des Korans 
und der Hadithe interpretieren (Çağlıyan 2006: 
80ff.). Nach Demircan (so nach Çağlıyan 2006: 
98) ist „es eine religiöse Pfl icht, Mädchen sowie 
Jungen bis zur Pubertät mit dem religiösen Wis-
sen bezüglich Verbot und Gebot aufzuklären“, 
da dieses Wissen eine wichtige Grundvorausset-
zung für eine islamische Lebensweise ist. Ohne 
eine (religiöse) Sexualerziehung könnten Kinder 
und Jugendliche unwissend schneller in Sünden 
verfallen. Die Sexualerziehung hat das Ziel, die 
Kinder zu einem islamisch verantworteten Sexu-
alverhalten zu befähigen, indem sie ihnen Maß-
stäbe anbietet, die ihnen zur Orientierung und 
Hilfe dienen. Die befragten Frauen mit türki-
schem Migrationshintergrund – sieben mit eige-
ner Migrationserfahrung und der Arbeiterschicht 
zuzurechnen und acht in Deutschland aufge-
wachsene junge Frauen, alle ohne Kinder, über-
wiegend ledig mit hohem Bildungsstand (min-
destens mittlere Reife bis zum Universitätsbesuch) 
– vermitteln einen Eindruck von der intergene-
rativen Veränderung bei in Deutschland leben-
den Frauen. Die Müttergeneration, selbst in einer 
im Hinblick auf Sexualität tabuisierten und stren-
gen Regeln unterworfenen Moral aufgewachsen, 
hält die Virginität der Töchter für unabdingbar, 
sei es, weil es ihren eigenen Normen entspricht, 
sei es, dass sie um den Verlust an Lebens- (= Hei-
rats-)chancen der Töchter und an Ansehen, Ach-
tung und Anerkennung der Familie in der tür-
kisch-muslimischen Gemeinschaft fürchten. Die 
Ehre der Familie wird für die befragten Mütter 
nach wie vor in Abhängigkeit von der Virginität 
der Töchter gesehen. Den Söhnen werden sexu-
elle Erfahrungen vor der Ehe zugestanden und sie 
werden sogar positiv bewertet.

Die jungen Frauen mit guter Schulbildung 
haben in der Kindheit und Pubertät keine Ge-
spräche über Sexualität mit ihren Eltern geführt, 
Auch für sie wurde von den  Eltern die Virginität 
als Verhaltensnorm beschrieben und gefordert. 
Die jungen Frauen setzen sich aber mit dem 
 Frauenbild im Islam und den religiös begründe-
ten Sexualnormen, die beide Geschlechter gleich 
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behandeln und eine positive Einstellung zur Se-
xualität vermitteln, intensiv und refl ektiert aus-
einander (Çağlıyan 2006: 273f.). Sie wollen ihre 
Töchter sexuell aufklären und mit ihnen die 
 sexuellen Normen und Werte diskutieren. Ihre 
Vorstellungen von den sexuellen Beziehungen 
zwischen  Jugendlichen sind egalitär. Sexuelle Be-
ziehungen fordern Reife (auch gebunden am 
Alter), ernste Heiratsabsichten und die Beschrän-
kung von Sexualität auf die Ehe, sei es auch nur 
deswegen, weil die „türkischen Männer die Jung-
fräulichkeit der künftigen Ehefrau“ erwarten und 
wohl noch lange Zeit erwarten würden. Der Un-
terschied zu den Müttern besteht in der Auffas-
sung, dass voreheliche Sexualkontakte auch bei 
Jungen nicht erwünscht sind. Die antizipierte 
 Sexualerziehung der türkischen Jungen soll sich 
an der Gleichberechtigung der Geschlechter ori-
entieren. Die sogenannte Doppelmoral wird ab-
gelehnt. Sie sei veraltet und nicht aus der isla-
mischen Religion abzuleiten, sondern vielmehr 
ein Resultat regionaler Erziehungssitten.

Deutlich weniger als über die sexuellen Nor-
men der jungen Frauen ist über die der jungen 
Männer bekannt. Mertol (2007: 189ff.) ermittelt 
in einer qualitativen Studie bei fünf jungen Män-
nern mit türkischem Migrationshintergrund die 
uneingeschränkte Forderung nach der Jungfräu-
lichkeit der Frau bis zur Ehe, aber differenzierte 
Einstellungen zur sexuellen Enthaltsamkeit des 
Mannes. Nicht egalitäre Vorstellungen zu Lasten 
der Frau überwiegen, da nur diese unter einem 
schlechten Ruf leiden würden. Mertol bewertet 
eine der  Argumentationen der jungen Männer 
als Beleg für die Virtuosität der  Doppelmoral, die 
sich einerseits am Koran orientieren möchte, was 
die Beschränkung der Sexualität auf die Ehe er-
fordert, andererseits aber für die Männer Son-
derrechte und eine Sondermoral beansprucht, 
die nicht durch den Koran gedeckt ist und statt-
dessen auf alltagskulturellem Pragmatismus be-
ruht. Aus fünf Befragten und daraus, dass zwei 
von ihnen ein egalitäres Konzept vertreten, lässt 
sich nicht auf die Einstellungen der jungen Män-
ner mit türkischen Migrationshintergrund schlie-
ßen. Deutlich wird nur, dass sich auch bei die-
sen – wie bei den jungen Frauen – die Vorstel-
lungen ausdifferenzieren und moderne Auffas-

sungen Raum gewinnen, die allerdings keine 
Annäherung an die der einheimisch deutschen 
Gleichaltrigen bedeuten müssen.

Marburger (1999: 38) verweist darauf, dass 
traditionelle sexuelle Verhaltensnormen teilweise 
auch von Aussiedlern und Aussiedlerinnen aus 
den GUS-Staaten vertreten werden, wenn diese 
eine starke freikirchliche Bindung aufweisen. Sie 
zeigen sich zum Teil irritiert durch die Allgegen-
wart der medialen Präsentation von Sexualität 
(Plakate, Illustrierte, Fernsehen etc.), der offenen 
Partnersuche und Kontaktaufnahme von Men-
schen fast jeden Alters, öffentlich gelebten Aus-
drucksformen von Zuneigung und Nähe (Händ-
chenhalten, Umarmungen, Küsse etc.), Körper-
lichkeit im Spiel- und Sportbereich – um nur eini-
ge Beispiele „normal-alltäglicher“ Sexualität zu 
nennen. Würde genauer nachgefragt, so ließen 
sich wahrscheinlich auch in evangelikalen Aus-
siedlerfamilien von einheimisch deutschen Fa-
milien abweichende Vorstellungen von sexueller 
Erziehung nachweisen, wie sicher auch hier Ver-
änderungen durch das Leben in einer anderen 
Werten folgenden Dominanzkultur registriert 
werden könnten.

Neben den sexuellen Normen gelten in 
 einem Teil der islamischen Vereinigungen aber 
auch in evangelikalen Freikirchen und in ortho-
doxen jüdischen Gemeinden Formen der Ge-
schlechtertrennung, in der Fachliteratur wenig 
diskutiert aber von hoher sozialisatorischer Re-
levanz. Geschlechtertrennung wird durch die 
Kleidung (Kopftuch, Röcke) symbolisiert, aber 
auch räumlich vorgenommen. So fi ndet das ge-
meinschaftliche Gebet, etwa in der Moschee, ge-
trennt statt, entweder in eigenen Räumen oder 
indem die Frauen hinter den Männern beten. 
Auch bei öffentlichen Veranstaltungen (z. B. Fes-
te) wie auch bei Feiern zur Beschneidung der 
 Jungen, Hochzeiten und teilweise, aber längst 
nicht immer, im familiären Bereich sitzen Männer 
und Frauen getrennt. Auch in diesem Bereich 
sind die Vorstellungen der in Deutschland auf-
wachsenden jungen Menschen von denen ihrer 
Eltern verschieden. Jugendliche mit türkischem 
Hintergrund, die in den Wohnheimen des Ver-
bandes der Islamischen Kulturzentren leben, set-
zen sich zwar überwiegend für ein geschlechts-
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getrenntes Beten ein, sprechen sich aber ebenso 
überwiegend für koedukative Schulen und zur 
Hälfte für einen monoedukativen Sportunterricht 
aus (Boos-Nünning 2010: 62). Auch in diesem 
 Bereich sind Veränderungen in den Erziehungs-
vorstellungen zu erwarten.

3.1.5 Erziehungsziel: Zwei(Mehr)Sprachigkeit

Nach allen Untersuchungen, die Wünsche von 
Eltern oder jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund über die sprachliche Sozialisation 
ihrer (zukünftigen) Kinder erheben, sind die 
meisten an einer zwei(mehr)sprachigen Erzie-
hung ihrer Kinder interessiert. Es spricht alles 
 dafür, dass nahezu alle Eltern mit Migrationshin-
tergrund wünschen und wollen, dass ihre Kinder 
die deutsche Sprache wie einheimische deutsche 
Kinder beherrschen. Sie wissen, dass diese in der 
deutschen Schule und danach im Beruf nur unter 
dieser Voraussetzung Chancen haben. Migra-
tionseltern wollen aber überwiegend auch, dass 
ihre Kinder die Sprache ihrer Eltern und Groß-
eltern – die Herkunftssprache – behalten. Manch-
mal sind es auch zwei, seltener drei Herkunfts-
sprachen. Dieses gilt für verschiedensprachige 
 Eltern, aber auch wenn aus den Herkunftsländern 
mehrere Sprachen mitgebracht wurden z. B. Tür-
kisch und Kurdisch oder eine Berbersprache, Ara-
bisch und Französisch. Es ist gesichert, dass ein 
erheblicher Teil der Migranten und Migrantinnen 
auch zwei und mehr Generationen nach ihrer 
 Einwanderung Interesse hat, die Sprache der El-
tern und Großeltern als Teil des kulturellen Ka-
pitals an die nächste Generation weiterzugeben 
(Wojnesitz 2009: 207). Von den in der Studie 
„Viele Welten leben“ befragten Mädchen und 
jungen Frauen mit Migrationshintergrund wün-
schen sich 81 Prozent  eine zwei- oder mehrspra-
chige Erziehung ihrer Kinder. Nur zwölf Prozent 
stellen sich eine ausschließliche oder überwie-
gende Erziehung in der Herkunftssprache, noch 
weniger (sieben Prozent) überwiegend oder aus-
schließlich in der deutschen Sprache, vor. Das 
Ziel einer zweisprachigen Erziehung wird von 
jungen Frauen genannt, die sich als selbstständig 
und individualistisch und von denen, die sich 
traditionell gebunden darstellen, es gilt für die 

 religiös gebundenen wie auch für die ohne reli-
giöse Bindung. Es gilt ebenso für junge Frauen 
aller nationalen Herkünfte (Boos-Nünning/Kara-
kaşoğlu 2006: Kap.6).

Obgleich es der Wunsch der meisten Migra-
tionseltern ist, dass ihre Kinder Kompetenzen in 
beiden Sprachen entwickeln und obgleich sicher 
ist, dass Kinder grundsätzlich imstande sind, sich 
zwei oder auch drei Sprachen anzueignen, ohne 
Zeichen der Überforderung zu zeigen und ohne 
gravierende Verwechslung zu begehen (s. Reich 
2009: 10), verläuft die Sprachentwicklung teil-
weise anders. Das gewünschte elterliche Erzie-
hungsziel erreicht zwar ein Teil, aber eben nur 
ein Teil der Kinder und Jugendlichen. Da Erhe-
bungen mit größeren Stichproben fehlen, kann 
der Anteil nur grob geschätzt werden. Er mag bei 
einem Drittel der in Deutschland aufwachsen-
den Kinder aus einem zwei(mehr)sprachigen El-
ternhaus liegen. In der Untersuchung „Viele Wel-
ten leben“ befragten jungen Frauen im Alter von 
15 bis 21 Jahren, lassen sich nach der Selbstein-
schätzung, gemessen an Indizes mit ungewich-
teter Addition der vier Bereiche Verstehen, Lesen, 
Sprechen und Schreiben, ein Drittel als bilingual, 
etwas mehr als dominant deutsch einstufen 
(Boos-Nünning 2007: 116; s. auch Boos-Nünning/
Karakaşoğlu 2006: 211ff.). Nur wenige Kinder, die 
in Deutschland geboren sind, wachsen dominant 
muttersprachlich auf; vielmehr sind die Sprach-
verluste in der Herkunftssprache erheblich. 

 

3.1.6  Erziehungsziel: Respekt

Neben der Familienbildung oder dem Familien-
sinn tritt ein in Deutschland als konventionell 
oder traditionell bezeichnetes Erziehungsziel hin-
zu: Von Personen mit Migrationshintergrund 
wird angesprochen, dass Kinder Ältere bzw. die 
Eltern achten und respektieren sollen (oder aber 
gehorsam sein sollen) (Farrokhzad u. a. 2011: 
156). Respekt vor Älteren wird – wenn genera-
tionsübergreifend untersucht wird – von der äl-
teren Generation als Erziehungsziel genannt; im 
Migrationskontext ist es häufi ger verankert als in 
den Wertvorstellungen einheimischer Familien 
(s. Prognos 2010: 22f., Farrokhzad u. a. 2011: 
170). Auch junge Migrationseltern wollen neben 
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der Bildung und einer guten Berufsausbildung 
Respekt und Disziplin an ihre Kinder als Werte 
weitergeben. Dabei zeigt sich aber ein deutlicher 
Wandel in den Vorstellungen. Westphal (2011: 
235) beschreibt, dass und wie sich Väter mit tür-
kischem Migrationshintergrund mit Moderni-
sierungsprozessen im Eltern-Kind-Verhältnis aus-
einandersetzen. „Sie formulieren an sich selbst 
den Anspruch, ihren Kindern Verbote, Grenzen 
und Kontrollen zu erklären und zu begründen. 
Der Aspekt des Verhandlungszwangs, der bei den 
Aussiedlern noch deutlich zutage trat, zeigte sich 
hier bereits umgewandelt in einen Erziehungs-
wert, der sich als Norm („Ich erwarte Diskutier-
fähigkeit“) vermittelte. Der Erziehungswert „Res-
pekt“ in der traditionellen Form entwickelte sich 
zu einer neuen Gestalt, in der gerade das Mit-
einander-Diskutieren zur Respekterweiterung 
diente, wohingegen traditionelle Respektbekun-
dungen als übertrieben abgelehnt wurden. Die 
Erwartungshaltung zielte vielmehr auf ein ver-
nünftiges, angemessenes Verhalten zwischen Va-
ter und Kind sowie auf das innere Wissen und 
Verständnis der Kinder ab. Damit ist die äußere 
Kontrolle der Eltern zu verwandeln in eine Form 
der Selbstkontrolle und Autonomie der Kinder.“ 
Die Väter haben die Balance zwischen Schutzbe-
dürfnissen und Bildungserwartungen der Eltern, 
sozialer Kontrolle der ethnischen Gemeinschaft 
sowie den Freizeitbedürfnissen und Ansprüchen 
der Kinder herzustellen, wobei die Väter vor allem 
von Modernisierungsprozessen weiblicher Jugend-
biographien herausgefordert werden. Allerdings 
muss berücksichtigt werden, dass die  befragten 
Väter mit türkischem Migrationshintergrund eher 
einen hohen (Aus-)Bildungsstand aufweisen.

Nach einer neueren Untersuchung von 
Leyendecker u. a. (2009: 177) – mit einer geringen 
Stichprobe – bei Müttern von Kleinkindern zu 
den Erziehungszielen respektvolles Verhalten 
(operationalisiert als Gehorsam oder Höfl ich -
keit gegenüber älteren und in der Hierarchie 
höher stehenden Menschen, gute Manieren zei-
gen, keine Gespräche von Erwachsenen unter-
brechen und Besuchsrituale beherrschen) sowie 
Familienverpfl ichtungen (operationalisiert durch 
Erwartungen, dass die Kinder die Eltern jeden 
Sonntag besuchen, sie im Alter pfl egen, ihr Geld 

zu Hause abgeben und vor der Heirat nicht die 
elterliche Wohnung verlassen), erwarten Mütter 
mit Migrationshintergrund eine besonders enge 
und respektvolle Beziehung ihrer Kinder zur 
 Familie. Respektvolles Verhalten im öffentlichen 
Kontext hingegen ist Müttern mit türkischem 
Migrationshintergrund nicht wichtiger als ein-
heimisch deutschen. Hier spielt die Bildung eine 
wesentlichere Rolle: Weniger gebildete Mütter 
der ersten Generation erachten das Ziel für be-
deutsamer als vergleichsweise gut gebildete 
 Mütter der zweiten Generation. Auch in evange-
likalen Aussiedlerfamilien nehmen Respekt und 
Ehre als Verhaltenskategorien einen höheren 
Stellenwert ein als im einheimisch deutschen 
Umfeld (belegt durch Aussagen Jugendlicher s. 
Vogelsang 2008: 91).

Respekt kann in das Bedeutungsfeld Tole-
ranz, Rücksichtnahme, Fairness und Gemeinsinn 
eingebunden werden, aber auch in den Werte-
kanon von Ordnungsliebe, Gehorsam und Unter-
ordnung. Letztere Erziehungsziele wurden in 
Deutschland bereits in den 1980er Jahren durch 
Selbstständigkeit und Selbstbestimmung abge-
löst. Selbstständigkeit wird als eine wichtige 
Schlüsselqualifi kation in der modernen indivi-
dualisierten Kindheit angesehen. Respekt ver-
bunden mit Gehorsam ist ein in einheimisch 
deutschen Vorstellungen kaum mehr formulier-
tes Erziehungsziel. In der traditionell türkischen 
Erziehung reguliert Achtung oder Respekt (saygı) 
allerdings korrespondierend mit Liebe (sevgi) das 
Verhältnis zwischen Älteren und Jüngeren und 
daher auch zwischen Eltern und Kindern. Ver-
langt werden Verhaltensformen (Begrüßungen, 
Anreden, Vermeidung von unangemessener Klei-
dung), die eine innere Einstellung zu den Eltern 
oder darüber hinaus zu älteren weiteren Fami-
lienmitgliedern und Älteren allgemein ausdrü-
cken. Eltern mit Migrationshintergrund verste-
hen m. E. unter Respekt sowohl Achtung und 
Wohlverhalten als auch Toleranz und Rücksicht-
nahme. Diese Werte zu akzeptieren und zu ver-
mitteln bedeutet aber keineswegs die Befürwor-
tung von unkritischem Gehorsam. Vielmehr wol-
len die Eltern bei ihren Kindern erreichen, dass 
diese in den familiären Bereich eingebunden 
 bleiben und gegenüber Familienmitgliedern wie 
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aber auch anderen Menschen Respekt entgegen-
bringen, aber gleichzeitig selbstständig und auto-
nom handeln.

3.2  Erziehungsstile

Während hinsichtlich der Erziehungsziele ein 
Bild von den Vorstellungen der Migrationsfami-
lien – mit großer interethnischer Variation – un-
ter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten ge-
zeichnet werden kann, herrscht hinsichtlich der 
Erziehungsstile eine ziemliche Konfusion. Erzie-
hungsstile sind Methoden, Grundsätze sowie 
 theoretische Hintergründe, die bei der Kinder-
erziehung bewusst oder unbewusst angewendet 
werden. Auch heute noch folgt die Einteilung 
den Dimensionen Wärme und Zuneigung auf der 
einen und Grad der Lenkung auf der anderen Sei-
te und unterscheidet zwischen permissiven (viel 
Wärme, geringe Lenkung), autoritativen (wenig 
Wärme, starke Lenkung), vernachlässigenden 
(wenig Wärme, geringe Lenkung) und autoritä-
ren (wenig Wärme, starke Lenkung) Stilen. Len-
kung verweist auf die Rolle der erziehenden Per-
son, z. B. ob die Eigeninitiative und die Meinung 
der zu Erziehenden berücksichtigt wird oder nicht 
(Responsivität oder Akzeptanz der Erziehenden). 
In der öffentlichen Thematisierung und teilweise 
auch in der Fachliteratur scheint alles ganz ein-
fach zu sein: Die Auffassung, dass in Migrations-
familien autoritär erzogen werde,  wird – schluss-
folgernd aus den Untersuchungen von Neumann 
(1980) – bis heute ungebrochen vertreten. Nun 
mag Zwang und Druck zum damaligen Zeitpunkt 
Erziehungspraktiken bestimmt haben, aber die 
unrefl ektierte Übernahme veralteter Untersu-
chungsergebnisse bis in das zweite Jahrzehnt 
 dieses Jahrtausend verwirrt (so bei El-Mafaalani/
Toprak 2011: 42ff.). In den Medien (so in der 
FAZ.net vom 7.10.2011) werden dann nochmals 
vereinfachend Autoritätshörigkeit der Eltern und 
harte Strafen neben geringer frühkindlicher Bil-
dung als Ursache für das Schulversagen vieler 
 Migrantenkinder verantwortlich gemacht.

Die wenigen Ergebnisse aus wissenschaft-
lichen Untersuchungen, vermitteln ein vorder-
gründig widersprüchliches Bild. Anders als viel-

fach behauptet, sprechen die Ergebnisse eher 
 dafür, dass – so Otyakmaz (2007) – parentale Eth-
notheorien (kulturelle oder elterliche Über-
zeugungssysteme, Konzepte, Werte, Vorstellun-
gen und Wissen über die Natur kindlicher Ent-
wicklung) bei türkischen Migrationsfamilien in 
Deutschland Kinder in den ersten Lebensjahren 
als noch nicht lernfähig ansehen und dass die 
 Eltern sich daher systematischen Förderungen 
der kognitiven Fähigkeiten ihrer Kinder entzie-
hen. Der Erziehungsstil ist durch zärtliche affek-
tive Bindung, Schutz, Entlastung und Überbe-
hütung gekennzeichnet, erst später folgt even-
tuell eine autoritäre Kontrolle.

Werden nicht die Eltern, sondern die Jugend-
lichen nach dem Erziehungsstil in ihren Eltern-
häusern befragt, so wird früher (Alamdar-Nie-
mann 1990) wie heute (Boos-Nünning/Kara-
kaşoğlu 2006) ein leistungsorientierter und em-
pathischer (warmer) Erziehungsstil angegeben. 
An zweiter Stelle wird in der Studie von Alamdar-
Niemann (1990: 76) ein permissiv-nachsichtiger 
Erziehungsstil als kennzeichnend für die Familie 
genannt. Erst an dritter Stelle folgt die Nennung 
eines autoritären Stils. Die Untersuchung von 
Leyendecker (2003) beobachtet bei Müttern von 
Kleinkindern mit türkischem Migrationshinter-
grund eine sehr liebevolle und nachgiebige (per-
missive) Erziehung (alles nach Otyakmaz 2007: 
92ff.). Schon vor ca. fünfzehn Jahren wurde von 
Herwartz-Emden (1997) festgestellt, dass es ne-
ben einem eher autoritären Erziehungsverhalten 
bei russlanddeutschen Familien permissive Erzie-
hungsmuster gibt. Nach Schneewind (2001: 67f.) 
schätzen Jugendliche mit türkischem Migrations-
hintergrund die Erziehung durch ihren Vater wie 
durch ihre Mutter sowohl als autoritär als auch 
als einfühlsam ein. Nach den antizipierten Erzie-
hungsdimensionen (d. s. die Vorstellungen, wie 
die Jugendlichen die eigenen Kinder erziehen 
wollen), wollen Jugendliche mit türkischem Mi-
grationshintergrund ihre Kinder ebenso ein-
fühlsam und nachsichtig erziehen wie einhei-
misch deutsche Jugendlichen, aber auch autori-
tärer und zwar in gleichem Maße wie sie es von 
ihren Eltern erfahren haben.

Schneewind (2001: 80) nennt als Ergebnis 
der Studie, dass die türkischen Eltern nicht so 
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 autoritär oder religiös in ihrer Erziehung empfun-
den werden wie angenommen. Zum anderen 
wird deutlich, dass die elterliche Sozialisation of-
fensichtlich einen großen Einfl uss hat und die 
Erziehungsvorstellungen der Jugendlichen nach-
haltig beeinfl usst. Unterschiede zwischen deut-
schen und türkischen Jugendlichen, sowohl in 
den antizipierten als auch den perzipierten Erzie-
hungsdimensionen sind zwar vorhanden, aber in 
beiden Gruppen werden Religiosität und Autori-
tät in der Erziehung weniger erlebt und  als weni-
ger wichtig eingestuft als Einfühlsamkeit, Nach-
sichtigkeit und Bildung. Es besteht also in der 
Grundhaltung zur Erziehung bei beiden Gruppen 
durchaus eine Ähnlichkeit, die auch generations-
übergreifend gilt.

Uslucan (2010: 203) ermittelt in einer (aller-
dings auch schon 2003 durchgeführten) Untersu-
chung, dass der Erziehungsstil „aggressive Stren-
ge“ bei Müttern und Vätern mit türkischem Mig-
rationshintergrund stärker ausgeprägt ist als bei 
einheimisch deutschen Eltern. Deutlich stärker 
ausgeprägt sind dagegen die Forderungen nach 
Verhaltensdisziplin: Hier zeigt sich, dass in bei-
den Gruppen Mütter mehr Wert auf disziplinier-
tes Verhalten legen. Türkische Eltern verlangen 
aber von ihren Kindern in deutlich stärkerem 
Maße ein diszipliniertes Verhalten in der Öffent-
lichkeit. Werden nur Eltern mit dem höchsten 
Abschluss Hauptschule einbezogen, ist aggressive 
Strenge bei einheimisch deutschen Müttern ein 
häufi ger genutztes Disziplinierungsmittel als bei 
Müttern mit türkischem Migrationshintergrund, 
während sich die Väter in dieser Erziehungsform 
nicht mehr unterscheiden. Es bleibt die größere 
Bedeutung, die Mütter wie Väter mit türkischem 
Migrationshintergrund der Verhaltensdisziplin 

zumessen. Damit erweist sich der Bildungsgrad 
als die entscheidende Variable, zumindest was 
den Grad der aggressiven Strenge in der  Erzie-
hung anbetrifft.

So kann auch heute noch auf die Zusam-
menfassung der Forschungen über Erziehungs-
stile in türkischen Migrationsfamilien bei Otyak-
maz (2007: 94f.) zurückgegriffen werden, durch-
aus mit der Vorstellung, sie auf andere Einwan-
dererfamilien erweitern zu können: „Die weni-
gen empirischen Untersuchungen zur  Erlangung 
der Erziehungsstile von Eltern mit türkischem 
Migrationshintergrund deuten – ähnlich wie die 
zuvor dargestellten internationalen Studien in 
beispielsweise chinesischen Familien – an, dass 
eine universelle Konstruktvalidität der Erzie-
hungsstile als entweder autoritär, autoritativ oder 
permissiv im Sinne Baumrinds (1967, 1971) frag-
lich ist. In der Regel sind Eltern türkischer Her-
kunft gegenüber ihren älteren Kindern, auch 
wenn sie von ihnen Gehorsam und Respekt er-
warten, nicht autoritär im Baumrindsschen Ver-
ständnis. Baumrind zufolge prägen autoritäre 
Kontrolle und ein rigides Durchsetzen elterlicher 
Forderungen zusammen mit emotionaler Kälte 
den autoritären Erziehungsstil. Nicht emotionale 
Kälte, sondern ein durch zärtlich affektive Bin-
dungen geprägtes ängstliches Behüten ihrer Kin-
der begleitet allerdings die Gehorsamserwartun-
gen der Eltern türkischer Herkunft. Speziell im 
Bereich der schulischen Leistungsanforderungen 
wird die Haltung der Eltern türkischer Herkunft 
durch empathisches Verständnis geleitet. Die vor-
wiegende Haltung gegenüber Kleinkindern ist – 
auch hier ähnlich den Familien ostasiatischer 
Herkunft – durch Nachsicht und Wärme ge-
prägt.“
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Nach den Vorstellungen erwünschter Erziehung 
und Bildung sollen Kinder mit Migrationshin-
tergrund möglichst früh und möglichst lange 
eine Kindertagesstätte besuchen. Der Besuch der 
Grundschule und einer weiterführenden Schule 
ist verpfl ichtend. Migrationsfamilien müssen sich 
mit den Einrichtungen des Bildungssystems aus-
einandersetzen und die Einrichtungen des Bil-
dungssystems mit der Tatsache, dass die Zahl der 
Kinder mit Migrationshintergrund von Jahr-
zehnt zu Jahrzehnt einen immer größeren Anteil 
ausmacht. Die Beziehung zwischen dem Bil-
dungssystem und deren Repräsentanten auf der 
einen und den Migrationsfamilien auf der ande-
ren Seite wird dadurch (mit)bestimmt, dass Kin-
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
im deutschen Bildungssystem durchgängig be-
nachteiligt sind. Dieser Sachverhalt ist unstrittig 
und kann für jede der Bildungsstationen belegt 
werden. Kontrovers diskutiert werden die Ursa-
chen. Kaum beachtet werden die Reaktionen der 
Eltern, obgleich die ungleichen Chancen ihrer 
Kinder in den ethnischen Gemeinschaften schon 
lange zu einem wichtigen Thema geworden sind. 

4.1  Benachteiligungen in allen 
 Bildungsbereichen

Um die Reaktionen der Eltern einordnen zu kön-
nen, ist es notwendig, sich der Bildungsmisere 
der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund zu vergegenwärtigen. In allen Stufen des 
Bildungssystems ist diese Gruppe benachteiligt 
und dieses wird seit Beginn der Einwanderung 
problematisiert.

Die Bildungsbeteiligung von Kindern mit 
Migrationshintergrund in Tageseinrichtungen ist 
zwar deutlich gestiegen, aber immer noch gerin-

ger als bei einheimisch deutschen Kindern. Bei 
der Gruppe der Null- bis Dreiährigen sind mit 
 einer  Betreuungsquote von nur sechs Prozent 
 gegenüber 13,5 Prozent in der Gesamtbevölke-
rung Kinder mit Migrationshintergrund deutlich 
schlechter versorgt (ISG/WZB 2009: 36ff.). Die 
Bildungsbeteiligung von Kindern mit Migrations-
hintergrund im Kindergartenalter (auf der Grund-
lage einer Sonderauswertung des Mikrozensus im 
Jahr 2009) beträgt in Westdeutschland 85 Pro-
zent (Kindern ohne Migrationshintergrund 95 
Prozent) (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2010: 52). Hingewiesen wird auf die un-
gleiche Verteilung der Kinder auf verschiedene 
Einrichtungen, wobei elf Prozent der Kinder mit 
Migrationshintergrund eine Einrichtung mit 
mehr als 75 Prozent und 23 Prozent eine zwi-
schen 50 Prozent bis 75 Prozent an Kindern mit 
nicht deutscher Familiensprache besuchen. Der 
fehlende Besuch einer Kindertageseinrichtung 
wird auf die fehlende Motivation der Eltern und 
die pädagogisch negativ bewertete Betreuung in 
einer Einrichtung mit überwiegend fremdspra-
chigen Kindern, auf das nahräumliche Wohn-
umfeld und auf die  Auswahlkriterien der Träger 
zurückgeführt (Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung 2010: 53).

Kinder mit Migrationshintergrund sind über-
proportional von Rückstellungen bei Schulbeginn 
betroffen (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2010) und sie werden häufi ger an Förder-
schulen für Lernbehinderte überwiesen. Für aus-
ländische – Daten nach Migrationshintergrund 
liegen nicht vor – Kinder aus Griechenland, Ita-
lien, Marokko, Portugal und der Türkei zeigen 
sich keine rückläufi gen Förderschulbesuchs-
quoten, obwohl die Kinder überwiegend in 
Deutschland aufgewachsen sind. Deutlich sind 
die Disparitäten beim Übergang in das gegliederte 

4. Komplizierte Beziehungen: Migrationsfamilien und das Bildungssystem
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Schulsystem. Schüler und Schülerinnen mit Mi-
grationshintergrund besuchen vornehmlich 
Haupt- und Realschulen. „Für die 15-jährigen 
Schülerinnen und Schüler ohne Migrationshin-
tergrund war 2006 die Gymnasialbesuchsquote 
mit 37 Prozent deutlich höher als für diejenigen 
mit mindestens einem im Ausland geborenen 
 Elternteil (22 Prozent). Letztere waren hingegen 
mehr als doppelt so häufi g in Hauptschulen zu 
fi nden (15 gegenüber 36 Prozent). Der Migra-
tionshintergrund hat neben der sozialen Lage 
 einen eigenen Effekt auf den Schulartbesuch, da 
selbst unter Beachtung des sozioökonomischen 
Status migrationsspezifi sche Unterschiede beste-
hen bleiben: Die Schulartverteilung ist für Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund in allen 
Statusgruppen ungünstiger als für diejenigen, de-
ren Eltern beide in Deutschland geboren wur-
den.“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2010: 6). Jugendliche mit Migrationshintergrund 
haben deutlich niedrigere Bildungsabschlüsse auf-
zuweisen, deutlich mehr bleiben ohne Abschluss 
oder erhalten nur einen Hauptschulabschluss 
und weniger einen mittleren Bildungsabschluss 
oder eine Hochschulreife. 

Deutlich mehr Jugendliche mit Migrations-
hintergrund scheitern bei dem Versuch, eine Aus-
bildungsstelle zu bekommen und eine Ausbildung 
aufzunehmen und zwar selbst dann, wenn sie 
über eine gute Schulbildung, den einheimischen 
Jugendlichen adäquate deutsche Sprachkenntnis-
se sowie über fachliche Fähigkeiten verfügen. Der 
Unterschied zwischen Bewerbern und Bewerbe-
rinnen ohne Migrationshintergrund, von denen 
41 Prozent eine betriebliche Ausbildungsstelle er-
halten, und Bewerbern und Bewerberinnen mit 
Migrationshintergrund, von den nur 29 Prozent 
bei einer Bewerbung erfolgreich sind (so Boos-
Nünning/Granato 2008: 62), lässt sich nicht al-
lein durch schlechtere Voraussetzungen erklären 
(s. Beicht/Granato 2011). Die Übergangsquote der 
Jugendlichen mit Hochschulreife und Migra-
tionshintergrund in ein Studium ist höher als die 
der einheimisch Deutschen bei einem deutlich 
unterdurchschnittlichen Migrantenanteil an den 
Studierenden (Autorengruppe Bildungsberichts-
erstattung 2010: 119). Von den 20- bis 24Jährigen 
mit Migrationshintergrund studieren 15 Prozent, 

von den einheimischen deutschen Jugendlichen 
23 Prozent. 

Die intergenerationale Mobilität in den Bil-
dungsverläufen ist bei Migrationsfamilien deutlich 
geringer als bei einheimisch deutschen. Zwar lässt 
sich eine positive Entwicklung feststellen, da der 
Anteil der Jugendlichen mit höchstens einem 
Hauptschulabschluss an den Personen, deren 
 Vater und Mutter höchstens diesen Bildungsstand 
erreicht haben, von 59 Prozent im Jahr 1992 auf 
38 Prozent im Jahr 2008 gesunken ist. Außerdem 
ist die Abwärtsmobilität geringer geworden: 2008 
haben nur noch 13 Prozent (1992: 22 Prozent) 
höchstens einen Hauptschulabschluss, deren El-
tern mindestens über einen mittleren Abschluss 
verfügen (bei einheimisch Deutschen sinkt der 
Anteil in dieser Zeit von neun Prozent auf fünf  
Prozent). Dennoch bleiben die migrationsbe-
dingten Unterschiede bestehen: Einheimisch 
deutsche Personen erreichen in den Vergleichs-
jahren 2008 wie schon 1992 zum einen mehr als 
doppelt so häufi g einen höheren Abschluss als 
ihre Eltern, zum anderen bleiben sie nur halb so 
oft unterhalb des elterlichen Bildungsstandes 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 
207f.). Das bedeutet, dass Migrationsfamilien bei 
der Bildungsplatzierung ihrer Kinder zwar an dem 
in Deutschland allgemein vorhandenen Aufstieg 
partizipieren konnten, dass sich aber gleichzeitig 
der Abstand zwischen Schülern und Schülerin-
nen mit Migrationshintergrund und einheimisch 
Deutschen nicht verringert hat. 

4.2  Geforderte und realisierte 
 Bildungsunterstützung 

Der (zu) geringe Bildungserfolg der Schüler und 
Schülerinnen mit Migrationshintergrund wird 
seit Beginn der Familienzusammenführungen der 
Arbeitsmigranten und Arbeitsmigrantinnen als 
eines der Hauptprobleme genannt. Schon damals 
wurden familiäre (kulturelle) und soziale Fakto-
ren als Erklärungen für das Scheitern den Hinder-
nissen, die auf Bedingungen des Schulsystems 
beruhten, gegenübergestellt. Damals wie heute 
werden Variablen aufgereiht, die Schulerfolge be-
hindern oder verhindern. Ohne auf die Vielzahl 
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aller immer wieder angeführten Variablen einzu-
gehen, sollen hier nur zwei bis heute diskutierte 
Sachverhalte erwähnt werden. Auf Seiten des ein-
zelnen Kindes werden erstens unzureichende 
Sprachfähigkeiten, als eine der wesentlichsten 
Ursachen für Schulprobleme und Schulversagen 
angeführt. Dabei wird die These von der doppel-
ten Halbsprachigkeit vertreten oder es wird ange-
führt, dass die Beherrschung der (deutschen) Um-
gangssprache nicht ausreiche, mit der Schul-
sprache umzugehen. Die Schulsprache wird als 
grammatikalisch normiert, an der Fachsprache 
orientiert und als artifi zielles Konstrukt, die die 
Schriftsprache zum Leitbild hat, der Umgangs-
sprache gegenüber gestellt. Die Schule erwartet 
von Anfang an von allen Schülern und Schüle-
rinnen die gleiche Textkompetenz in der forma-
len deutschen Sprache. Diese wird aber von  
einem Teil der Kinder nicht erbracht. Auf der 
 Ebene der Migrationsfamilien werden zweitens 
die fehlende Zusammenarbeit zwischen dem 
 Elternhaus und der Schule sowie diskrepante 
 Vorstellungen zwischen deutscher Schule und Fa-
milien thematisiert. Beide Faktoren, die fehlen-
den (deutsch)sprachigen Kompetenzen als auch 
die fehlende Fähigkeit der Familien, das zu leis-
ten, was die Schule in Deutschland von dem El-
ternhaus (dazu können neben den Eltern auch 
andere Familienangehörige oder professionelle 
Hilfe zählen) fordert, werden für die schlechte 
Schul bilanz verantwortlich gemacht. Zusätzlich 
genannt werden die Abkapselung der Familien und 
die Aufrechterhaltung subkultureller Normen.

Erst in neuerer Zeit werden Ursachen auch 
im Bildungssystem gesehen: die Konzentration 
von Schülerinnen und Schülern mit Migrations-
hintergrund in bestimmten Schulformen und 
Schulen, der Einfl uss eines hohen Migrantenan-
teils auf die Leistungsfähigkeit von Schulen, die 
nicht adäquate Leistungsbewertung sowie feh-
lende Förderung in einem auf Selektion ausge-
richteten Schulsystem. Damit wird der Blick weg 
von den Schülern und Schülerinnen und ihren 
 Familien auf das Versagen der Bildungseinrich-
tungen gelenkt. Erst dann entwickelt sich Offen-
heit für die Frage, warum die größtenteils sehr 
hohen Bildungserwartungen von Migrations-
familien sich in den meisten Fällen nicht als 

schulische Erfolge sowohl bei der Wahl der Schul-
form als auch bei den Schulabschlüssen nieder-
schlagen. Die Bildungsmotivation, auch als Bil-
dungsanspruch bezeichnet, hat als sekundärer 
Herkunftseffekt zwar Einfl uss auf Übergangsent-
scheidungen (so Dollmann 2010: 19), und der 
Wunsch nach Bildung und sozialem Aufstieg ist 
daher ein Faktor für das Erreichen schulischer 
 Erfolge, aber diese Orientierungen stellen an-
scheinend nicht die wichtigste Voraussetzung für 
erfolgreiche Schulkarrieren dar. Migrationsfami-
lien verfügen nicht über die Mittel und die Mög-
lichkeiten, die Bildungsansprüche in Schulerfolge 
zu transformieren. 

Für Deutschland (aber auch für viele andere 
Vergleichsländer) lassen sich familiäre Bedin-
gungen beschreiben, die dazu führen, dass ein 
erheblicher Teil der Kinder aus Migrationsfa-
milien mit schlechteren Voraussetzungen als 
 ein heimisch deutsche Mittelschichtkinder ihre 
Schullaufbahn beginnen. Es ist belegbar, dass 
junge Menschen mit Migrationshintergrund 
„häufi ger in Familien mit geringem kulturellen 
Kapital (Buchbestand im Haushalt)  und sozialem 
Kapital (die sozialen Netzwerke begrenzen sich 
häufi ger auf die ethnische Eigengruppe) aufwach-
sen, weniger elterliche Unterstützung bei der 
 Bewältigung der schulischen Anforderungen er-
fahren etc.“ (Mansel/Spaiser 2010: 213). 

Die Bildungsansprüche der Familien werden 
zudem nicht begleitet durch konkrete Unterstüt-
zungen. Hummrich (2002: 17) schreibt von einer 
„abstrakten Unterstützungsleistung“ der Eltern, 
womit die Befürwortung des Bildungsaufstiegs 
(hier der Töchter) und eventuell eine moralische 
Unterstützung der Bemühungen bezeichnet wird. 
Ofner (2003: 244) verweist im Hinblick auf die 
Eltern der von ihr befragten Akademikerinnen 
auf deren Schwierigkeiten, aufgrund ihrer ge-
ringen oder nicht vorhandenen Schulbildung 
 ihren Kindern eine direkte Unterstützung bei den 
Schulaufgaben zukommen zu lassen: „Zumeist 
beschränkt sich (…) die ‚Förderung’ jedoch auf 
Ermahnungen zu lernen und eventuell auf Ge-
schenke bei guten Noten. Indirekte Unterstüt-
zung werde durch liebevolle Zuwendung zuteil.“ 
Sie stellt fest, dass den Schülern und Schüle -
rinnen damit ein hohes Maß an Disziplin, Leis-
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tungsvermögen und vor allem Selbstständigkeit 
bei der Gestaltung ihrer Schullaufbahn abver-
langt werde. Dies belegen auch die Daten einer 
Untersuchung bei jungen Frauen, die deutlich 
machen, wie stark diese in diesem wichtigen Le-
bensbereich auf sich selbst angewiesen sind (s. 
Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 199). In dieser 
Untersuchung wird jedoch auch deutlich, wie 
wichtig die Familie dennoch als Hilfe (auch) in 
schulischen Angelegenheiten ist. Wenn die Fa-
milie anderen Instanzen wie Freunden und der 
organisierten Hausaufgabenhilfe gegenüber ge-
stellt wird, wird offen gelegt, dass ausschließlich 
die Familie in 32 Prozent der Aussiedlerfamilien 
und in 25 bis 21 Prozent der Familien mit an-
deren Migrationshintergründen die helfende 
 Instanz bei den Hausaufgaben ist. Häufi ger 
kommt es jedoch vor, dass weder ein Familien-
mitglied noch Freunde noch Professionelle Hilfe 
bieten. Bei den Mädchen  ist die Zahl derer, die 
keine Hilfe bekommen, mit 42 Prozent  ebenso 
hoch wie die Zahl derjenigen, die Unterstützung 
durch die Familie erhalten.  Die Leistung der 
 Familie erschöpft sich aber nicht nur in einer 
 moralischen Unterstützung. Ein Teil ist durchaus 
bereit, sich fi nanziell für das schulische Fortkom-
men ihrer Töchter durch organisierte Hilfe von 
Dritten einzusetzen. Bei der organisierten Hilfe 
wird zwischen bezahlter Hausaufgabenhilfe (neun 
Prozent)  und Angeboten von Beratungsstellen 
oder den Schulen (sechs Prozent) unterschieden. 

(Einheimische) Mittelschichteltern fördern 
nicht nur über abstrakte hohe Bildungsorien-
tierungen, sondern auch durch konkrete Unter-
stützungen die Bildungslaufbahn ihrer Kinder 
intensiv, vor allem an den Übergängen (so Pfal-
ler-Rott 2010: 94ff.). In der Untersuchung wird 
eindrücklich beschrieben, in welchem Umfang 
einheimisch deutsche Eltern ihre Kinder auf den 
Übergang in die Schule vorbereiten. Migrations-
eltern haben hingegen die Erwartung, dass die 
Kindertagesstätten und später die Schulen, so-
wohl was den Erwerb der deutschen Sprache als 
auch was die gezielte Vorbereitung auf die Über-
gänge anbetrifft, kompensatorisch Lücken in der 
familialen Sozialisation aufarbeiten.

Kinder aus Migrationsfamilien beginnen ihre 
Schullaufbahn aufgrund ihrer familiären Bedin-

gungen mit schlechteren Voraussetzungen als 
Kinder aus einheimisch deutschen Mittelschich-
ten und sie erfahren weniger familiäre Unter-
stützung. Diese Faktoren wirken sich vor allem 
in Deutschland aus. Die Einwandererkinder der-
selben Herkunftsgruppe schneiden in verschie-
denen Ländern ganz unterschiedlich ab, wie am 
Beispiel der Schüler und Schülerinnen mit tür-
kischem Migrationshintergrund unter der provo-
kativen Überschrift „Sind die Kinder meiner 
Schwester in Holland wirklich schlauer als meine 
Kinder?“ belegt wird (Wilmes et al. 2011: 31ff.). 
Besonders die Zahl der Hochschulabschlüsse  im 
internationalen Vergleich macht deutlich, wie 
sehr die Bildungsabschlüsse und damit die Bil-
dungschancen der Kinder mit Migrationshinter-
grund in den unterschiedlichen Bildungssys-
temen voneinander abweichen. In Deutschland 
erreichen drei Prozent (!) der Schüler und Schü-
lerinnen mit türkischem Migrationshintergrund 
einen Hochschulabschluss, die nächstschlechte-
ren Werte weisen die Schweiz mit 13 Prozent und 
Österreich mit 15 Prozent auf, die höchsten Wer-
te Schweden mit 37 Prozent und Frankreich mit 
40 Prozent. Die Autoren betonen, dass es sich bei 
den türkischen Einwanderern in allen Ländern 
um ein Gruppe handelt, „die sich von ihren fa-
miliären Ausgangsvoraussetzungen her nur we-
nig unterscheidet, denn auch in den anderen 
Ländern kommen die Befragten aus türkischen 
Familien mit vorrangig ländlicher Herkunft und 
niedrigem Bildungsstand der Eltern“ (Wilmes et 
al. 2011: 31ff.). Die aus der TIES Studie gewon-
nenen Daten verweisen auf die Mängel des deut-
schen Bildungssystems in seinen einzelnen Sta-
tionen. Sie ermitteln – wie andere Untersuchungs-
ergebnisse auch –, dass für die Bildungsläufe eine 
Reihe von familiären Faktoren eine Rolle spielen: 
das Bildungsniveau der Eltern, die Unterstützung 
bei den Hausaufgaben durch Eltern oder Ge-
schwister, das Sprechen über Schule und die An-
teilnahme an schulischen Erlebnissen sowie die 
Frage, ob es zu Hause einen ruhigen Arbeitsplatz 
für die Hausaufgaben gibt. In der Grundschule 
geht es – so lässt sich nach Dollmann (2010) er-
gänzen – zusätzlich um das gemeinsame Lernen 
mit den Eltern für Klassenarbeiten aber auch um 
das Zurverfügungstellen von Büchern, Kultur, Er-
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lebnisfahrten u. a. m. Die Ausstattung von Fami-
lien mit bildungsrelevanten Ressourcen und das 
damit einhergehende lernfreundliche Umfeld 
bilden eine zentrale Bedingung für den Lerner-
folg. „Neben dem bloßen Vorhandensein dieser 
Ressourcen bedarf es auch deren wirkungsvollen 
Weitergabe und Nutzung. Von zentraler Bedeu-
tung ist die jeweils zur Verfügung stehende Zeit 
und die Aufmerksamkeit, die dem einzelnen Kind 
zukommt“ (Dollmann 2010: 53). 

Die deutsche Schule fordert aber mehr: Die 
erwarteten Unterstützungsleistungen der Eltern 
umfassen nicht nur die Kontrolle der Kleidung 
und der Schultasche und die Einbeziehung au-
ßerschulischer Bildungsangebote, nicht nur das 
Sprechen über den Unterricht und Zeit für schu-
lische Belange, sondern darüber hinaus das Wis-
sen um die Anforderungen von Schule in den 
einzelnen Fächern sowie die Beschaffung von 
Material (wie Lernspiele), die Organisation von 
Nachhilfe (bei Bedarf), die Wahl angemessener 
Schulen. Insbesondere begleitend zum Gymna-
sialbesuch, teils aber schon in der Grundschule, 
glauben manche Eltern das Vor- und Nacharbei-
ten des Lernstoffes leisten zu müssen und setzen 
damit Standards für das Erwartungsniveau der 
Lehrkräfte. Das Ausmaß an Hilfen und Unter-
stützungen, die erwartet werden, damit die Schü-
ler und die Schülerinnen im Schulsystem erfolg-
reich sind, ist in Deutschland deutlich höher als in 
anderen Ländern. In diesen Faktoren sind die 
Gründe dafür zu suchen, dass es die deutsche 
Schule bis heute nicht geschafft hat, Bedingun-
gen herzustellen, die Schülern und Schülerinnen 
mit Migrationshintergrund die gleichen Bildungs-
chancen bieten wie einheimisch deutschen. An-
ders als in den meisten anderen Staaten der OECD 
und auch als in den europäischen Nachbarlän-
dern kompensiert das deutsche Schulsystem Un-
terschiede von Kindern mit Migrationshinter-
grund nicht, sondern verlagert die Verantwortung 
für eine erfolgreiche Bildungslaufbahn in die Fa-
milien. Kinder, die aus Familien mit niedrigem 
Bildungsniveau und/oder mit Migrationshinter-
grund stammen, können ihr Lernpotenzial in der 

Grundschule weniger nutzen oder anders for-
muliert: die Grundschule schafft es nicht, das 
Lernpotenzial dieser Schüler und Schülerinnen 
zu entfalten. Dieses gilt insbesondere für den 
deutschsprachigen Bereich wie etwa das Lesen 
(Zöller/Roos/Schöler 2006: 45ff.).

Vorne wurde dargestellt, dass Kinder in so-
zial vernachlässigten, also in Armutsstadtteilen 
oftmals Grundschulen besuchen, die ihnen deut-
lich weniger Wissen und Fertigkeiten mitgeben 
(können), als es Kinder in so genannten „bes-
seren“ Stadtteilen erhalten. Eltern wissen um die 
zunehmenden Leistungsdifferenzen zwischen 
Klassen mit hohem Anteil an Schülern und 
 Schülerinnen nicht deutscher Muttersprache8 
und damit um die Bedeutung der Schulwahl 
schon in der Grundschule für die Entwicklung 
 ihres Kindes.

4.3  Eltern und Bildungseinrichtungen –
 Kooperation und 
 Kooperationshindernisse

Erst in neuerer Zeit und längst nicht in allen der 
vielen Darstellungen, die zur „interkulturellen 
 Elternarbeit“ erschienen sind, wird die Perspek-
tive der Eltern mit Migrationshintergrund an-
gesprochen. Dann wird die Belastung deutlich, 
die vor allem der Schulbesuch der Kinder für die 
Familien bedeutet: die Betonung der Wichtigkeit 
von Bildung gekoppelt an Angst, ihren Kindern 
nicht genug Unterstützung bieten zu können. 
 Beschrieben werden folgende Situationen: 
– Eltern geben an, „dass ihre Deutschkenntnisse 

oftmals nicht ausreichen, in konkreten Anfor-
derungssituationen Unterstützungen bei auf-
tretenden Lernschwierigkeiten und bei der Er-
ledigung von Hausaufgaben zu leisten. So be-
richten einige Eltern, die in Alltagssituationen 
oder etwa in der Interviewsituation fl ießend 
Deutsch sprechen, dass sie sich den spezi-
fi schen sprachlichen Anforderungen von schu-
lischen Aufgaben nicht gewachsen fühlen“ 
(Hawighorst 2009: 57.);

8 Für die Grundschule wird der Effekt der Klassenzusammensetzung auf die Leseleistungen von Mücke (2006: 106) belegt; allerdings ist 
auch belegt, dass (kognitiv)heterogene Schulklassen bei anregenden und anspruchsvollen Lernmilieus gerade im Leseverständnis einen 
Gewinn für Kinder mit ungünstigen wie auch günstigen Lernvoraussetzungen bedeuten können (Lehmann 2006: 119).
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– Der Mangel an schulischem Wissen hindert 
die Eltern, ihren Kindern bei den Hausaufga-
ben zu helfen, und die fehlende Unterstüt-
zungskompetenz wird bedauert. 

Immer wenn Eltern sich frei äußern, wird deut-
lich, dass sie sich von der Schule allein gelassen 
fühlen. Eltern mit türkischem Migrationshin-
tergrund „berichten, dass die Schule selbst kaum 
Anstrengungen unternimmt, auftretenden Lern-
schwierigkeiten der Kinder entgegenzutreten. Sie 
machen die Erfahrung, dass die Lehrkräfte den 
schulischen Leistungsanspruch absolut setzen 
und die Bringschuld für den Ausgleich von Leis-
tungsschwierigkeiten einzig auf Seiten außer-
schulischer Sozialisationsinstanzen, zuvorderst 
also in den Familien, verorten. Die Fragen, ob 
und auf welche Weise die einzelnen Familien in 
der Lage sind, die nötigen Unterstützungsleis-
tungen zu erbringen, wird in diesem Selbstver-
ständnis ausgeblendet. Vor diesem Hintergrund 
erleben die Eltern die Schule selbst oftmals nicht 
als Ort, an dem sie Anregungen und Hilfe für 
ihr eigenes Engagement fi nden können.“ (Hawig-
horst 2009: 58) Aussiedlerfamilien mit Schuler-
fahrungen im Auswanderungsland geben die Ein-
schätzung wieder, dass ihre Kinder dort besser 
gefördert worden seien, allerdings auch, weil die 
Schule in Deutschland nicht genug Bildungsan-
gebote biete und fehlende „Disziplin“ und „Res-
pektlosigkeit“ gegenüber den Lehrenden zuließe. 
Die Lehrkräfte in Deutschland würden die Kinder 
zu wenig unterstützen und seien weniger enga-
giert als die Lehrkräfte dort.

Nun klappt zwischen Eltern insgesamt, ob 
mit oder ohne Migrationshintergrund, und 
den Bildungseinrichtungen die Zusammenarbeit 
nicht immer wirklich. Eltern werden (so Gomolla 
2009: 29) im Rahmen der praktizierten Pfl icht-
rituale hauptsächlich als Informationsempfänger 
betrachtet und stehen stärker im Dienst der 
 Schule als die Lehrkräfte im Dienst der Eltern ste-
hen. Während im Kindergartenbereich und in 
der Grundschule noch hinlängliche Kontakte 
vorhanden sind, wird es in der Sekundarstufe 
durchgängig schwierig. Mehr Eltern fühlen sich 
durch den Schulbesuch ihrer Kinder psychisch, 

zeitlich und materiell stark belastet und nehmen 
seitens der Schule wenig Unterstützung wahr. 
Zwar gibt es auch Schulen, in denen sich die El-
tern einbezogen fühlen, aber zwischen  Migra-
tionseltern und den Bildungseinrichtungen gibt 
es in nicht wenigen Fällen nahezu eine Berüh-
rungssperre, die sich von Seiten der Lehrerschaft 
in der Aussage ausdrückt, dass die Migrations-
eltern nicht erreicht würden. 

Wenn Daten erhoben werden, wird die ge-
ringe Repräsentanz von Migrationseltern in den 
Elternvertretungen und die geringe Kommuni-
kationsdichte zwischen dieser Elterngruppe und 
den pädagogischen Fachkräften belegt (Sacher 
2008: 19) bei durchaus vorhandenem Interesse 
an einer Zusammenarbeit (s. Pfaller-Rott 2010: 
221). Die Aussagen über Erfahrungen mit der Be-
teiligung von Eltern mit Migrationshintergrund 
sind äußerst unterschiedlich. Während z. B. West-
phal (2009: 101) betont, dass diese grundsätzlich 
eine enorme Bereitschaft aufbringen, sich für die 
Belange ihrer Kinder mit fi nanziellen und zeit-
lichen Ressourcen zu engagieren, sind andere Be-
richte negativ. So weist ein Evaluationsbericht 
über ein Elternprojekt in Berlin (Erler et al. 2009: 
20ff.) auf eine sehr unterschiedliche Beteiligung 
von Migrationseltern hin und thematisiert für 
die Hauptschulen, dass häufi g vor allem diese 
 Elterngruppe ohne plausible Erklärung wegblei-
be. Es folgt der Wunsch nach einer Pfl ichtschu-
lung oder nach einem Ausschluss nicht ausrei-
chend bildungsmotiviert auftretender Eltern, un-
ter ihnen vieler Migrationseltern, im Zugang zu 
den Schulen, die sich mit einem anspruchsvollen 
und leistungsbezogenem Profi l auf den Weg zu 
einer Exzellenzschule machen. Es werden zwar 
mögliche Hemmschwellen der Eltern themati-
siert, aber es bleibt der Eindruck einer einseitigen 
Schuldzuweisung an die Eltern.

Die Barrieren für die Zusammenarbeit zwi-
schen Bildungseinrichtung und Migrationseltern 
lassen sich aufl isten (siehe Pfaller-Rott 2020: 116f.; 
Nabi Acho 2011: 73ff.; Kröner 2009: 33f.; Erler et 
al. 2009: 26).  Auf Seiten der Migrationsfamilien 
spielen eine Rolle: 
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– Verständigungsschwierigkeiten in der deut-
schen Sprache;

– negative Erfahrungen mit Bildungseinrichtun-
gen oder Behörden;

– Antizipation von Desinteresse auf Seiten des 
pädagogischen Personals;

– Gefühl von Unterlegenheit und Nicht-Ernst-
Genommen werden wie auch allgemein Angst 
vor formellen Kontakten mit deutschen Ein-
richtungen;

– Vorstellung, sich gegenüber der mit Macht aus-
gestatteten Lehrperson nicht behaupten zu 
können, verbunden mit der Angst, dass vor al-
lem die Formulierung kritischer Sachverhalte 
sich negativ auf die Bewertung des Kindes 
 auswirken könnte;

– Furcht, dass es wegen unterschiedlicher kultu-
reller Werte oder unterschiedlicher Formen 
von Religiosität zur Nichtakzeptanz oder Aus-
einandersetzung kommen könnte, auch und 
vor allem wegen des Tragens eines Kopftuches 
(der Mutter oder der Tochter);

– Kommunikationsbarrieren wegen der Kontakt-
aufnahme erst bei auftretenden Schwierigkei-
ten wie drohender Leistungsabfall, Konfl ikt-
situationen in der Klasse;

– Fehlendes Vertrauen zwischen dem Schüler 
und der Schülerin und der pädagogischem 
Fachkraft, von der auch ein empathischer Zu-
gang zum Kinde erwartet wird.

Auf Seiten der pädagogischen Fachkräfte (Pfaller-
Rott 2010: 113ff.; Nabi Acho 2011: 87ff.; Kröner 
2009: 33) führt die geringe Bedeutung, die der 
Zusammenarbeit im Bildungsprozess der Kinder 
zugebilligt wird bei Unterstellung von Desinte-
resse von Seiten der Eltern, zu Abwehr oder eben-
falls Desinteresse. Außerdem werden von den 
Fachkräften fehlende Akzeptanz der Zusammen-
arbeit in der Einrichtung (Pfaller-Rott 2010: 115), 
fehlende zeitliche Ressourcen und Datenschutz 
genannt.

In den Studien werden weiterhin hervorge-
hoben:
– Schwierigkeiten im Umgang mit anderen so-

zialen Schichten und mit Familien mit Migra-
tionshintergrund;

– mangelnde Fähigkeit zur Kontaktaufnahme;

– geringe Kritikakzeptanz und fehlende Fähig-
keit mit Kritik umzugehen und die daraus re-
sultierenden Kritikvermeidungsstrategien;

– Unfähigkeit wegen vorhandener Stereotypen 
sich den Migrationseltern und ihren Angehö-
rigen zu öffnen sowie auch Vorbehalte gegen-
über dieser Gruppe. Die Untersuchung von 
Kröner (2009: 53) macht deutlich, dass auch 
Schulleitungen kulturalisierende und ethnisie-
rende Zuschreibungen verwenden, welchen 
die Elternvertreter mit Migrationshintergrund 
nicht entsprechen. Die Antworten legen zu-
dem nahe, dass die Ursachen für Probleme bei 
den Eltern gesucht werden.

Elternvertreter mit Migrationshintergrund su-
chen Gründe für die schwierige Kommunikation 
sowohl in Einstellungen und Verhalten des Lehr-
personals als auch in denen der Eltern. Neben 
 negativen Beschreibungen wurden positive Bei-
spiele von Lehrer- und Lehrerinnenverhalten 
 genannt. Hingegen sind die Bilder des pädago-
gischen Personals und der Vertreter der Einrich-
tungen von Migrationsfamilien stark stereotypi-
siert und tendenziell negativ. Selbst einheimische 
deutsche Evaluatoren und Evaluatorinnen brin-
gen es fertig, die Gründe für Blockaden in der Zu-
sammenarbeit einseitig in dem Verhalten und in 
den Einstellungen der Migrationseltern zu sehen 
(Erler et al. 2009: 22ff.). Was die appellative Ebe-
ne angeht, ist alles in Ordnung. In Kindergärten 
und Grundschulen – heißt es – müsste oder sollte   
Kindern und Eltern ein Lebensraum geboten wer-
den, in dem allen Beteiligten – Familien ohne 
und mit Migrationshintergrund – ein koopera-
tives Miteinanderumgehen ohne Schwellenangst 
möglich ist (so Pfaller-Rott 2010: 16). Aber in die 
Beschreibungen schleicht sich häufi g der Defi zit-
blick ein. Dann werden die Eltern als Hauptur-
sache für die Probleme der Kinder beschrieben. 
Die familiären Bedingungen, so wird in einem an 
Veränderung der Praxis orientierten Beitrag for-
muliert, erweisen sich für (schulische) Bildungs-
erfolge „als doppelt so groß wie die Wirkungs-
potenziale qualitativ günstiger Leistungen von 
Kindertagesstätte und Grundschule zusammen“ 
(Thimm 2007 nach Pfaller-Rott 2010: 50f.), eine 
Auffassung, die sich fachlich nicht aufrechter-
halten lässt.
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Migrationsfamilien geraten in Lebenskrisen wie 
(einheimische) deutsche Familien auch. Die El-
tern können selbst in eine für die Gesamtfamilie 
kritische Lebenssituation kommen, insbesondere 
durch Trennung oder Scheidung oder durch Aus-
übung von Gewalt oder die Familie kann durch 
eines der Kinder in besonderer Weise gefordert 
sein, z. B.  durch ein von Behinderung bedrohtes 
oder behindertes oder – meistens im Jugendal-
ter – kriminelles oder suchtabhängiges Kind. In 
allen Fällen ist die Belastung für die Familie insge-
samt hoch. Krisen wirken sich auf die Erziehung 
und in vielen Fällen auf die Bildung aus, 
sei es, weil den Kindern und Jugendlichen Chan-
cen reduziert werden, sei es, dass die zur Bewäl-
tigung der Krisen aufzuwendende Kraft die Er-
ziehungsleistung der Familie reduziert. 

5.1  Scheidung und Trennung

Die Frage von Scheidungen und Trennungen in 
Migrationsfamilien nahm und nimmt keinen 
großen Raum ein. Nur in wenigen Arbeiten zur 
Migration wird sie  angesprochen, nur in weni-
gen Studien wird das Thema Scheidung unter 
rechtlicher Perspektive (Pasero 1990 anhand von 
Gerichtsakten), im Hinblick auf das Scheidungs-
verhalten und die Scheidungsgründe (so Süzen 
2003 für Frauen mit türkischem Migrationshin-
tergrund der zweiten Generation) oder im Hin-
blick auf die Entwicklung von Handlungsstrate-
gien nach dem Scheidungsprozess (so Petuya 
2007) für Frauen mit spanischem Migrations-
hintergrund untersucht.

Zahlen sind nicht ermittelbar, weil nicht in 
Deutschland durchgeführte Scheidungsverfahren 
statistisch nicht erfasst werden. Nach dem Mikro-
zensus 2005 (BMFSFJ 2009: 66) haben Männer 
und Frauen mit Migrationshintergrund eine ge-
ringere Quote an Geschiedenen als die Gesamt-

bevölkerung (mit türkischem Migrationshinter-
grund 4,3 Prozent, mit italienischem 5,9 Prozent, 
Gesamtbevölkerung: sieben Prozent). Obgleich 
damit nicht die Zahl der Scheidungen erfasst wird 
(Geschiedene und Wiederverheiratete werden in 
der Kategorie „verheiratet“ erfasst), lassen die Da-
ten auf eine geringere Zahl an Scheidungen in 
Migrationsfamilien schließen. Zu vermuten ist, 
dass die Zahl der Scheidungen steigt. Die Bewäl-
tigung von Scheidungsfolgen in Migrationsfa-
milien werden seit den 1990er Jahren des vorigen 
Jahrhundert thematisiert, aber sie nehmen kei-
nen dominanten Raum ein. Häufi ger dargestellt 
werden die Ursachen von Scheidungen. Süzen 
(2003) unterscheidet drei Grundmuster: Schei-
dung infolge von Gewalterfahrungen als Weg 
zur Selbstbestimmung in Form einer individua-
listischen Lebensführung und als Bruch mit der 
traditionellen Gemeinschaft. Beschrieben wird 
außerdem, dass – zumindest in den türkischen 
Gemeinschaften – Trennung und Scheidung auf 
Widerstände stoßen und (vor allem von Seiten 
der Frau) gerechtfertigt werden müssen. Ehe- und 
familienbelastende Faktoren sind, wie auch in 
einheimisch deutschen Familien, Schichtarbeit 
mit familien- und kontaktbeeinträchtigenden 
 Arbeitszeiten, Arbeitslosigkeit und Armut. Zur 
Scheidung kommt es aber erst dann, wenn Ge-
walt des Ehemannes gegenüber der Frau oder den 
Kindern oder Untreue vorliegt. 

Für die von Scheidung betroffene Frau mit 
türkischem Migrationshintergrund, i. d. R. mit 
Kindern,  bedeutet die Trennung oder Scheidung 
nicht nur – wie für einheimische Frauen in glei-
cher Situation auch – fi nanzielle Probleme oder 
sogar ein Leben in Armut und die Hauptver-
antwortung für die Erziehungsaufgaben, sondern 
darüber hinaus den Verlust an traditionellen 
 Bindungen und Auseinandersetzungen mit der 
Zuschreibung, die Familienehre in Gefahr ge-
bracht oder verloren zu haben (so Süzen 2003: 

5. Migrationsfamilien in Krisen – Krisen in Migrationsfamilien
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Gruppen im Vergleich zu einheimisch deutschen 
Frauen. Während die Erfahrungswerte von kör-
perlicher und/oder sexueller Gewalt mit 29 Pro-
zent bei einheimisch deutschen Frauen und 
37 Prozent mit türkischem und 28 Prozent mit 
GUS-Hintergrund relativ nahe beieinanderliegen, 
zeigen sich die Unterschiede zwischen den Frau-
en unterschiedlicher ethnischer Herkunft ausge-
prägter, wenn ausschließlich Gewalt durch den 
aktuellen Beziehungspartner berücksichtigt wird. 
Dann hat von den Frauen unter 60 Jahren etwa 
jede siebte Frau deutscher Herkunft, jede sechste 
Frau aus Ländern der ehemaligen UdSSR und jede 
dritte bis vierte Frau türkischer Herkunft min-
destens einmal körperliche und/oder sexuelle 
Übergriffe durch den aktuellen Beziehungspart-
ner erlebt. Auch eine Kontrolle durch den aktuel-
len Partner im Hinblick auf Kontakte, Ausgehen, 
Anrufe und Geldverwendung werden von Frauen 
mit türkischem Migrationshintergrund deutlich 
häufi ger genannt als von Frauen, die aus den 
GUS-Staaten eingewandert sind und von diesen 
häufi ger als von einheimischen deutschen Frau-
en. Selten sind in allen Gruppen der Zwang zu 
ungewünschten sexuellen Handlungen (ein Pro-
zent bis drei Prozent) und Einschüchterung durch 
wütendes/unberechenbares Verhalten (zwei Pro-
zent bis fünf Prozent). Frauen mit Migrations-
hintergrund, und hier die mit türkischem häufi ger 
als die aus den GUS-Staaten, erfahren Dominanz, 
Unterdrückung und Gewalt in der aktuellen Part-
nerschaft häufi ger als einheimisch deutsche 
 Frauen. M. E. sind die  Unterschiede teilweise da-
durch zu erklären, dass sich Frauen mit Migra-
tionshintergrund nicht oder seltener aus der Be-
ziehung, in der sie Gewalt erleben, durch Tren-
nung oder Scheidung lösen können. 

Frauen mit Migrationshintergrund suchen 
nur selten Hilfe außerhalb der Familie, da sie nur 
über einen geringen Kenntnisstand über Un-
terstützungsangebote verfügen. In der Untersu-
chung von Schröttle wurde ermittelt, dass 71 Pro-
zent der einheimisch deutschen Frauen aber nur 
ca. 44 Prozent der Frauen mit Migrationshin-
tergrund Hilfsangebote für Menschen in Gewalt-
situationen kannten; von den Frauen mit Ge-
walterfahrungen erhöhen sich die Anteile auf 51 
Prozent bei Frauen mit türkischem Migrations-

11). Ehen, in denen ein Partner im Rahmen der 
Heiratsmigration eingereist ist, unterliegen spe-
zifi schen Belastungen. Heiratsmigranten und 
-migrantinnen – nicht selten mit guter Ausbil-
dung in den Herkunftsländern ausgestattet – ha-
ben zunächst unter rechtlichen später faktischen 
Einschränkungen (Nicht-Anerkennung der mit-
gebrachten Qualifi kationen für eine qualifi zierte 
Berufsausübung, unzureichende deutsche Sprach-
kenntnisse) Probleme, im Arbeitsmarkt Fuß zu 
fassen. Diskriminierungserfahrungen bei der Ar-
beits- und Wohnungssuche und Prognosen des 
sozialen Umfeldes über das Scheitern der Ehe 
können das Verhältnis der Eheleute belasten. 
 Dieses gilt auch für bi-nationale Paare. Mehr noch 
als einheimisch deutsche Familien bedürften 
 Migrationsfamilien im Falle der Trennung und 
Scheidung der Mediation. Eine auf diese Gruppe 
ausgerichtete Beratung im Rahmen der Schei-
dung und Begleitung des Trennungsprozesses 
gibt es jedoch nur in Ansätzen.

5.2 Gewalt im familiären Bereich

Bei Gewalt in Migrationsfamilien kann es sich 
um Gewalt gegenüber der Ehepartnerin (oder sel-
tener) dem Ehepartner oder um Gewalt gegen-
über den Kindern handeln. Gewalt gegenüber der 
Frau mit Migrationshintergrund fi ndet eine große 
mediengestützte Aufmerksamkeit: Zwangsver-
heiratung und Ehrenmorde, aber auch Einsper-
ren und Kontrolle und körperliche Gewalt gegen 
Frauen mit türkischem Migrationshintergrund 
oder – wie es heißt – aus dem arabischen Raum, 
oftmals fokussiert auf Frauen islamischer Reli -
gion, werden so häufi g thematisiert, dass sie sich 
beinahe als Muster „normalen“ Familienlebens 
darstellen. Die Thematik wird dabei auch (so 
Schröttle o. J.: 1) „von Teilen der deutschen Mehr-
heitsgesellschaft und Politik instrumentalisiert, 
um Vorurteile gegen Migrantinnen und Migran-
ten zu verbreiten und Gewalt sowie die Gleich-
stellungsproblematik einseitig einer ethnischen 
Minderheit zuzuschreiben.“ Die Untersuchung  
von Schröttle und Müller aus dem Jahr 2003 er-
laubt durch eine Zusatzbefragung von türkischen 
und osteuropäischen Frauen Aussagen zu diesen 
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hintergrund sowie 41 Prozent bei Frauen aus 
GUS-Staaten. Vor allem Frauen, die nicht in 
Deutschland geboren oder aufgewachsen sind, 
fehlt das Wissen um und der Zugang zu Hilfen. 
Aber auch in Deutschland geborene junge Frau-
en mit Migrationshintergrund suchen oder er-
fahren selten professionelle Hilfe. Ca. die Hälfte 
der 15- bis 21jährigen jungen Frauen geben in 
 einer 2003 durchgeführten Umfrage an, dass sie 
keine Beratung und Hilfe in Anspruch nehmen 
wollen, wenn der Partner sie schlägt, noch selte-
ner suchen sie Hilfe bei interfamiliären Proble-
men wie Ärger mit den Eltern oder Probleme mit 
dem Partner (Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 
454 ff.).

Zu dem Ausmaß, den Formen und Ursachen 
von Gewalt gegen Kinder in Migrationsfamilien 
gibt es nur wenige Untersuchungen. Auch Fall-
darstellungen und Beschreibungen, die aus der 
Beratungspraxis entstanden sind, sind selten. Es 
liegen frühe Texte vor, die Gewalt gegen Mäd-
chen türkischer Herkunft mit dem Schwerpunkt 
auf sexuellen Missbrauch beschreiben, die aus 
 Beobachtungen in Kriseneinrichtungen (auch) 
für Mädchen aus der Türkei resultieren (Spitzel/
Yüksel 1992: 37; Papatya 1993: 83), aber keine 
fundierten Daten über Verbreitung von Gewalt  
enthalten. Neuere Studien ermitteln, dass Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund häufi ger 
als einheimisch deutsche elterlicher Gewalt aus-
gesetzt sind. „Dabei unterscheiden sich die Um-
stände des Aufwachsens ebenfalls deutlich zwi-
schen den Gruppen, und zwar derart, dass Ge -
walt in verschiedenen Formen und Stadien der 
kindlichen Entwicklung häufi ger den Erziehungs-
alltag von Migrantinnen und Migranten als den 
von Deutschen bestimmt. Fast jeder dritte süd-
europäische, türkische und jugoslawische Jugend-
liche hat in der Kindheit schwere Züchtigungen 
oder Misshandlungen durch die Eltern erlebt, 
wurde geschlagen oder verprügelt. Damit liegt die 
Quote fast doppelt so hoch wie bei den Deut-
schen. Zudem ist bei diesen Gruppen das Erzie-
hungsklima auch gegenwärtig von Gewalt ge-
prägt: Fast jeder fünfte Jugendliche gibt an, in 
den letzten zwölf Monaten Gewalt durch die 
 Eltern erlebt zu haben. In den Haushalten von 
Migranten werden nicht nur Kinder geschlagen, 

sondern hier üben die Eltern ebenfalls unterein-
ander häufi ger Gewalt aus. Jugendliche türkischer 
Herkunft geben solche Gewaltbeobachtungen 
über viermal häufi ger an als Deutsche und er-
reichen damit die höchste Quote an beobachte-
ter Gewalt“ (Baier et al. 2006: 255). 

Allerdings gibt es auch andere und differen-
ziertere Ergebnisse in einer Längsschnittstudie, 
die die Situation in den Städten Münster und 
Duisburg vergleicht. Diese Studie weist – entge-
gen dem Alltagsverständnis – kaum Unterschiede 
zwischen Jugendlichen mit und ohne Migra-
tionshintergrund auf mit einer geringeren Be-
lastung der Jugendlichen mit türkischem Migra-
tionshintergrund in Duisburg. Diese wird wie 
folgt erklärt: „Die unterschiedlichen Tendenzen 
in Münster und Duisburg weisen auf die bislang 
möglicherweise zu wenig beachtete Bedeutung 
des spezifi schen städtischen Kontextes sowie der 
Größe und Zusammensetzung der jeweiligen 
 Migrantenpopulation für die Delinquenzbelas-
tung von Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund hin. Während die Gruppe der Migranten 
in Münster vergleichsweise klein ist und eine 
recht große Heterogenität aufweist, gibt es in 
Duisburg mit den vielfach bereits in der dritten 
Generation in Deutschland lebenden Jugend-
lichen türkischer Herkunft eine sehr große Teil-
gruppe. Duisburg ist zwar infolge der massiven 
Deindustrialisierungsprozesse mit erheblich grö-
ßeren ökonomischen Problemen konfrontiert als 
eine Stadt wie Münster, betroffen sind davon 
 gerade auch die Arbeitsmigranten und deren 
Nachkommen. Die vorliegenden Befunde deuten 
jedoch darauf hin, dass die in Duisburg zum Teil 
recht deutlich zu beobachtenden Segregations-
tendenzen entlang ethnischer Zugehörigkeiten 
mit einem nicht zu unterschätzenden (delin-
quenzhemmenden) Potenzial an informeller so-
zialer Kontrolle und sozialem Kapital einherge-
hen“ (Holthusen 2009: 213).

Auf der Grundlage von Beobachtungen und 
nicht durch empirische Untersuchungen abgesi-
chert, lassen sich folgende Hypothesen formulie-
ren: Vernachlässigung und körperliche Misshand-
lung, wahrscheinlich auch psychische Misshand-
lung von Kleinkindern, kommt erstens in Migra-
tionsfamilien eher seltener vor als in deutschen. 
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Kinder mit Migrationshintergrund werden selten 
wegen Misshandlung in ein Krankenhaus einge-
wiesen. Auch die Zahl der Fälle, in denen es aus 
den obigen Gründen zu Gerichtsverfahren 
kommt, ist äußerst gering. In den Familien wird 
in der Regel die basale Versorgung gesichert. Die 
in den ersten Lebensjahren der Kinder eher per-
missiven Erziehungsvorstellungen legen es in 
 dieser Zeit (bis ca. sechs Jahre) nicht nahe, Gewalt 
als Erziehungsmittel einzusetzen. Züchtigung als 
das bewusste Schlagen als Strafe für Vergehen von 
Kindern ist den türkischen Eltern und wahr-
scheinlich auch anderen Nationalitäten eher 
fremd. Wahrscheinlich häufi ger kommt zweitens 
eine Form der Überforderung durch die Zuwei-
sung von Verantwortung, z. B. durch Haushalts-
pfl ichten und die Übergabe von Betreuungsauf-
gaben für die jüngeren Geschwister an zehn- bis 
zwölfjährige Mädchen. Sie werden in – für deut-
sche Vorstellungen wenig kindgemäße – fami -
liäre Verpfl ichtungen eingebunden und die 
 Reglementierung in der Erziehung nimmt zu. 
Dass Kinder nicht nur der Versorgung in Form 
von Kleidung und Ernährung bedürfen, sondern 
auch das Bedürfnis nach Gesprächen, emotio-
naler Zuwendung und Akzeptanz haben, ist   
manchen Eltern nicht verständlich. Sexueller 
Missbrauch von Kindern – insbesondere bei Mäd-
chen durch Einzelfälle belegt – kommt drittens 
auch in Migrationsfamilien vor; wie häufi g lässt 
sich auch nicht annäherungsweise schätzen. 
Auch Aussagen darüber, ob durch die Migration 
Formen des sexuellen Missbrauchs gemessen an 
den quantitativen Vorkommen in den Herkunfts-
ländern zunehmen und ob Kinder in Migrations-
familien häufi ger betroffen sind als Kinder aus 
deutschen Familien, sind nicht möglich. Nach 
 einer gerade erschienenen Studie sind Befragte 
mit türkischem Migrationshintergrund in allen 
erhobenen Missbrauchskategorien deutlich selte-
ner (2,3 Prozent) als einheimisch Deutsche (6,2 
Prozent) und Befragte mit russischem Migrations-
hintergrund (7,6 Prozent) von sexuellem Miss-
brauch im Kindes- und Jugendalter betroffen 
(Bieneck et al. 2011: 19). Dieses gilt vor allem für 
die Mädchen.

Abgesichert ist allein, das sexueller Miss-
brauch in ausländischen Familien, wenn er denn 

vorkommt, nicht in der Öffentlichkeit thema-
tisiert wird und Mädchen mit Migrationshinter-
grund sich nur äußerst selten an Beratungsstellen 
wenden. Dies gilt für Kinder aber auch für Ju-
gendliche. Gewalt wird vermutlich so selten the-
matisiert und damit aufgedeckt, weil Konfl ikte in 
Migrationsfamilien weitaus stärker als (durch-
schnittlich) in deutschen Familien üblich inner-
halb der Familie ausgetragen werden. Ein fami-
lialistisch orientiertes Denken verlangt, Proble-
me im (erweiterten) Familienverband zu lösen, 
ohne Unterstützung von außen, insbesondere 
ohne institutionelle Hilfe in Anspruch zu neh-
men. Dem liegt die Vorstellung zu Grunde, dass 
es erst dann, wenn ein Regelverstoß außerhalb 
der Familie bekannt wird, er für die Betroffenen 
Konsequenzen hat. Noch bedeutsamer ist, dass 
die vorhandenen Schutzmaßnahmen nicht 
 greifen; dieses gilt sowohl für die ambulanten 
Formen der Kinder- und Jugendhilfe als auch – 
bei Überrepräsentation bei Inobhutnahmen – für 
die stationären Hilfen der Vollzeitpfl ege, in Hei-
men und in betreuten Wohnformen.

Gründe können neben den schon genann-
ten familiären Kosten, die sich für die Jugendli-
chen mit einer solchen Maßnahme verbinden, 
auch Ressentiments gegenüber den Einrichtun-
gen sein, die als für die eigene ethnische Gruppe 
als nicht adäquat und als nicht interkulturell 
 orientiert wahrgenommen werden. Kommen 
Kinder mit Migrationshintergrund in ein Heim, 
ist der Aufenthalt kürzer als bei einheimisch 
Deutschen. Edholm-Wenz (2004: 74f.) nennt als 
Gründe, dass die Betroffenen aufgrund des als 
fremd erlebten Umfeldes selbst darauf dringen, 
zurück nach Hause zu kommen, dass sich die 
 Familiendynamik auswirkt, dass sich im Rahmen 
der erweiterten Familie Lösungen anbieten oder 
dass die Familien aufgrund der Erfahrung mit der 
stationären Jugendhilfe in der Lage sind, sich neu 
zu organisieren und die Situation für das betrof-
fene Kind oder den Jugendlichen zu verbessern. 

Kinder und Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund haben bei einem Heimaufenthalt hö-
here und spezifi schere Verluste zu befürchten als 
einheimisch Deutsche: In dem ausschließlich 
deutschen Milieu des Heimes können sie den 
 Familientraditionen und den Migrationskulturen 
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ihrer Eltern und Geschwister entfremdet werden. 
Eine interkulturelle Öffnung unter Einbeziehung 
der Migrationsfamilie könnte das Konfl iktpoten-
zial für die jungen Menschen verringern. Unter-
suchungen sprechen nicht für eine intensivere 
Zusammenarbeit  mit den Eltern (Edholm-Wenz 
2004: 242f.). Stets klingt an, dass wegen der 
 Wahrnehmung von Fremdheit eine Zusammen-
arbeit nicht einmal ernsthaft versucht wird, vor 
allem dann nicht, wenn die Einstellungen und 
das Verhalten der Eltern  dem Heim gegenüber als 
ablehnend empfunden werden, und wenn die 
deutschen Sprachkompetenzen der Eltern für 
eine Kommunikation nicht ausreichen.  Es wird 
nicht versucht, die Barrieren auf Seiten der Eltern, 
die u. U. den Heimaufenthalt als demütigend und 
die Familienehre beeinträchtigend sowie als Ein-
griff in das private Familienleben empfi nden, zu 
überwinden. Unter solchen Konstellationen kann 
der Heimaufenthalt die Entfremdung des jungen 
Menschen mit Migrationshintergrund nicht nur 
von seiner Familie, sondern auch von seiner 
 ethnischen Gruppe bewirken oder verstärken 
(s. auch Boos-Nünning 2009).

5.3 Leben mit einem behinderten oder   
 von Behinderung bedrohten Kind

Nach der Kinder- und Jugendgesundheitsstudie 
des Robert-Koch-Instituts (ISG/SZB 2009: 96) gibt 
es keine signifi kanten Unterschiede zwischen 
einheimischen Kindern und Kindern mit Migra-
tionshintergrund hinsichtlich der Prävalenz von 
Behinderung. Ein behindertes Kind fordert Be-
trächtliches von den Müttern mit und ohne 
 Migrationshintergrund,  die den Hauptteil der 
Pfl ege- und Betreuungsarbeit leisten, insbeson-
dere im Hinblick auf den Umgang mit nachbar-
schaftlicher und gesellschaftlicher Ablehnung 
von Behinderung, dem Umgang mit der kon-
kreten Krankheit oder Behinderung, Kenntnisse 
über Ansprüche und Hilfen und dem Umgang 
mit Behörden. Deutlich unterschiedlich werden 
die Zahlen, wenn der erweiterte Behinderungs-
begriff zugrunde gelegt wird und die Kinder in 
Förderschulen für Lernbehinderte einbezogen 
werden. Ausländische Kinder (Kinder mit Migra-

tionshintergrund werden nicht erfasst) sind in 
den Sonder(Förder)schulen für Lernbehinderte 
deutlich überrepräsentiert. Ihre Sonderschulbe-
suchsquote liegt 2009 etwa doppelt so hoch wie 
die der deutschen Schüler und Schülerinnen. Be-
sonders hoch sind sie in Baden-Württemberg, 
Niedersachsen und im Saarland. Besonders häu-
fi g betroffen sind Kinder mit italienischem, portu-
giesischem und türkischem Hintergrund. Noch 
höher sind die Anteile an Kindern, die aus den 
Kriegsgebieten des Balkans gefl üchtet sind. Auch 
heute noch sind fehlende deutsche Sprachkennt-
nisse Anlass für eine Überweisung, obgleich nach 
wie vor „faktisch kein Beleg dafür gefunden wer-
den kann, dass Sonderschulen besondere Kom-
petenzen in der Vermittlung von (Fremd-)Spra-
chen und der Anwendung von Didaktik besitzen, 
die zur Überwindung von Problemlagen nicht-
deutscher Jugendlicher beitragen“ (Powell/Wag-
ner 2002: 66f.).

In beiden Situationen, der Unterstützung 
beim Aufwachsen eines behinderten oder von 
 Behinderung bedrohten Kindes und bei drohen-
der oder vorgenommener Überweisung an eine 
Förderschule für Lernbehinderte, werden die El-
tern mit Migrationshintergrund allein gelassen. 
Für Migrationsfamilien mit behinderten Kindern 
gilt – wie in allen anderen Bereichen der Beratung 
und Vorsorge auch – dass sie im Zugang zu Hilfen 
deutlich unterrepräsentiert  sind. Erhebungen im 
lokalen Kontext sprechen dafür, dass die Inan-
spruchnahme noch geringer ist als bei anderen 
Formen der Familien-, Kinder- und Jugendhilfe. 
So wurde für Bielefeld bei einem Anteil von Mi-
grationspersonen an der Bevölkerung von 25 Pro-
zent eine Inanspruchnahme von zwei Prozent (!) 
festgestellt (Burg 2011: 6). Als Gründe können 
angeführt werden, dass sich die Migrationsfami-
lien im System der Behindertenhilfe noch weni-
ger als in anderen Bereichen zurechtfi nden und 
dass sich die fehlende und unzureichende Ver-
netzung zwischen Behindertenhilfe, Bildungs-
einrichtungen und Migrantenorganisationen be-
sonders nachteilig auswirkt. Eltern können dann 
ihre Ansprüche an spezifi sche Förderung von 
 behinderten oder von Behinderung bedrohten 
Kindern nicht geltend machen und erst recht 
nicht durchsetzen.
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Eltern, die für ihr behindertes Kind einen er-
höhten Beratungsbedarf haben, könnten sich an 
drei sehr unterschiedliche Einrichtungen wen-
den:
– an Einrichtungen, die speziell für die spezifi -

sche Beeinträchtigung zur Verfügung stehen; 
also den Fachdiensten der Behindertenhilfe;

– an die Fachdienste für Migration;
– an eine ihnen nahestehende Migrantenorgani-

sation.
Eine Pilotstudie in NRW zeigte, dass Personen 
(nicht nur Eltern) mit Migrationshintergrund 
sich in erster Linie an Einrichtungen für Behin-
derte (186 Nennungen), danach an Fachdienste 
für Migration (52 Nennungen) und kaum an 
 Migrantenorganisationen (13 Nennungen) wen-
deten. Bei der ersten Gruppe ging es wahrschein-
lich überwiegend um Versorgungsfragen, denn 
es wurde gleichzeitig ermittelt, dass präventive 
Angebote kaum wahrgenommen wurden (Czock/
Donges 2010: 11). Die weitaus meisten Einrich-
tungen der Behindertenhilfe waren nicht auf 
 einem Kenntnisstand, dass sie den Migrationsfa-
milien Unterstützung hätten bieten können. Sie 
befanden sich – wenn überhaupt – am Beginn der 
Beschäftigung mit interkulturellen Fragestellun-
gen und verfügten nicht über spezielle Angebote 
für Migrationsangehörige oder -familien. Nur in 
ganz wenigen Einrichtungen wurde z. B. mit Mi-
grantenorganisationen kooperiert. Die Fach-
dienste für Migration haben zwar Kontakte zur 
Zielgruppe, aber – ebenso wie die Migrantenor-
ganisationen – wenige Kompetenzen in Fragen 
von behinderten oder von Behinderung bedroh-
ten Kindern und Jugendlichen.

Migrationsfamilien leiden und fühlen sich 
hilfl os, wenn ihre Kinder eine Förderschule für 
Lernbehinderte besuchen sollen, verbunden mit 
dem Gefühl, sich gegen eine ungerechtfertigte 
 Zuweisung nicht wehren zu können. Es ist zu 
hoffen, dass auch Migrationsfamilien von der 
Umsetzung der UN-Konvention zum Schutze 
und zur Förderung der Rechte behinderter Men-
schen, die 2009 in Deutschland ratifi ziert wurde, 
profi tieren. Die Kultusministerkonferenz legte 
dazu 2010 fest: „Das allgemeine Bildungssystem 
ist aufgefordert, sich auf die Ausweitung seiner 
Aufgabenstellung im Sinne einer inklusiven Bil-

dung vorzubereiten.“ Bei einem äußerst breiten 
Spektrum zwischen den Bundesländern (2009 in 
Kindertageseinrichtungen: Bayern 34 Prozent, 
NRW 69 Prozent) kommen die Bildungseinrich-
tungen dem Anspruch einer inklusiven Förde-
rung mehr oder weniger nach, deutlich häufi ger 
im Bereich der Kindertageseinrichtungen (62 Pro-
zent) als in der Primarstufe (34 Prozent) und 
kaum in den Sekundarstufen (15 Prozent) (alle 
Zahlen 2008/2009, s. Klemm 2010). Die Kultus-
minister wollen sich drei Jahre Zeit geben, den 
Anforderungen nachzukommen. Wie in allen 
 Bildungsthemen liegt in Deutschland der Anteil 
von Kindern und Jugendlichen, die an inklusiver 
Bildung teilnehmen (können), weit unter dem 
Durchschnitt anderer europäischer Staaten. Eine 
aktuelle Analyse der Bertelsmann-Stiftung kommt 
zu dem Ergebnis, dass Deutschland kaum Fort-
schritte macht.

Das weitgehende Fehlen inklusiver Bildung 
wirkt sich wegen der großen Zahl betroffener 
Kinder und Jugendlichen insbesondere bei Mi-
grationsfamilien aus. Aber auch die fehlenden 
Zugänge zu kompetenter Hilfe bei einem behin-
derten oder von Behinderung bedrohten Kind 
lassen Migrationseltern mit den Erziehungs- und 
Bildungsproblemen in diesen Fällen weitgehend 
alleine.

5.4 Delinquentes und abweichendes   
 Verhalten

Kriminalität, insbesondere Gewaltkriminalität 
des Sohnes – sehr selten der Tochter – belastet 
 Migrationsfamilien stark. Dieses gilt auch für 
abweichendes Verhalten, häufi ger  erlebt als 
Suchtabhängigkeit. Empirische Untersuchungen 
belegen, dass Kinder und Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund nicht nur von aktiven son-
dern auch von passiven Gewalterfahrungen (auch 
in der Opferrolle) stärker als einheimisch deut-
sche betroffen sind (s. die Aufl istung von Unter-
suchungen von Uslucan 2009: 192 f.). Die Un-
terschiede reduzieren sich oder verschwinden 
 sogar, wenn der Bildungsstatus und/oder die 
Schulform kontrolliert wird. Während die erhöh-
ten Kriminalitätsraten von Jugendlichen und 
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jungen Erwachsenen mit Migrationshintergrund 
(s. dazu die Zusammenfassung bei Bannenberg 
2009: 155ff.) und in benachteiligten Regionen 
mit einem hohen Anteil an Arbeitslosen und 
 Migrationsfamilien (z. B. Holthausen 2009: 210) 
seit langem, eigentlich seit Beginn der Einwan-
derung, immer wieder zum Thema wurde und 
wird, gibt es wenige Studien, die die Reaktionen 
der Migrationsfamilien beschreiben. Dieses gilt 
sowohl für die Reaktion auf Devianz und Kri-
minalität im Stadtteil als auch auf ein abwei-
chendes Verhalten der eigenen Kinder. 

In einer frühen Stadtteiluntersuchung wurde 
ermittelt, dass sich Angehörige der türkischen 
Minderheit angesichts der weniger klaren „deut-
schen“ Normen  auf eigene Normen zurückzie-
hen. Die Befragten lehnen – im Vergleich zu den 
einheimisch Deutschen – deviante Normen stär-
ker, ja konsequent ab (s. Blasius et al. 2008: 
113ff.). Sie nehmen die soziale Verwahrlosung   
in den benachteiligten Wohnvierteln wahr und 
missbilligen sie ebenso wie der einheimische Teil 
der Wohnbevölkerung. Beide Gruppen bewerten 
das Beschimpfen eines Kindes, das Schlagen des 
eigenen Kindes oder von Ausländern und die se-
xuelle Belästigung einer Frau, also die Bereiche, 
in denen Gewalt gegenüber anderen Personen 
ausgeführt wird, in gleicher Häufi gkeit negativ. 
Gewaltfreies Verhalten wie Stehlen in einem 
 Supermarkt, Schwarzarbeit, Schwangerschaft 
 einer 15jährigen und Trunkenheit wird deutlich 
häufi ger von der Bevölkerungsgruppe mit türki-
schem Migrationshintergrund negativ bewertet. 
Gleiches gilt für die Bewertung von abweichen-
dem Verhalten Jugendlicher wie lautes Auftreten, 
Randalieren und Schlägereien mit Verletzungen. 
Die Autoren folgern daraus, dass die türkischen 
Bewohner ein gemischtes Wohngebiet stabilisie-
ren. Diese Ergebnisse sprechen dafür, dass junge 
Menschen mit Migrationshintergrund auch 
dann, wenn sie in sozialräumlich problemati-
schen Stadtteilen aufwachsen und in sozial und 
ökonomisch prekärer Situation leben, in ihrer Fa-
milie Wertebewusstsein vermittelt bekommen. 
Diese Überlegungen entheben nicht der Notwen-
digkeit, sich mit der Gruppe der Jugendlichen 
(hier mit türkischem Migrationshintergrund) 
auseinanderzusetzen die Gewalt oder gewaltbil-

ligende Ideologien akzeptieren (Uslucan 2009: 
194) und Prävention unter Beteiligung der Fami-
lien anzustreben. 

Was die Suchtmittelabhängigkeit anbetrifft, 
entspricht der Konsum von legalen und nicht 
 legalen Stoffen – mit Ausnahme des deutlich ge-
ringeren Alkoholgebrauchs von Jugendlichen mit 
türkischem Migrationshintergrund – dem der 
einheimisch deutschen Jugendlichen und ist von 
ähnlichen sozialen Faktoren abhängig (Boos-
Nünning/Siefen 2008: 320f.). Demnach gibt es 
eine nicht unerhebliche Zahl von Abhängigen 
und die Migrationseltern sind (mit)betroffen. 
Den Eltern fehlt es auch in diesen Krisensitua-
tionen an kompetenter Hilfe. Die Einrichtun-
gen der Suchthilfe z. B. sind nicht auf Jugendliche 
mit Migrationshintergrund ausgerichtet, weder 
im Bereich der Prävention noch in der Beratung 
und Therapie (Boos-Nünning/Siefen 2005: 209f.).

In neuester Zeit wird der hohe Anteil an 
spielsüchtigen jungen Männern mit Migrations-
hintergrund thematisiert. Sowohl die Suchthil-
festatistik des Institutes für Therapieforschung 
München (IFT), als auch, beruhend auf Inan-
spruchnahmedaten von Beratungseinrichtungen 
(Tuncay 2010: 4ff.), als auch eine Untersuchung 
der Universität Greifswald bei Nutzern selbst, 
 legen nahe, dass junge Männer mit Migrations-
hintergrund häufi ger als einheimisch deutsche 
sowohl risikoreichen und problematischen als 
auch pathologischen Glücksspielen ausgesetzt 
sind. Ob dieses Verhalten mit dem höheren Maß 
an Arbeitslosigkeit, dem Freizeit- und eventuell 
Gruppenverhalten oder dem Leben in belasteten 
Stadtregionen zusammenhängt, ist noch nicht 
 geklärt. Den jungen Menschen selbst und den 
Migrationsfamilien fehlt es auch hier an Hilfen.

Migrationsfamilien sind allein gelassen und 
fühlen sich allein gelassen, wenn die Familie ins-
gesamt oder wenn eines der Familienmitglieder 
in eine Krise gerät. Das in Deutschland vorhan-
dene und relativ gut ausgebaute Hilfesystem er-
reicht die Familien kaum und versagt deswegen. 
Die eigenen Netzwerke sind (wie die Migranten-
organisationen) nicht hinreichend für die ange-
sprochenen Problembereiche. Spezifi sche Netz-
werke wie Selbsthilfegruppen im Migrations-
kontext gibt es bisher selten.
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Seit Jahrzehnten wird davon gesprochen, dass 
Migrationsfamilien in die Fragen um die Erzie-
hung und insbesondere die Bildung ihrer Kinder 
einbezogen werden müssten, dass sie auf der 
 einen Seite Unterstützung brauchen, aber auf der 
anderen Seite in ihren Kompetenzen nachgefragt 
und gleichberechtigt partizipieren sollen. „Zu-
sammenarbeit mit ausländischen Eltern“ war 
schon ein wichtiges Thema der Pädagogik und in 
der sozialen Arbeit zu Beginn der 1980er Jahre 
des vorigen Jahrhundert, das sich in Fachaufsät-
zen und praxisorientierten Materialien nieder-
schlug. In den letzten Jahren ist die Zahl an der 
auf Verhaltens- und Strukturveränderung ausge-
legten Berichte und Materialmappen enorm ge-
stiegen. Im Widerspruch dazu steht die allgegen-
wärtige Beobachtung in der pädagogischen Praxis, 
dass die Eltern auch, aber nicht nur, im Bereich 
der Bildungseinrichtungen nicht erreichbar und 
dass sie bei der Inanspruchnahme nahezu aller 
so zialen Hilfen unterrepräsentiert sind.

Es wird viel von (einheimisch) deutscher Sei-
te getan (s. die Aufl istung eines Teils der Maßnah-
men in Fischer/Springer 2011: Kap. VI). Da wer-
den Expertisen in Auftrag gegeben und geschrie-
ben. Praxisansätze referiert und kommentiert, die 
die Zusammenarbeit mit Migrationseltern dar-
stellen und loben, häufi g differenziert nach dem 
Alter oder dem Bildungsverlauf der Kinder: El-
ternarbeit in der Kita, in der Grundschule und 
beim Übergang von der Schule in den  Beruf wird 
angepriesen. Um auch die jüngsten Kinder abzu-
greifen, werden interkulturelle Multiplikatoren 
und Multiplikatorinnen sowie (wenig passend für 
den nicht-christlichen Kontext) manchmal auch 
Paten und Patinnen kreiert, fast immer in zeitlich 
befristeten Projekten. Einen auf Nachhaltigkeit 
angelegten, also nicht projektbezogenen Ansatz 
bieten die Familienzentren in Nordrhein-West-
falen. Bisher sind keine Aussagen darüber mög-
lich, ob und inwieweit Migrationsfamilien er-

reicht werden. Interkulturelle Elternseminare 
werden in Schulen von speziell in Kursen qualifi -
zierten Elternseminartrainern und -trainerinnen 
durchgeführt. Elternschulen, Elterndiplome, El-
ternführerscheine werden angeboten. Niemand 
hat sich m. E. bisher der Mühe unterzogen, die 
Zahl der Einzelprojekte zu bestimmen und die 
 investierten Fördermittel aufzuaddieren. Fried-
rich/Siegert (2009: 58ff.) bieten einen Überblick 
über einen Teil der Elternprojekte mit verhaltener 
Einordnung ihrer Wirkungen. Es wird viel an-
geboten und getan und dennoch sind drei Sach-
verhalte bis heute nicht gelöst:
– ein erheblicher (beschreibbarer) Teil der Eltern 

wird unterdurchschnittlich häufi g im Bereich 
der Bildungseinrichtungen aber auch der 
 außerschulischen Angebote im Zusammen-
hang mit der Bildung der Kinder erreicht;

– ein Teil der Eltern fühlt sich durch Anforde-
rungen, die an sie gestellt werden, überfordert 
und durch Zuschreibungen abgewertet;

– ein nach wie vor erheblicher Teil der Migra-
tionsfamilien in Krisensituationen – wie sie 
vorne beschrieben werden – fi nden keine Un-
terstützung und Hilfe in Angeboten der Kin-
der-, Jugend- und Familienhilfe.

6.1  Ängste der Eltern um die Bildung ihrer  
 Kinder und fehlende Unterstützung

Migrationseltern sind an der  Bildung ihrer Kin-
der hoch interessiert; sie wünschen sich gute Bil-
dungsabschlüsse und das Erreichen eines ange-
sehenen Berufes. In Gesprächen mit Eltern wird 
aber auch deutlich, dass sie um die schlechten 
Chancen ihrer Kinder wissen. Sie stufen Bildungs-
entscheidungen, wie z. B. den Besuch einer Kin-
dertagesstätte mit einem hohen Anteil von Kin-
dern mit geringen Kompetenzen in der deutschen 
Sprache, die Wahl einer Grundschule in einem 

6. Defi zite in der Unterstützung bei der Erziehung und Bildung
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sozial benachteiligten Stadtteil, die Zuweisung an 
eine Förderschule für Lernbehinderte oder an 
eine Hauptschule, als für ihre Kinder chancenre-
duzierend ein. Die Eltern haben, was die Ein-
schätzung der Bildungschancen in den verschie-
denen Einrichtungen anbetrifft, Recht. Nach Un-
tersuchungen hat die Dauer des Kindergarten-
besuchs, auch unter Kontrolle anderer Variablen, 
Einfl uss auf die Kompetenzen in der deutschen 
Sprache. Allerdings hängt der Erfolg der Kinder 
mit türkischem Migrationshintergrund stark da-
von ab, welchen Kindergarten sie besuchen. Ein-
richtungen mit einem hohen Anteil  an Kindern 
mit nicht deutscher Muttersprache und mit 
sprachlicher Homogenität der Gruppen (z. B. 
überwiegend Kinder aus einem türkischen Eltern-
haus) wirken in Bezug auf die Entwicklung der 
deutschen Sprachkompetenzen der Kinder mit 
Migrationshintergrund lernreduzierend (Becker 
2006: 456f.). Ihrer fehlenden Information über 
Qualität von Kitas ist wahrscheinlich zuzurech-
nen, dass Eltern selbst solche wählen, die ihren 
Kindern schlechtere Chancen bieten (Becker 
2010: 42f.). Aber selbst wenn sie die Auswirkun-
gen der Wahl durchschauen, haben zumindest 
muslimische Eltern weniger Optionen als ein-
heimisch deutsche. 

Der Besuch einer Förderschule für Lernbe-
hinderte wird von Eltern als der Einschnitt in die 
Bildungslaufbahn des Kindes bewertet, den er ja 
auch darstellt. Das Verfahren wird als Zwangs-
einweisung erfahren. Migrationseltern sind wie 
die Schüler und Schülerinnen selbst bei einem 
Sonderschulbesuch besonders belastet und be-
schämt. Sie befürchten eine doppelte Diskrimi-
nierung, wenn zum ethnischen Minderheiten-
status der Sonderschulstatus hinzukommt (Schu-
mann 2007). Partnerschaftliche Beratung und 
fallbezogene Vernetzung, im Rahmen derer Mi-
grationseltern ihre Deutungen (auch von nicht 
gerechter Behandlung und Diskriminierung) 
angstfrei vortragen können und mit ihnen Lö-
sungen erarbeitet werden, sind selten. Ein Praxis-
bericht zum  „Fluchtpunkt Sonderschule“ (Zasch-
ke 2010: 49ff.) belegt die Möglichkeiten der För-
derung. In den meisten Fällen wurde die Über-
weisung an eine Förderschule und ein Scheitern 
an der Schule verhindert.

Junge Menschen mit Migrationshintergrund 
ebenso wie ihre Eltern fühlen sich in vielen Fäl-
len zu Unrecht auf die Hauptschule verwiesen. 
Sie führen in Gesprächen an, dass sie bei gleichen 
Leistungen (Noten) seltener für das Gymnasium 
empfohlen oder zugewiesen werden als einhei-
misch deutsche Kinder. Sie haben teilweise Recht. 
Die Schulleistungsstudien belegen, dass Empfeh-
lungen für das Gymnasium nicht ausschließlich 
nach leistungsbezogenen Kriterien erfolgen. Viel-
mehr sind bei gleicher Leistung die Chancen 
 eines Kindes aus oberen Sozialschichten größer 
eine Gymnasialempfehlung zu bekommen (s. 
Maaz et al. 2010: 77). Zu ähnlichen Ergebnissen 
kommt die Auswertung der IGLU-Studie 2006 
(Arnold 2007: 271ff.). Ähnliches gilt, wenn es 
 untersucht oder aus den Untersuchungsergeb-
nissen dokumentiert wird, für Kinder mit Migra-
tionshintergrund.  Die Untersuchung von Doll-
mann (2010: 146ff.) prüft den Übergang zur 
 Sekundarstufe auf der Grundlage einer Befragung 
einheimisch deutscher Eltern im Vergleich zu 
 Eltern mit türkischem Migrationshintergrund 
unter Kontrolle der Kompetenzen im Deutschen 
(Lese- und Rechtschreibfähigkeiten) und der ma-
thematischen Fähigkeiten sowie den Noten in 
Deutsch und Mathematik. Mittels einer logis-
tischen Regressionsanalyse (mixed models) wer-
den positive sekundäre ethnische Effekte ermit-
telt. Kinder mit türkischem Migrationshinter-
grund wechseln bei gleichen schulischen Leis-
tungen und gleicher sozialer Herkunft häufi ger 
auf höhere Bildungsgänge als Kinder ohne Mi-
grationshintergrund, vor allem dann, wenn ihre 
Eltern in Deutschland geboren sind. Diskrimi-
nierung erfolgt dagegen nicht aufgrund der eth-
nischen sondern aufgrund der sozialen Herkunft. 
„Die Lehrkräfte könnten bei den Übergangsemp-
fehlungen neben den Leistungen der Kinder wei-
tere, für den späteren Schulerfolg relevante Merk-
male berücksichtigen (Baumert et al. 2003). Hier-
zu zählen beispielsweise motivationale Aspekte, 
die ebenso wie die von den Lehrkräften antizi-
pierten Unterstützungsmöglichkeiten des Kindes 
auf den verschiedenen Schularten mit der sozia-
len Herkunft der Familien im Zusammenhang 
stehen.“ Wissenschaftlich ist diese Unterschei-
dung von großer Bedeutung, aber es darf be-



51

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

zweifelt werden, dass Migrationseltern sich da-
durch besser mit der für ihre Familie diskriminie-
renden Entscheidung arrangieren. Dem Übergang 
von der Grundschule in die Sekundarstufe kommt 
in dem gegliederten Schulsystem Deutschland 
eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung der Bil-
dungslaufbahn zu und reduziert nicht selten Bil-
dungschancen endgültig.

Die öffentliche Diskussion verläuft aber an-
ders: Seit Beginn der Diskussion um die Schulpro-
bleme von Kindern mit Migrationshintergrund 
wurden familiäre (kulturelle) Faktoren für das 
Scheitern an der Schule benannt. Fehlende  Fer-
tigkeiten in der deutschen Sprache wurden und 
werden als eine der wesentlichsten Ursachen für 
Schulprobleme und Schulversagen angeführt und 
auf den Muttersprachgebrauch in der Migrations-
familie zurückgeführt. Außerdem wurden und 
werden die fehlende Zusammenarbeit zwischen 
dem Elternhaus und der Schule sowie diskrepante 
Vorstellungen zwischen deutscher Schule und 
Migrationsfamilien thematisiert. So verwundert 
nicht, dass sowohl im wissenschaftlichen Diskurs 
(teilweise), insbesondere aber in den Meinungen 
der Lehrer und Lehrerinnen (häufi ger) den Fami-
lien kulturbedingt unpassende Auffassungen von 
dem Verhältnis der Familie und der Schule unter-
stellt werden (Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 
77). Befragungen bei Lehrern und Lehrerinnen 
fördern Einstellungen zutage, denen zufolge El-
tern mit Migrationshintergrund nicht genügend 
zu einer Unterstützung ihrer Kinder durch eine 
Zusammenarbeit mit der Schule bereit seien. Ins-
besondere, was die Bildung ihrer Töchter anbe-
langt, wird den Migrationsfamilien wenig Enga-
gement unterstellt (siehe hierzu Baumert et al. 
2000: 288). Nach manchen Äußerungen von 
 Pädagogen und Pädagoginnen, aber auch nach 
Aussagen in wissenschaftlichen Studien, wird 
 diese Interpretation nahe gelegt, wenn betont 
wird, dass die Probleme der Kinder und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund aus den an-
regungsarmen häuslichen Milieus entstehen, ob-
wohl sich das gesamte Bildungssystem und die in 
ihm Handelnden „alle erdenkliche Mühe“ zur 
Förderung gäben. Von Seiten der Lehrer und Leh-
rerinnen wird eine gewisse Förderresistenz der 
Zugewanderten unterstellt, ein Unwillen seitens 

der Familie, die Notwendigkeit ihrer Mitwirkung 
bei der Gestaltung der Bildungskarriere ihrer 
 Kinder einzusehen. Eine solche Grundhaltung 
wird in Befragungen von Grundschullehrern und 
-lehrerinnen, bei Lehrern und Lehrerinnen ver-
schiedener Schulstufen, aber auch bei Lehramts-
referendarinnen und -referendaren (so bei Weber 
2003: 123 belegt für die Deutungen von Lehrern 
und Lehrerinnen; bei Fürstenau 2009: 62 für 
Schulleiterinnen und Schulleiter in der Grund-
schule). Migrationseltern haben sich im Alltag 
mit diesen Bildern auseinanderzusetzen.

Bei der Diskussion der Hindernisse im Bil-
dungssystem und der in ihm tätigen Personen 
soll der notwendige Anteil, den Eltern an der Bil-
dung ihrer Kinder haben, keineswegs unberück-
sichtigt bleiben. Migrationseltern müssen mehr 
und Richtigeres für ihre Kinder tun als es teil weise 
heute der Fall ist. Sie bedürfen aber adäquater Un-
terstützungen und dürfen nicht durch negative 
Zuschreibungen entmutigt werden. 

6.2 Abwertung der Erziehungsziele der   
 Migrationsfamilien  

Es ist offensichtlich, dass die vorne angeführten 
 Erziehungsziele, wie Bildungsorientierung und 
Erziehung zur Mehrsprachigkeit, den Migrations-
eltern abgesprochen oder als nicht bedeutsam 
oder realisierbar bewertet werden. Andere wie 
 Familialismus, Religiosität, eine traditionelle 
 Sexualmoral oder Geschlechtertrennung werden 
als unbedeutend oder sogar als hinderlich für 
eine wie auch immer verstandene Integration 
 bewertet. 

In Ländern, in denen wie in Deutschland 
 Individualisierung als Merkmal von Moderne 
verstanden wird, erfahren z. B. familialistische 
Orientierungen eine Abwertung. Es wird geltend 
gemacht, dass (deutsche) Werte wie persönliche 
Autonomie, Selbstverwirklichung, Gleichberech-
tigung und Emanzipation den Werten der Mi-
grationsfamilien wie Einordnung in die fami-
liären Interessen und Traditionen überlegen sei-
en. Die Beibehaltung der traditionellen Werte 
wird dann als der Integration der Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund hinderlich angese-
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hen. Familialismus wird weder als protektiver 
Faktor noch als Grund für psychische Stabilisie-
rung eingestuft. Auch der Umgang mit dem weib-
lichen Körper wird im öffentlichen Raum – in der 
Schule ebenso wie in der Jugendarbeit – als Aus-
druck unterschiedlicher Vorstellungen über Ge-
schlechterrollen und kulturelle Werte wahrge-
nommen. Die Weigerung eines Teils der Mädchen 
muslimischer oder baptistischer/mennonitischer 
Religionszugehörigkeit am koedukativen Sport- 
und Schwimmunterricht sowie an Klassenfahrten 
teilzunehmen und die Abwehr gegenüber den in 
Schulen verwendeten Formen der Sexualerzie-
hung als auch das Tragen eines Kopftuches von 
muslimischen Schülerinnen werden als konfl ik-
treich angesehen. Körperbewusstsein und Ge-
schlechtlichkeit von Mädchen und jungen Frau-
en mit Migrationshintergrund ist daher nicht 
zufällig ein Thema, das unterschwellig im öffent-
lichen Bewusstsein der Mehrheitsgesellschaft  mit 
Vorstellungen von „schwieriger“ Integration ver-
bunden ist, weil die akzeptierten Normen der 
Mehrheitsgesellschaft durch andere körperkultu-
relle Ausdrucksformen in Frage gestellt zu sein 
scheinen. Die Migrationseltern, die diese Werte 
vertreten, fühlen sich bestenfalls nicht verstan-
den und nicht akzeptiert, häufi ger aber in ihren 
kulturellen oder religiös bedingten Orientierun-
gen abgewertet.

Besonders schwierig ist der öffentliche Um-
gang mit dem Wunsch der Eltern, ihre Kinder 
zwei(mehr)sprachig aufwachsen zu lassen und 
insbesondere die Muttersprache(n) zu erhalten. 
Das Personal in den Bildungseinrichtungen, die 
Nachbarn in den Städten oder Landkreisen, ha-
ben sich bis heute nicht mit der Anwesenheit 
zwei- und mehrsprachiger Kinder und Jugend-
licher arrangiert. Immer noch wird der Gebrauch 
der Mutter- oder Familiensprache tendenziell ne-
gativ, als Belastung für das Kind und als Störung 
beim Lernen der deutschen Sprache eingestuft. 
Den Eltern wird dann abgesprochen, dass ihr Bil-
dungsziel Zwei(Mehr)sprachigkeit legitim und 
dem Aufwachsen des Kindes förderlich ist. 

Im pädagogischen Alltag folgen sehr schnell 
auf die Feststellung von Sprachmängeln der Kin-
der im Deutschen Forderungen derart, dass die 
Eltern mit ihren Kindern Deutsch sprechen sol-
len. Diese Forderung wird nicht auf die Familien 
beschränkt, in denen mindestens ein Elternteil 
die deutsche Sprache im Verstehen und im Spre-
chen so beherrscht, dass er sie den Kindern im 
Familiengespräch vermitteln kann. Die RAM-Un-
tersuchungen, die allerdings die wahrscheinlich 
deutschsprachig kompetentere Gruppe von Per-
sonen mit Migrationshintergrund und deutscher 
Staatsangehörigkeit nicht berücksichtigt und da-
her gerade für Nationalitätengruppen mit hoher 
Einbürgerungsquote verzerrte Ergebnisse bringt, 
zeigt, dass über 40 Prozent der türkischen, 20 Pro-
zent bis 30 Prozent der Einwanderer und Ein-
wanderinnen mit (ex)jugoslawischer, italieni-
scher, griechischer und polnischer Staatsangehö-
rigkeit diese Voraussetzungen nicht erfüllen. 
Nach der Einschätzung von Interviewern und In-
terviewerinnen sprechen ca. ein Drittel der tür-
kischen Frauen nur schlecht oder sehr schlecht 
Deutsch (Haug 2008: 26f.). Auch von den heu-
tigen Müttern und Vätern beherrscht ein Teil die 
deutsche Sprache nicht in dem Maße, dass die 
Kinder im familiären Kontext Deutsch lernen 
könnten. Das Bestreben, Migrationseltern für die 
Vermittlung der deutschen Sprache zuständig zu 
sehen, wird bei einem Teil der Familien den tat-
sächlichen Gegebenheiten nicht gerecht. So wird 
den Migrationsfamilien zu Unrecht die Schuld 
oder zu mindestens die Verantwortung für die 
(deutsch)sprachigen Defi zite ihrer Kinder zuge-
wiesen. 

Auch die anderen Erziehungsziele, wie sie in 
einem Teil der Migrationsfamilien vertreten und 
für wichtig erachtet werden, fi nden in der öffent-
lichen Diskussion keine Würdigung. Religiosität 
wird sowohl bei muslimischen als auch bei evan-
gelikalen Familien eher als der Integration hin-
derlich eingeordnet, wenn sie nicht sogar in Ver-
bindung mit fundamentalistischen Einstellungen 
gebracht wird. In allen Wertbereichen, die Migra-
tionsfamilien häufi ger und eventuell in spezifi -
scher Weise vertreten, fi nden sie keine oder kaum 
Anerkennung der einheimisch deutschen Seite. 
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6.3  Nöte der Eltern und die Unterver-
 sorgung bei Hilfen zur Erziehung 

Auch im Bereich der Erziehung außerhalb der Bil-
dungseinrichtungen fühlen sich die Eltern allein-
gelassen. In Deutschland steht ein umfangreiches 
Instrumentarium für Unterstützungen im Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen zur Ver-
fügung. Familien, die Probleme beim Aufwachsen 
und in der Erziehung ihrer Kinder erfahren, kön-
nen in einer Vielfalt von Stellen für Prävention 
oder Beratung um Hilfen nachfragen. Dennoch 
fehlt vielen Migrationsfamilien in der alltägli-
chen Erziehungsarbeit aber auch in allen Krisen-
situationen fachkundige Hilfe.

Migrationskinder und -familien werden von 
den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe nicht 
hinreichend erreicht. Seit Jahren wird durch die 
Inanspruchnahmestatistiken ihre Unterrepräsen-
tation in allen Formen der Beratung und Hilfen 
belegt. Dieses ist für die Jugendverbandsarbeit 
(nicht für die offene Jugendarbeit) insbesondere 
in Bezug auf die Gruppe der Mädchen ebenso 
 belegt wie für die Jugendsozialarbeit als auch für 
die Hilfen zur Erziehung. Nachgewiesen ist auch 
die geringere Inanspruchnahme in vielen Berei-
chen der Kinder- und Jugendhilfe wie in der Er-
ziehungsberatung, bei der Hilfe in familiären oder 
persönlichen Problemlagen, in der sozialpädago-
gischen Familienhilfe sowie in Hilfen zur Erzie-
hung außerhalb des Elternhauses. Dasselbe gilt 
für alle Formen der Trennungs- und Scheidungs-
beratung oder -mediation. Aber auch niedrig-
schwellige Unterstützung geht an Migrationsfa-
milien (wie wahrscheinlich auch an Familien un-
terer sozialer Schichten) vorbei. Manches spricht 
dafür, dass z. B. Förderungen im Kindesalter, wie 
Ergotherapie und Logopädie, selten von Migra-
tionsfamilien in  Anspruch genommen werden. 
Während sich Mittelschichteltern bei Auffällig-
keit ihres Kindes um kompensatorische Maßnah-
men bemühen, registrieren Migrationsfamilien 
Entwicklungsrückstände seltener und fordern 
noch seltener Hilfe ein. Selbst bei einem behin-
derten oder von Behinderung bedrohten Kind 
wird das Hilfesystem nicht erfolgreich aktiviert.

Neben den sozialen Diensten, die sich an die 
Gesamtbevölkerung richten, gibt es für die Ein-
wanderergruppen spezifi sche Migrationsdienste. 
Dieses sind Sondereinrichtungen für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund oder für Migrations-
familien, wie kommunale Einrichtungen mit 
Aufgaben der Migrantenbetreuung oder der in-
terkulturellen Arbeit bzw. der multikulturellen 
Stadtentwicklung. Am wichtigsten sind die Ju-
gendmigrationsdienste. Nun könnte vermutet 
werden, dass die Inanspruchnahmedefi zite durch 
Beratungsmöglichkeiten der spezifi schen Migra-
tionsdienste ausgeglichen würden. Wenige Un-
tersuchungsdaten und Praxiskenntnisse sprechen 
aber eher dafür, dass die Migrationsangehörigen 
auch durch diese nicht im notwendigen Maße 
 erreicht werden.

Begründet wird die Distanz gegenüber der 
Beratung mit der Inanspruchnahmebarriere, die 
wiederum zurückgeführt wird auf die Distanz ge-
genüber deutschen Beratungseinrichtungen all-
gemein, auf das in allen Bereichen nachzuweisen-
de schwierige Verhältnis der Migrationsfamilien 
zu deutschen Ämtern und auf das Misstrauen der 
Minderheitenangehörigen gegenüber den Reprä-
sentanten und Repräsentantinnen der Mehrheits-
gesellschaft. Hinzu kommen Sprachbarrieren und 
Reserven, sich gegenüber dem überwiegend 
deutschsprachigen Personal zu öffnen und sich 
ihm anzuvertrauen sowie mangelndes Vertrauen 
in die interkulturellen Kompetenzen des Perso-
nals und Schwierigkeiten im Umgang mit einem 
segmentierten, nicht ganzheitlichen Problem-
lösungsansatz (z. B. in einer isolierten psycholo-
gischen Beratung).  Dieses sind Faktoren, die die 
Migrationsfamilien abhalten, eine Beratung auf-
zusuchen. Ebenso wichtig ist wahrscheinlich, 
dass viele Facetten des Beratungssystems nicht 
gekannt werden und vor allem, dass aus familiä-
ren Problemen resultierende Schwierigkeiten 
nicht nach außen getragen werden sollen (so 
Boos-Nünning/Karakaşoğlu 2006: 452f.).

Die Sichtweise, die die Barrieren in den Mi-
grationsfamilien in den Mittelpunkt stellt, ist 
eine übliche und häufi ge. Erst in neuerer Zeit und 
eher zögerlich werden auch die Mängel des Hilfe-
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systems angesprochen. Dessen Formen von Be-
treuung werden den spezifi schen Bedürfnissen 
von Migrationsfamilien nicht gerecht: Die auf 
deutsche Ratsuchende ausgerichteten Beratungs-
stellen verfügen weder über genügend Personal 
aus den Herkunftskulturen noch über deutsche 
Berater und Beraterinnen mit Kenntnissen in der 
Sprache und in der Kultur der Eingewanderten. 
Eltern mit Migrationshintergrund fi nden selten 
Ansprechpartner und -partnerinnen für ihre An-
liegen und meiden auch deswegen die Einrich-
tungen. Die speziellen Einrichtungen für Migran-
ten haben zwar muttersprachliche Sozialbetreuer 
und -betreuerinnen eingestellt, diese verfügen 
 jedoch nicht über spezielle Kenntnisse in den 
 Bereichen, in denen die Familien Rat und Hilfe 
suchen. Sie sind vielmehr für ein großes Spek-
trum an Fragen und Problemen von Eingewan-
derten und ihren Familien zuständig, vom Aus-
länderrecht über Arbeits- und Mietrecht sowie 
Fragen zu sozialer Sicherung bis hin zu Schul- 
und Erziehungsfragen. Nur in wenigen Städten 
gibt es Angebote für Migrationsfamilien mit dem 
notwendigen spezialisierten Personal, das über 
spezifi sche Sprach- und Kulturkenntnisse ver-
fügt. 

Migrationsfamilien suchen daher spezifi sche 
Lösungswege und Hilfen, wie an einem Beispiel 
verdeutlicht werden soll. Erleben junge Frauen 
mit Migrationshintergrund gewalttätige Über-
griffe in der Familie, so ist größtenteils weder das 
Frauen- oder Mädchenhaus noch die Online- 
 Beratung oder der Jugendmigrationsdienst An-
laufstelle, vielmehr stellen Gespräche über Ge-
walterfahrungen mit Freundinnen oder mit Ver-
trauens- und Bezugspersonen eine Hilfe dar. 
 Sprechen verschafft dem Mädchen zum einen 
eine psychischen Entlastung, zum anderen kann 
es durch die „persönliche Stärkung“, die es in 
 Gesprächen erfährt, seine Grenzen innerhalb der 
Familie besser ziehen und sich dadurch besser 
 gegen Übergriffe schützen. In früheren Berichten 
(so Köse 1995: 118f.) wird die Möglichkeit von 
Kindern und Jugendlichen aus Familien mit (tür-
kischem) Migrationshintergrund genannt, zu 
Verwandten zu fl üchten, um familiären Kon-
fl ikten vorübergehend zu entgehen. Dass diese 

Möglichkeit der Konfl iktlösung noch heute be-
steht, kann bezweifelt werden. Zwar wird auch 
ein Mädchen in seinem näheren Familienumfeld 
Vertrauenspersonen – in der Regel eine Frau – fi n-
den, bei der sie ihr „Herz“ ausschütten und 
„Trost“ fi nden kann. Wenn es sich bei dem Kon-
fl ikt allerdings um eine Gewaltproblematik han-
delt, sei es nach Normverstößen oder als will-
kürlicher Akt, werden sich diese Vertrauensper-
sonen mit einer aktiven Unterstützung, wie etwa 
einer vorübergehenden Unterkunft, zurückhal-
ten. Mädchen, die selbst oder mit Hilfe von Ver-
trauenspersonen oder auch aus einer akuten 
 Situation heraus einen Schutz in Zufl uchtsstätten 
fi nden, sind nicht unter 16 oder 17 Jahren alt. 
 Daher liegt das durchschnittliche Alter der Mäd-
chen mit Migrationshintergrund in Zufl uchts-
stätten über dem der deutschen Mädchen (vgl. 
Finkel 1998: 397). Begründet wird das höhere 
 Alter damit, dass sich erst Mädchen dieser Alters-
gruppe ein Leben ohne Familien vorstellen kön-
nen. 50 bis 80 Prozent der Mädchen gehen später 
wieder ins Elternhaus zurück. Bei starker Sank-
tionierung, bei zu harten Einschränkungen, bei 
massiven Gewalterfahrungen und auch bei sexu-
ellen Übergriffen ist „schnelles Heiraten“ ein 
 Mittel, um solchen Situationen zu entgehen. 

Letzteres macht die Problematik des Aufent-
haltes außerhalb der Familie etwa in einem Heim 
deutlich: die Erfahrung von Unverständnis sei-
tens der Fachkräfte, deren Ignoranz gegenüber 
den Stärken der Migrationsfamilien sowie das 
Fehlen einer interkulturellen Sichtweise und in-
terkultureller Kompetenzen oder allgemeiner die 
Distanz zwischen dem Jugendamt auf der einen 
und den betroffenen Jugendlichen und ihrer 
 Familien auf der anderen Seite. Die Fachkräfte 
brauchen sich mit der Außenwelt der Jugend-
lichen, insoweit sie die Migrationsfamilie und 
die erweiterte Familie aber auch insoweit sie die 
ethnische Gemeinschaft betrifft, nicht ausein-
anderzusetzen. Bei den Kindern und Jugend-
lichen kann innerhalb des Heimes die „ethni-
sche“ Komponente der Persönlichkeit ausgeklam-
mert bleiben und sie können im Heimkontext 
weitestgehend als „normale“ Kinder und Jugend-
liche behandelt werden. Das „Andere“, die an-
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dere „Kultur“, andere Welten und Orientierun-
gen, repräsentiert durch die Migrationseltern, ma-
chen sich ohne intensive Zusammenarbeit von 
Heim und Familie nur selten bemerkbar. Treffen 
sie jedoch zusammen, werden sie als  wechselsei-
tig extrem fremd empfunden. Ansonsten stößt 
das Heim und das Fachpersonal, wenn sie den 
Migrationshintergrund nicht beachten, nicht 
notwendigerweise an die Grenzen ihrer Hand-
lungskompetenz. Dieses gilt wahrscheinlich ins-
besondere, solange die Zahl der Heimbewohner 
und -bewohnerinnen mit Migrationshintergrund 
zahlenmäßig gering ist und sie nach ethnischer 
Herkunft streuen. Außerdem entgehen Fachkräf-
te nicht immer der Gefahr, vorschnell die in der 
wissenschaftlichen Diskussion kritisch diskutier-
te „Kulturkonfl ikttheorie“ anzunehmen. Sie füh-
ren Probleme der Kinder und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund auf Unterschiede in den 

Werten und Normen der deutschen Gesellschaft 
auf der einen und in den Migrationsfamilien auf 
der anderen Seite zurück. Noch vereinfachender 
werden für Konfl ikte (insbesondere von jungen 
Frauen) unterschiedliche Anforderungen der 
deutschen und der muslimischen Kultur (so 
Kirchhart 2008: 67) verantwortlich gemacht. Die 
jungen Frauen verlassen die Einrichtung und 
kehren in das Elternhaus zurück, manches Mal 
ohne dass sich ihre Situation verbessert hat. Auch 
die Eltern erfahren die notwendige Hilfe nicht.

Migrationsfamilien fi nden demnach in allen 
Krisensituationen nicht die notwendige Beratung 
und Unterstützung in den Einrichtungen und Be-
ratungsstellen, ja selbst nicht in den Heimen, 
weil das Hilfesystem nicht auf die veränderte 
multi-ethnische Wirklichkeit ausgerichtet ist und 
sie zudem nach vielen Enttäuschungen das Ver-
trauen teilweise verloren haben.
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Migrationseltern mit einem von Behinderung be-
drohten oder behinderten Kind, Mütter, die 
wahrnehmen, dass die Arbeitslosigkeit des Vaters 
sich in Gewalt niederschlagen könnte, Eltern, die 
sich und ihr Kind von einer Überweisung an eine 
Sonderschule für Lernbehinderte bedroht fühlen, 
die sich von der ihnen von der Schule zugewie -
senen Aufgabe der Hausaufgabenhilfe oder des 
Vor- und Nachlernens des Schulstoffes überfor-
dert sehen, die wünschen, dass ihr Kind zwei-
(mehr)sprachig aufwächst und durch die Vielzahl 
der geäußerten Auffassungen verunsichert sind, 
suchen und brauchen eine Anlaufstelle, die mit 
ihnen zusammen Lösungen erarbeitet. Sie suchen 
Beratungs- und Unterstützungskompetenz. 

Wie schon seit 30 Jahren gibt es in Einzel-
fällen praktische Barrieren und strategische Feh-
ler in der Organisation der Zusammenarbeit mit 
Eltern mit Migrationshintergrund. Es werden 
Kommunikationsformen zur Kontaktaufnahme 
gewählt, die bei den Eltern nicht ankommen, wie 
z. B. zweisprachige Flyer, bei der Wahl von Raum 
und Zeit wird zu wenig Rücksicht auf die Lebens-
bedingungen und die Bedürfnisse der Eltern ge-
nommen. Die Gestaltung des Treffens (thema-
tischer Schwerpunkt, Zusammensetzung der Ge-
sprächsgruppe, ethnisch und sprachlich) wirkt 
auf die Eltern wenig motivierend. Für alle diese 
Fragen lassen sich praktische Hinweise geben und 
nachlesen (so z. B. Boos-Nünning u. a. 2008: 202-
208). Die Auseinandersetzung mit solchen Fragen 
mag dem Pädagogen oder der Pädagogin Sicher-
heit bieten, und natürlich müssen diese Punkte 
befriedigend gelöst werden, aber letztlich sind 
drei Bereiche von Bedeutung: 
– die Verringerung der Barrieren in Erziehungs- 

und Bildungseinrichtungen, die eine Zusam-
menarbeit verhindern durch Formen der inter-
kulturellen Öffnung; 

– die Entwicklung von Formen der Kooperation, 
die Migrationseltern so einbeziehen, dass sie 
den Wunsch der Einrichtung oder der Mitwir-
kenden nach Zusammenarbeit aufnehmen 
und diese verstetigen wollen. Dieses geschieht 
durch die Stärkung der Erziehungskompetenz 
und der Unterstützungsfähigkeit der Eltern im 
Bildungsprozess der Kinder;

– die Stärkung der Migrantenorganisationen in 
der Kinder-, Jugend- und Bildungsarbeit und 
zusätzlich in der Elternbildung und Eltern-
partizipation, da diese den Eltern deutlich nä-
her stehen als deutsche Einrichtungen.

7.1  Interkulturelle Öffnung – aber richtig

Viele Einrichtungen wollen sich heute interkul-
turell öffnen. Dieses mag auch damit zusammen-
hängen, dass die Konsequenzen der Wandlung 
der Stadtgesellschaft in eine multiethnische und 
die Verringerung der Zahl der einheimisch deut-
schen Familien für die eigene Einrichtung (die 
Kita, die Schule, den Jugendverband, die Bera-
tungseinrichtung) immer stärker erkannt werden. 
In vielen Fällen geschieht die interkulturelle Öff-
nung nur halbherzig. Es soll daher beschrieben 
werden, wie sich eine Einrichtung geändert ha-
ben muss, wenn sie den Kriterien einer inter-
kulturellen Öffnung entsprechen soll.

Das pädagogische Personal, das die interkul-
turelle Öffnung vorantreibt, hat den Defi zitblick 
überwunden: Es bewertet den Einsatz der Familie 
für die Erziehung und Bildung als förderlich und 
ihren Anteil als wesentlich. Es überwindet die Bil-
der, die in Untersuchungen aufscheinen, und die 
auf negative Eigenschaften und Kompetenzen 
der Kinder und Jugendliche hinweisen wie feh-
lende oder (zu) geringe deutsche Sprachkennt-

7. Migrationsfamilien als Partner gewinnen – alte Fragen und neue  
 Antworten
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nisse, zu niedrige oder keine Schulabschlüsse, da-
raus resultierende mangelnde kognitive Fähigkei-
ten oder ganz einfach abstrakt und undifferen-
ziert eine unzureichende Integration in die 
deutsche Gesellschaft. Vielmehr wird die Leistung 
des zwei(mehr)sprachigen Aufwachsens, die Ent-
wicklung interkultureller Kompetenzen und die 
Ausbildung einer hybriden Persönlichkeit (Hand-
lungskompetenz in mehreren Kulturen oder Sub-
kulturen) in den Mittelpunkt gestellt. Bei Migra-
tionseltern wird das Interesse an der Bildung des 
Kindes, die Familienbindung und die anderen 
oben diskutierten Werte als dem Leben in 
Deutschland und dem Aufwachsen in einer mul-
tiethnischen Gesellschaft als förderlich bewertet. 

Kinder und Jugendliche sowie Migrations-
familien werden in der Vielfalt und Differenziert-
heit wahrgenommen, die sie heute aufweisen, 
und die Pädagogen und Pädagoginnen unterzie-
hen sich der Mühe, sich auf einzelne ethnische, 
nationale oder religiöse Gruppen ernsthaft ein-
zulassen, in dem sie sich über deren Lebenssi-
tuation hier in Deutschland, über ihre Sozialisa-
tion in einer Migrationsfamilie und über ihre 
 Fähigkeiten und Orientierungen informieren und 
das große Spektrum berücksichtigen, das selbst 
innerhalb einer ethnischen Gruppe vorhanden 
sein kann. 

Für Mängel wie größere Anteile an Bildungs-
versagern oder an Familien, die Hilfen (z. B. in der 
gesundheitlichen Vorsorge für die Kinder, bei Er-
ziehungsproblemen) nicht in Anspruch nehmen, 
werden dann nicht vorschnell und ausschließlich 
die Lebensbedingungen, das familiäre Umfeld 
und die Einstellungen der Migranten verantwort-
lich gemacht. Vielmehr wird das Versagen der 
 Institutionen, z. B. die Selektivität des Schulsys-
tems, die Diskriminierung beim Übergang in die 
weiterführende Schule, die für Migrationsfami-
lien unzureichenden oder falschen Ansätze der 
Kinder- und Jugendhilfe und Unzulänglichkeiten 
der in ihr tätigen Personen, registriert.

Eine interkulturelle Öffnung der Einrichtung 
wird zudem nicht mit Angeboten für junge Men-
schen mit Migrationshintergrund oder für Mi-
grationsfamilien gleichgesetzt, auch dann nicht, 
wenn für die Klientel mit Migrationshintergrund 
eine derselben Ethnie angehörende pädagogische 

Kraft eingestellt wird. Die Arbeit dieser Fachkraft 
bleibt nicht auf die Migrationsgruppe beschränkt, 
sondern sie wird für fähig erachtet, professionell 
mit einheimisch deutschen Kindern, Jugendli-
chen oder Familien zu arbeiten. Die Fachkräfte 
mit Migrationshintergrund werden eingestellt, 
weil die interkulturelle Öffnung ohne sie nicht 
leistbar ist und weil sie ihr Wissen und ihre Fä-
higkeiten in die Einrichtung insgesamt einbrin-
gen können und sollen. 

Das paternalistische Denken und Handeln 
wird überwunden. Die Eltern und die Migranten-
organisationen werden nicht zu Sitzungen einge-
laden, sie bekommen keine Räume zur Verfügung 
gestellt, sie werden nicht unterstützt. Vielmehr 
werden die Sitzungen gemeinsam gestaltet und 
durchgeführt, Räume und Ressourcen gehören 
auch den Migrantenorganisationen und die Un-
terstützung erfolgt wechselseitig. Kurz gesagt: 
Es handelt sich um eine Kommunikation oder 
Zusammenarbeit auf Augenhöhe.

Die interkulturelle Öffnung verlangt über 
eine Kommunikation auf Augenhöhe hinaus, 
dass den Werten der Familien mit Respekt be-
gegnet wird, auch dem Familialismus und der Re-
ligiosität und der Geschlechtertrennung, aber 
auch dass der Wandel in den Orientierungen von 
den Großmüttern und Großvätern zu den Müttern 
und Vätern und nunmehr zu den Enkelinnen und 
Enkeln wahrgenommen und geschätzt wird.

Für eine Zusammenarbeit mit Migrations-
familien im Rahmen einer interkulturellen Öff-
nung gilt dann:
– Die Zusammenarbeit mit Eltern knüpft an den 

Potenzialen an, über die Migrationseltern im 
Hinblick auf die Sozialisation und Erziehung 
ihrer Kinder verfügen. Es wird nicht dem An-
satz in vielen Darstellungen gefolgt, dass die 
Migrationsfamilie aufgrund ihrer rechtlichen 
und sozialen Unterprivilegierung  den ihr zu-
gewiesenen Aufgaben, den Kindern in der Aus-
einandersetzung mit der deutschen Gesell-
schaft und bei der Integration zu helfen, nicht 
gerecht werden kann. Betont wird die Soziali-
sationskapazität der Eltern und deren Stärke 
bei der Identitätsentwicklung der Kinder.

– Kinder mit Migrationshintergrund werden 
nicht aufgrund ihrer Herkunft als defi zitär be-
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trachtet, sondern sie werden als Personen 
wahrgenommen, die Fähigkeiten entwickeln 
können, zu denen die einsprachig und mono-
kulturell aufgewachsenen (deutschen) Kinder 
weniger leicht Zugang fi nden: die Fähigkeit des 
Umgangs mit mindestens zwei Sprachen; die 
Fertigkeit, zwischen zwei oder mehr Kulturen 
zu vermitteln; Kompetenzen, mit Menschen 
umzugehen, die unterschiedliche soziale und 
kulturelle Hintergründe besitzen; das Verfügen 
über Strategien, zwischen mehreren Kulturen 
zu vermitteln und zwischen ihnen die eigene 
Identität auszubalancieren.

– Die alltägliche Zusammenarbeit wird von dem 
Gedanken bestimmt, dass es um das Ringen 
um die gemeinsame multiethnische Stadt-
gesellschaft und nicht um die Integration der 
Migrationsfamilien geht. 

– Das Thema der Diskriminierung von jungen 
Menschen mit Migrationshintergrund in den 
Bildungseinrichtungen sowie der alltägliche 
Rassismus, der in vielen Lebenssituationen 
vorkommt oder wahrgenommen wird, wird of-
fen angesprochen und nicht tabuisiert. Eine 
Untersuchung zu Rassismuserfahrungen in der 
Jugendhilfe ermittelt, dass die interviewten 
 Jugendlichen mit Migrationshintergrund von 
Ergebnissen berichten, nach denen sie als 
 „anders“, „fremd“ und „nicht dazugehörig“ 
defi niert werden. Einige haben rassistische 
 körperliche Angriffe, nahezu alle Beleidigun-
gen erlebt. Manche erfahren institutionellen 
Rassismus im Umgang mit Behörden und der 
Polizei. Mit den Mitarbeitern und Mitarbei-
terinnen in der ambulanten Jugendhilfe spre-
chen sie darüber nicht (Melter 2006: 297). Die 
von den Fachkräften vorgenommene Tren-
nung zwischen „Deutschen“ und „Ausländern 
und Ausländerinnen“ sowie „zwischen inte-
grationswilligen und kooperativen, sich an die 
Regeln in Deutschland haltenden und die 
deutsche Sprache lernenden – guten Auslän-
derinnen und Ausländer“ auf der einen Seite 
sowie kriminellen, nicht integrationswilligen, 
sich separierenden, nicht Deutsch lernenden 
„bösen Ausländerinnen und Ausländer“ auf 
der anderen Seite verhindert die Kommuni-
kation über rassistische Erfahrungen auch 

dann, wenn die Jugendlichen in die Kategorie 
„gute Ausländer und Ausländerinnen“ einge-
ordnet werden. Sie wehren solche Themen ab. 
Melter (2006: 311) bezeichnet die Abwehrhal-
tung der Pädagogen und Pädagoginnen, sich 
mit dem Thema Rassismus auseinanderzu-
setzen, die Bagatellisierung und Infragestellung 
berichteter Rassismuserfahrungen sowie ihre 
Interpretation einer unangemessenen Instru-
mentalisierung von Rassismusvorwürfen als 
sekundären Rassismus. In der Zusammenarbeit 
mit Eltern muss ein Klima erzeugt werden, in 
dem Erfahrungen mit Diskriminierung und 
Rassismus thematisiert werden können. 

7.2  Stärkung der Erziehungs- und 
 Bildungskompetenz der Familien

Eltern mit Migrationshintergrund kämpfen viel-
fach um den Bildungs- und Ausbildungserfolg ih-
rer Söhne und Töchter und sind gleichzeitig von 
Unsicherheiten und Ängsten bestimmt. Sie neh-
men wahr, dass ihre Kinder vielfach gegenüber 
einheimisch deutschen Jugendlichen zurückste-
hen, dass diese verschiedene Formen der Diskri-
minierung erfahren und erleben. Sie spüren die 
Stimmung in Deutschland, die sich vor allem 
 gegen diejenigen richtet, die selbst oder deren 
 Eltern oder Großeltern aus der Türkei oder aus 
arabischen Staaten eingewandert sind. Sie erfah-
ren den Anpassungsdruck, der auf ihren Kindern 
lastet und haben Sorge, dass sich diese von ih-
nen, ihrer Familie und ihren Wurzeln entfrem-
den. Ein Teil von ihnen will und kann den Anfor-
derungen, die wiederum ein Teil der einheimisch 
deutschen Bevölkerung an sie richtet, vermittelt 
durch die Medien und Leserbriefe, vor allem im 
Internet, nicht nachkommen. Ein Teil könnte   
es, wenn ihnen vermittelt würde, was die Bil-
dungseinrichtungen von ihnen erwarten und wie 
sie die Erwartungen erfüllen können. Es mangelt 
den Eltern zudem an Informationen und an 
 einem Zugang zu konkreten Hilfen. Ihre Unter-
stützungsmöglichkeiten für Kinder sind oftmals 
sehr begrenzt und reduzieren sich auf Ermah-
nungen, Lob und die Erzeugung eines (zu) gro-
ßen Erwartungsdruckes. Eingewanderte Eltern 
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sind in vielen Fällen nicht soweit mit den An-
forderungen des deutschen Schulsystems ver-
traut, so dass sie die von diesen erwarteten Hilfe-
leistungen (z. B. Unterstützung bei den Hausauf-
gaben, außerschulische Sozialisation durch Teil-
nahme an Kursen, Veranlassung zum Lesen) nur 
schwer gewährleisten können.

Dazu ein Beispiel: Eine neuere Untersuchung 
belegt, dass sich bei Kindern nicht-deutscher Her-
kunftssprache im Vergleich zu Kindern deutscher 
Herkunftssprache in den mündlichen Sprachleis-
tungen weder bei Texten mit alltagsbezogenen 
Inhalten noch bei Texten mit schulbezogenen 
 Inhalten ein größerer Leistungsnachteil ergibt 
(Eckhardt 2008: 129ff.). Wohl aber besteht ein 
Leistungsnachteil in den schriftlichen Sprach-
leistungen und hier insbesondere in den Texten 
mit schulbezogenen Inhalten. Allerdings ver-
schwindet der Unterschied unter Kontrolle des 
sozio-ökonomischen Status. Hürden beim Erwerb 
der schulbezogenen Sprache sind nicht primär 
auf den Sprachhintergrund der Kinder, sondern 
auf die soziale Herkunft der Familie zurückzu-
führen und stehen insbesondere mit den kom-
munikativen Praktiken in den Familien im Zu-
sammenhang.

Eltern können und müssen Kommunika-
tionspraktiken anwenden, die den Sprachenlern-
prozess ihrer Kinder fördern. Dazu bedarf es aber 
zunächst und vordringlich einer Umorientierung 
der Bildungseinrichtungen. Es ist nicht förder-
lich, den Migrationsfamilien die Schuld oder zu 
mindestens die Verantwortung für die (deutsch)
sprachigen Defi zite ihrer Kinder zuzuweisen, son-
dern es muss gelingen, ihre Rolle im Sprachen-
lernprozess der Kinder neu zu bestimmen. Sie 
müssen von Anfang an einbezogen werden. Die-
ses neue Verständnis, diskutiert im Fachdiskurs  
aber kaum öffentlich vertreten, geht davon aus,
– dass Sprachförderung als „durchgängige 

Sprachbildung“, aufbauend auf der Familien-
sprache und den bei Eintritt in das Bildungs-
system vorhandenen meistens zweisprachigen 
Kompetenzen des Kindes, eines spezifi schen 
Förderkonzeptes von Anfang an bedarf (s. Sa-
lem 2010: 8ff.); 

– dass die Migrationsfamilien mit ihren spezifi -
schen Kompetenzen in den Prozess der Ver-

mittlung von Bildungssprachen einbezogen 
werden müssen und dass es Überlegungen 
 bedarf, wie der Gedanke der Sprachenförde-
rungen entweder von Anfang an oder aus den 
Bildungseinrichtungen heraus in die Migra-
tionsfamilien getragen werden kann. Dabei 
kann ein Ansatz zur Verbesserung der deut-
schen Sprachkompetenzen nicht ausreichen, 
sondern es muss die in den Familien praktizier-
te Zwei(Mehr)sprachigkeit berücksichtigt wer-
den; 

– dass die Migrationsfamilien nicht ausschließ-
lich und nicht einmal in erster Linie über den 
in der Familie gepfl egten Sprachengebrauch 
Einfl uss auf den Sprachenlernprozess der Kin-
der nehmen, sondern dass die Grundlagen für 
die Pfl ege und Vermittlung einer emotionalen 
Beziehung zu den Sprachen in der frühkind-
lichen Kommunikation gelegt werden. Die 
Wertschätzung von Zwei(Mehr)sprachigkeit in 
der Gesellschaft und in den Bildungseinrich-
tungen würde es den Eltern erleichtern, ihren 
Wunsch nach zwei(mehr)sprachiger Erziehung 
ihren Kindern so zu vermitteln, dass auch die 
deutsche Sprache emotional angenommen 
wird;

– dass Eltern von der Geburt ihres Kindes an Ge-
spräche brauchen, in denen auf der Grundlage 
der Sprachkompetenzen von Vater und Mutter 
eventuell unter Einbeziehung von Geschwis-
terkonstellationen unter Berücksichtigung ih-
rer Erziehungsziele und -wünsche, der Anteil 
der Familie an der durchgängigen Sprachbil-
dung thematisiert, ausgehandelt und eventuell 
im Laufe der Zeit korrigiert wird.

Das Konzept einer durchgängigen Sprachbildung 
knüpft an Merkmale einer Bildungssprache an, 
die sich (im Vergleich zur Umgangssprache) durch 
spezifi sche lexikalisch-semantische und syntak-
tische Merkmale aber auch durch besondere Stil-
formen auszeichnet (Gogolin 2007: 73ff.). Seine 
Umsetzung ist ausgerichtet auf eine Kooperation 
von Bildungsinstitutionen und der in ihnen täti-
gen Fachkräfte, insbesondere an den Übergängen 
des Bildungssystems, sowie auf eine Kooperation 
mit außerschulischen Akteuren (so Salem 2010: 
12), aber auch auf eine Zusammenarbeit mit den 
Eltern. Die Rolle der Eltern wird aber jedoch nur 
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selten angesprochen. Amirpur (2010: 66) betont 
für den Kita Bereich die Notwendigkeit der Zu-
sammenarbeit zwischen Erzieherinnen/Erziehern 
und Eltern. Letztere müssen in Form einer Bil-
dungspartnerschaft, die die Eltern stärkt aber 
auch fordert, in den Sprachbildungsprozess der 
Kinder einbezogen werden. Sie werden sich enga-
gieren, wenn ihnen vermittelt wird, dass die 
Zwei(Mehr)sprachigkeit der Kinder positiv be-
wertet wird und gefördert werden soll.

Eltern können und wollen aber mehr tun. 
Durch eine bundesweite Studie der Stiftung Lesen 
2007 zum Vorlese-Alltag, in die 250 Familien mit 
türkischem Migrationshintergrund einbezogen 
wurden, wird belegt, dass 21 Prozent der Eltern 
mit Kindern unter drei Jahren nur gelegentlich 
und ebenfalls 21 Prozent gar nicht vorlesen. 
80 Prozent der Eltern lesen ihren Kindern nicht 
regelmäßig vor. Im Kindergartenalter und nach 
der Einschulung nimmt das Vorleseengagement 
der Eltern sogar ab. Die Eltern mit Migrationshin-
tergrund nennen häufi ger als einheimisch deut-
sche Zeitmangel und fehlende Kompetenzen, 
aber vor allem wird betont, dass die Kinder elek-
tronische Medien vorziehen. In dem letzten Ar-
gument bestehen große Unterschiede zwischen 
den beiden Elterngruppen: Elf Prozent der ein-
heimisch deutschen aber 66 Prozent der türki-
schen Migrationseltern mit Kindern im Vor-
schulalter und 23 Prozent bzw. 72 Prozent der 
Eltern von Grundschulkindern sagen, dass ihre 
Kinder Computerspiele vorziehen. 16 Prozent der 
einheimisch deutschen Eltern gegenüber 71 Pro-
zent der türkischen Migrationseltern von Vor-
schul- und 29 Prozent bzw. 76 Prozent von 
Grundschulkindern sagen, dass ihre Kinder lieber 
fernsehen würden. In den Vorlesekulturen der 
 Familien werden Bildungschancen der Kinder ge-
fördert oder ihnen werden Bildungschancen vor-
enthalten. Es gilt die Erziehungs- und Bildungs-
kompetenz der Migrationsfamilien im Bereich 
des Lesens wie auch im Bereich des Umgangs mit 
Medien zu stärken.

Nicht nur im Umgang mit dem zweisprachi-
gen Aufwachsen der Kinder, sondern auch in 

 vielen anderen Bereichen, kann die Erziehungs- 
und Bildungskompetenz der Eltern gestärkt wer-
den. Dieses gilt in der frühkindlichen Erziehung 
in Bezug auf die Themen Erziehungsstile, früh-
kindliche kognitive Förderung, Möglichkeiten 
und Grenzen permissiver Erziehung, Bedeutung 
der Medien in der Familie (Dauer des Medien-
gebrauchs, Sprachwahl, Kommunikation über 
das Gesehene) u. a. m. Viele Projekte setzen hier 
an und sind erfolgreich, aber ihre Auswirkungen 
auf den Schulerfolg sind noch nicht ausreichend 
geprüft. Längst nicht in allen Projekten und in 
allen Studien wird der paternalistische Ansatz 
überwunden. Trotz aller Anstrengungen und ge-
tragen von dem Wunsch, die Bedingungen für 
die Zusammenarbeit zu verbessern, bleiben die 
Vorschläge in diesem Muster: Es würden Infor-
mationen angeboten, Material weitergegeben, 
Qualifi kationschancen verteilt u. a. (so allerdings 
für die Kita Pfaller-Rott 2010: 148). Eltern sind 
unter einer solchen Sichtweise nur schwer als 
 Experten und Expertinnen für die Erziehung und 
Bildung ihrer Kinder wahrzunehmen.

Deutlich schwieriger wird es, die Rolle und 
die Aufgaben der Eltern im Erziehungs- und Bil-
dungsprozess ihrer Kinder im  Verhältnis zu den 
Bildungseinrichtungen zu beschreiben. Sicher 
ist es sinnvoll, dass Übereinkommen mit Eltern 
über Rahmenbedingungen getroffen werden. 
Dazu zählt bei Schulkindern die Sorge um die 
 Arbeitsmittel (von den Büchern über die Hefte 
bis zum gespitzten Bleistift) so wie die Anleitung 
zur Durchführung der Hausaufgaben unter Be-
rücksichtigung des notwendigen Raumes und der 
Zeit. Bei den von den Halbtagsschulen einge-
forderten inhaltlichen Hilfen bei den Hausauf-
gaben wird es für viele Migrationseltern schwie-
rig. Weder sie selbst noch Großeltern sind  fachlich 
kompetent, die nicht verstandene Mathe matik-
aufgabe oder (im Gymnasium) die französische 
Grammatik zu erklären oder zu vertiefen. Eltern 
sind auf außerfamiliäre Unterstützung in  Form 
von Hausaufgaben- und Nachhilfen oder För-
derunterricht angewiesen und nehmen diese 
Möglichkeit in beachtlicher Zahl wahr. 
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7.3 Erweiterung des Netzwerkes: 
 Migrantenorganisationen in der   
 Erziehungs- und Bildungsarbeit

Migrationseltern können die ihnen von den Bil-
dungseinrichtungen, insbesondere den Schulen, 
zugewiesenen Bildungsaufgaben nicht alleine 
leisten. Sie bedürfen der Unterstützung bei den 
Hausaufgaben der Kinder, aber auch in der For-
mulierung und Durchsetzung ihrer Interessen. 
Migrationseltern – wie manche einheimisch deut-
sche Eltern auch – können Probleme in der Er-
ziehung, insbesondere in Krisenkonstellationen, 
nicht allein lösen. Ihnen fehlt der Zugang zu den 
deutschen Beratungseinrichtungen, und diese 
sind auch heute noch nicht hinreichend inter-
kulturell geöffnet. Migrationsdienste sind für 
 spezifi sche Fragen nicht genügend fachlich spe-
zialisiert und fi nden nur begrenzt das Vertrauen 
der Hilfe suchenden Familien. Den eigenen eth-
nischen Organisationen fehlt es an fachlicher 
Kompetenz und Professionalität. Zur Zusam-
menarbeit zwischen deutschen (Spezial)Beratungs-
stellen, Migrationsdiensten und Migrantenorga-
nisationen in Fragen der Erziehung und Bildung 
kommt es nicht im notwendigen Maße. Den 
 Familien fehlt ein Netzwerk, in das alle drei Seg-
mente eingebunden sind.

Dieses geforderte Netzwerk ist in der Erzie-
hungswirklichkeit der Migrationsfamilien nicht 
vorhanden. Wird die Kooperationspraxis der 
(deutschen) Erziehungs- und Bildungseinrich-
tungen in den Blick genommen, dann werden 
innere Grenzen erkannt: Es könnte von kulturel-
ler Nähe und kultureller Distanz gesprochen wer-
den. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Bera-
tungs- und Bildungseinrichtungen,  also über-
wiegend Menschen deutscher Nationalität und 
deutscher Sprache (meist monolingual), haben 
aufgrund dieser Eigenschaften zu manchen Ko-
operationspartnern  mehr, zu anderen weniger 
Zugang. Nähe und Ferne ergeben eine Skala: 
Leicht erreichbar sind andere deutsche staatliche 
Institutionen (Agentur für Arbeit, Ämter, Schu-
len), dann folgen deutsche nichtstaatliche Ins-
titutionen (Wohlfahrtsorganisationen, Kirchen), 
entfernter sind nicht-deutsche staatliche Insti-

tutionen (Konsulate, Kulturinstitute) und am 
entferntesten schließlich nicht-deutsche nicht-
staatliche Institutionen (Migrantenorganisatio-
nen). Letztere haben bei Fragen der Erziehung in 
den Migrationsfamilien und bei Bildungsfragen 
der Kinder einen besonderen Stellenwert. Für die 
Migrationsfamilien stellt sich nämlich die Ko-
operationspraxis anders dar: Kulturelle Nähe erle-
ben sie in den ethnischen Gemeinschaften und 
in den Migrantenorganisationen, denen sie sich 
zugehörig fühlen. Diese sind für sie leicht er-
reichbar. Dieses gilt auch für spezifi sche Bera-
tungsdienste wie die Regionalen Arbeitsstellen 
zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus 
Zuwandererfamilien (RAA), die Jugendmigra-
tionsdienste, den internationalen Verein, wenn 
dort vertraute Personen tätig sind. Es folgen Bil-
dungs- und Beratungseinrichtungen, wenn sie 
sich interkulturell geöffnet haben. Entfernt sind 
ihnen Beratungsstellen und Ämter ohne inter-
kulturelle Öffnung. 

Die Migrantenorganisationen, das sind die 
Verbände und Organisationen, die von Personen 
und Gruppen mit Migrationshintergrund gegrün-
det, geleitet und in Zielen bestimmt werden, neh-
men in den letzten Jahren an Zahl und Bedeu-
tung zu. Seit Beginn der Einwanderung und vor 
allem seit dem Zeitpunkt, zu dem der Familien-
nachzug zahlenmäßig bedeutsam wurde, haben 
sich spezifi sche Vereine gebildet, die sich der 
 Bildungsfragen annahmen. Aktivitäten zur Ver-
besserung der Bildungssituation gingen von einer 
großen Zahl von – überwiegend von Deutschen 
gegründeten – Initiativgruppen aus, die sich der 
Hausaufgabenhilfe, der Elternarbeit und der be-
rufl ichen Orientierung sowie der Unterstützung 
der Jugendlichen parallel zur Ausbildung wid-
meten. Ergänzend dazu haben sich einzelne 
Gruppen von Einwanderern schon damals selbst 
um die Bildungsfragen gekümmert, zunächst 
überwiegend bezogen auf die eigene ethnische 
oder nationale Gruppe. Besondere Beachtung 
 fi nden die Spanischen Elternvereine, die schon 
Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre 
als Selbstorganisationen Vernetzungsstrukturen 
aufgebaut haben, und die – zusammen mit einem 
der Einwanderungssituation und der Eigenver-
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antwortlichkeit der Migrationsfamilien adäqua-
ten an Paulo Freire orientierten Ansatz – als 
 Beispiele gelungener Bildungsarbeit angeführt 
werden.

Ebenfalls bereits in den 1960er Jahren hatten 
sich die türkischen Arbeitsmigranten entlang 
 politischer oder religiöser Kriterien organisiert, 
ohne dass sie zunächst in stärkerem Umfang im 
Bildungsbereich tätig wurden. Erst seit Ende der 
1980er Jahre gewannen die türkischen Eltern-
vereine an Gewicht, und die türkischen Migran-
tenorganisationen haben sich verstärkt den Bil-
dungsfragen zugewendet. Auch die muslimischen 
Vereine widmeten sich in immer stärkerem Maße 
Bildungsaktivitäten. Es tauchten mit den ethni-
schen Selbsthilfebewegungen neue Anbieter auf 
dem Bildungsmarkt auf. Die ethnischen Ge-
meinschaften, in der der Anteil gut ausgebildeter 
Mittelschichten wächst, forderten und fordern in 
immer stärkerem Maße, die Beratung „ihrer 
Landsleute“ in Eigenverant wortung übernehmen 
zu können. Sie widmen sich im zunehmenden 
Maße auch den Bildungsfragen der Kinder und 
Jugendlichen, insbesondere dem Bereich der 
Hausaufgabenhilfe und der Nachhilfe.

In neuerer Zeit engagieren sich vermehrt 
 Migrantenorganisationen, um die Defi zite der 
Bildungseinrichtungen aufzufangen. Es werden 
neue Elternvereine mit entsprechenden Dachver-
bänden gegründet (z. B. Phoenix für die Gruppe 
der Aussiedler und Aussiedlerinnen), vorhandene 
Einrichtungen, wie z. B. die türkischen Eltern-
vereine und die Moscheevereine, engagieren sich 
in immer stärkerem Maße im Bereich der Bil-
dung; dieses gilt auch und insbesondere für die 
muslimischen Organisationen. Muslimische Ver-
eine werden Träger von Kindertagesstätten, so 
z. B. 2008 in Berlin-Wedding und 2009 in Mainz. 
Weitere Einrichtungen sind geplant. Schon seit 
20 Jahren besteht in Berlin-Kreuzberg eine isla-
mische Grundschule, Privatgymnasien als aner-
kannte Ersatzschulen der Sekundarstufe I und II 
werden in Stuttgart, Köln, Mannheim und ande-
ren Städten von einem Trägerverein gegründet 
und unterhalten, der der Gülen-Bewegung zu-
gehört (s. dazu Boos-Nünning 2011: 205ff.). In 
vielen Moscheegemeinden von DITIP (Türkisch-

Islamische Union der Anstalt für Religion), dem 
VIKZ (Verband der Islamischen Kulturzentren) 
und ATIB (Union der Türkisch-Islamischen Kul-
turvereine in Europa) werden neben einer außer-
schulischen religiösen Unterweisung und Frei-
zeitangeboten Lernhilfen für Schüler und Schüle-
rinnen angeboten. Der VIKZ unterhält zudem in 
Deutschland 19 Wohnheime (16 für Jungen und 
drei für Mädchen), in denen die Bildungsarbeit 
einen großen Raum einnimmt (Boos-Nünning 
2010: Kap. 2). Wenig von der Öffentlichkeit wahr-
genommen, haben bis 2011 92 Schulen mit 
 evangelikalen Trägervereinen und 32 794 Schü-
lern und Schülerinnen die Arbeit aufgenommen. 
Seit den 1970er Jahren gibt es griechische (Aus-
lands) Schulen als Ergänzungsschulen in Deutsch-
land, die zurzeit wegen der Finanzkrise in Grie-
chenland von Personalabbau bedroht sind. Al ler-
dings werden sie nicht von Migrantenorga nisa-
tionen, sondern vom griechischen Staat einge-
richtet und unterhalten. 

Warum kommt es gerade in den letzten Jah-
ren in einem so starken Maße zu Bildungsakti-
vitäten der Migrantenorganisationen? Zunächst 
einmal reagieren die Migrantenorganisationen 
auf das offensichtliche Unvermögen der deut-
schen Bildungseinrichtungen, die Situation der 
Schüler und Schülerinnen mit Migrationshin-
tergrund zu verbessern. Sie sehen die Notwendig-
keit, selbst Initiativen zu ergreifen, wenn sie das 
Leiden der Kinder und ihrer Eltern verringern 
wollen. Die Migrationsfamilien leben mittler-
weile langjährig in Deutschland und sind in ih-
ren Lebensplanungen überwiegend auf Deutsch-
land ausgerichtet, haben zu einem Teil dank der 
deutschen Staatsangehörigkeit politische Rechte 
und engagieren sich im Gemeinwesen. Sie sind 
aber nicht assimiliert und wollen dieses auch 
nicht sein. Vielmehr haben sie teilweise ethnisch 
subkulturelle Lebensformen und Orientierun-
gen ausgebildet. Ausdruck der subkulturellen For-
men sind die ethnischen Vereine. Zahlenmäßig 
größere Bedeutung haben zum heutigen Zeit-
punkt die religiösen und die Kulturvereine, die 
Begegnungszentren und die sozialen und hu-
manitären Vereine. Vermutlich wird die Zahl der 
ethnischen Gruppierungen in den nächsten Jah-
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ren wegen bedeutsamer werdenden kleinräumig 
angelegten ethnischen Wohnbezirken und wegen 
der steigenden Bedeutung einer eigenen Funk-
tions- und Professionselite, zum Beispiel Rechts-
anwälte und Rechtsanwältinnen, Ärzte und Ärz-
tinnen, Steuerberater und Steuerberaterinnen 
 sowie Geschäftsleuten steigen. Diese werden im-
mer mehr initiativ, um Privatschulen oder Vereine  
zur  Verbesserung  der   Bildungssituation   von Mi-
grationskindern und -jugendlichen zu gründen. 
Durch Professionseliten wird die politische Kraft 
der Migrantenorganisationen gestärkt. Sie sind 
nunmehr auch in der Lage, die oben aufge führ-
ten Lücken zu füllen und eigene Beratungsan-
gebote aufzubauen, wie z. B. im Begegnungs- und 
Bildungszentrum für muslimische Frauen in Köln, 
um nur eins von vielen Beispielen zu nennen.

Die Migrantenorganisationen investieren 
viel in die Unterstützung der Bildungsarbeit in   
den   Migrationsfamilien   durch   ein   enormes  
Angebot  an  Hausaufgaben  und -nachhilfe. Sie 
unterstützen die Erziehungsarbeit durch die 
Durchführung kinder- und jugendpädagogischer 
Arbeit vor allem in Form von Freizeitangeboten. 
Ihre Angebote werden von den Migrationsfami-
lien angenommen. Die „deutschen“ Bildungs-
einrichtungen und Beratungsstellen, teilweise 
aber auch die spezifi schen Migrationsdienste, be-
handeln die Migrantenorganisationen hingegen 
eher zurückhaltend. Migrantenorganisationen 
und ihre Repräsentanten sind in kommunalen 
und in  den Vertretungsorganen deutlich unter-
repräsentiert. Längst nicht in allen Städten wer-
den sie in Planungsgespräche um Bildung oder 
Erziehung einbezogen; nur langsam nimmt z. B. 
die Zahl der Migrantenjugendverbände in den 
Stadtjugendringen zu. Migrantenorganisationen 
fehlen weitgehend in Gremien, denen politischer 
Einfl uss zugeschrieben werden kann. Sie werden 
auf eigene spezifi sche Gremien wie etwa dem 
 Integrationsrat verwiesen. Auch in der Vielzahl 
von Netzwerken auf der Ebene der Kommunen 
sind Personen mit Migrationshintergrund unter-

repräsentiert und es fehlt die Partizipation der 
Migrantenorganisationen weitestgehend. Gaita-
nidis (2006: 31) weist auf die Notwendigkeit der 
(Teil-)Professionalisierung der Vertreter und Ver-
treterinnen der Migrantenorganisationen hin, 
die nicht nur zur Qualitätssteigerung der Arbeit 
beiträgt, sondern auch die Basis für eine Verbes-
serung der Kooperation mit der professionellen 
Sozialarbeit, der Kommunalverwaltung und an-
deren wichtigen Akteuren (den Parteien, Kirchen, 
Gewerkschaften) legt. Professionelle Vertreter 
von (Migranten-)Elternvereinen bilden so ein 
wichtiges Scharnier zwischen ethnischer Gemein-
schaft und Mehrheitsgesellschaft.

Es ist unschwer vorauszusagen, dass die For-
derungen nach deutlich stärkerer Einbeziehung 
der Migrantenorganisationen auch Widerstände 
aktivieren: zu schwierig, zu unangenehm und zu 
zeitaufwendig. Immer noch scheint in manchen 
Gesprächen ein Grundmisstrauen durch. Dieses 
gilt vor allem religiösen Verbänden und deren 
Bildungs- und Jugendarbeit (s. dazu in Hinsicht 
auf die Wohnheime des VIKZ Boos-Nünning 
2010: 58ff.). Die Projekte des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge eröffnen Migranten-
organisationen Räume für die Erprobung von 
 Kooperationsformen im Bereich von Erziehung 
und Bildung mit der Möglichkeit für letztere als 
Projektträger aufzutreten. 

Beim Versuch, die Forderung nach Mitwir-
kung von Migrantenorganisationen in Netzwer-
ken zu realisieren, geht es dann nicht mehr dar-
um Strategien zu erarbeiten, um Migrantenorga-
nisationen für eine Kooperation zu „gewinnen“ 
(deutscher Blick). Es geht vielmehr darum, für 
 einen gleichberechtigten Dialog mit diesen bereit 
zu sein. Wird diese Schwelle der Machtasymme-
trie überwunden, kann dies zum Motor für die 
Etablierung und weiteren Stabilisierung eines 
Netzwerkes werden, in dem Migrationsfamilien, 
gestärkt durch ihre Organisationen, ihre Erfah-
rungen und Forderungen gleichberechtigt ein-
bringen können.
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